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Wir glauben Euch noch nicht
Kurzeinschätzung der neuen deutschen Diskussion zum kommenden Irakkrieg

von Tobias Pflüger

Gerhard Schröder und Joschka Fischer haben sich in den ABC-Abwehrkräfte hätten eine andere Aufgabe, als bei

letzten Tagen eindeutig gegen einen neuen ra einem Irakkrieg mit dabei zu sein, ist völlig unglaub—
ausgesprochen. Dies ist eine neue Positionierün

., rdig Es wurden gezielt ABC-Abwehrkräfte in Kuwait

grund der Vorgeschichte (frühe Kriegszusage im um bei einem Angriff auf den Irak angrei-
2002) und der Bilanz von rot-grüner Kriegspo zur Hilfe zu kommen. F. Merz (CDU)
ser »Antikriegskurs» von Schröder und Fische: CAbwehrmatenal ist in Kuwait

glaubwürdig. Im folgenden wird analysiert, was; not n der Region zu einem Kon-
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stehen und dabei bleibt es.« Von Besonnenheit kann

bekanntlich beim Krieg in Afghanistan nicht die Rede

sein. Das Interessanteste ist aber die Formel vom »deut-

schen Weg«, die sich die SPD-Wahlkämpfer da einfallen

lassen haben Die Reden von Gerhard Schröder und

Franz Müntefering beim Wahlkampfauftakt in Hannover

sind nur so gespickt mit Formulierungen eines »deut-

schen Weges«. Die Kriegsablehnung der Friedensbewe-

gung hat mit dieser Position, die Anleihen bei nationa-

listischem Gedankengut macht, nichts zu tun.

Den Krieg als solches zu verunmöglichen

Nicht nur gegen eine deutsche Kriegsteilnahme sondern

gegen den Krieg an sich Ziel muß für die Friedensbewe—
gung natürlich nicht nur sein, eine deutsche Kriegsteil-
nahme zu verhindern, sondern auch den Krieg als sol-

ches zu verunmöglichen. Die militärische Infrastruktur in

Deutschland ist für die Kriegsführungsfähigkeit der US—

Truppen von wichtiger Bedeutung. Die Zusammenar-

beit mit Friedens—, Antikriegs— und Antiglobalisierungs-
bewegungen über den gesamten Globus ist sehr wichtig.
Wir müssen mit den Kriegsgegner/innen in den USA

und den anderen europäischen Ländern gemeinsam ge-

gen den Kriegskurs derjeweiligen Regierungen kämpfen.

Situation irri Irak selbst

Der ausscheidende GDU-Außenexprte Karl Lamers hat

aufeinen weiteren entscheidenen Punkt verwiesen: »Nie-

mand hat eine Vorstellung, was nach einer möglichen
Entmachtung Saddam Husseins passiert und wie das

Land dann noch zusammengehalten werden kann.«

(AFP, 04.08.2002) Schon nach dem zweiten Golfkrieg
lies die damalige Kriegskoalition kurdische und schiiti-

sche Bevölkerung schrecklich ins Messer laufen, Saddam

Hussein blieb an der Macht. Die Bevölkerung des Irak,
nicht das in aller Schärfe zu kritisierende Regime von

Saddam Hussein, leiden schwer unter dem Embargo, das

gegen das Land verhängt wurde Das Embargo ist ein

Krieg gegen die irakische Zivilbevölkerung. Eine Anti-

kriegsposition ist nur dann glaubwürdig, wenn es ihr

auch um die irakische Bevölkerung geht. Deshalb muß

das Ziel ganz klar die Aufhebung des Embargos gegen

den Irak sein. Die Bundesregierung muß sich al
'
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Mißtraueh gegenüber den UN-Inspekteuren ist also

durchaus auch berechtigt.

NATO-Treffen direkt

Am 24./25. Septem
nannte »informelle Treffen der-*

NATO« statt. Es ist damit zu rechnen, daß die einzelnen

NATO-Staaten dort erklären müssen, wie sie sich an ei-

nemIrak- Krieg beteürgen

wederTruppen noch In ,

gen den Irak zur Verfügung gestellt werden Die Wahr-
' "

hkeit eines Krieg fällt|m
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Invasion aussprechen würden In

ald Tribune« (IHT) vom 250

ropäischen NATOSta.
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rden Der Oberbefehlshaber der am

US-T,ruppen der General Tommy

hr- Einsatzkräfte, früher Krzsenreaktmrzskrafte
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Ich würde gerne mit einer persönlichen Bemerkung be-

ginnen. Es ist eine sehr bewegende Erfahrung für mich

hier zu sein. Ich habe die noble und tragische Geschich-

te der Kurden in derTürkei in den letzten Jahren mit al-

lem was ich finden konnte so gut wie möglich verfolgt,
besonders in den letzten zehn Jahren. Aber es ist etwas

ganz anderes die eigentlichen Gesichter der Menschen

zu sehen, welche Widerstand leisten und um Freiheit

und Gerechtigkeit kämpfen. Ich bin oft gebeten worden

meine Meinung über die Rechte von Menschen ihre Mut-

tersprache zu sprechen zu äußern. Das Recht die eige-
ne Muttersprache in jeder Hinsicht frei nach belieben

zu verwenden — in der Literatur, auf öffentlichen Ver-

sammlungen, in jeder anderen Form — ist ein grundle-
gendes und essentielles Menschenrecht. Es gibt nichts

weiter dazu zu sagen.
Die Kampagne der letzten Wochen, geführt von Stu-

denten, Müttern und Vätern, das Recht Wahlfächer in

der eigenen Sprache abhalten zu können zu verlangen,
bestätigt wiederum einfach ein elementares Menschen-

recht, welches nicht zur Diskussion stehen sollte. Man

kann die Courage der Menschen, welche die Kampagne
unterstützen nur bewundern, wenn man die Repression
und Feindseligkeit betrachtet. Jenseits der kulturellen

Rechte, welche außer Diskussion stehen, liegt die Welt

der schwierigen, verwickelten Fragen der politischen
Rechte.

Die nächste Frage, die aufkommt, hat mit den an-

zuwendenden Methoden zu tun um solche Ziele zu er-

reichen. Hier ist die Hauptfrage, ob diese Methoden ge—

waltvoll oder gewaltfrei sein sollten. Dabei haben wir

zwei Arten von Fragen zu unterscheiden: Moralische Fra-

gen und taktische Fragen. Bezüglich der moralischen

Fragen ist meine persönliche Ansicht, dass eine sehr ho-

he Beweislast von jedem zu tragen ist, der Gewalt be-

fürwortet oder ausübt. MeinerAnsicht nach, kann dieser

Beweis fast nie geliefert werden. Gewaltfreier Wider-

stand ist sowohl moralisch, als auch taktisch angemes-

sener. Es gibt jedoch ein fundamentales Prinzip der Ge-

waltlosigkeit: Du predigst nicht Gewaltlosigkeit, wenn

du nicht auch gewillt bist neben den Menschen zu ste-

hen, welche die Unterdrückung erleiden, sonst kannst du

diesen Ratschlag nicht geben. Ich bin nicht in der Lage
neben den Menschen, welche die Unterdrückung erlei-

den, zu stehen, also kann ich nur meine Meinung abge-
ben, aber keinen Rat.

Terror und Gegenterror

Es ist ein auffälliges Merkmal in der Geschichte, dass

Unterdrückung zu Widerstand führt und Widerstand oft

zum gewalttätigen Widerstand wird. Wenn das ge-

schieht, wird jener Widerstand stets Terrorismus ge-

nannt. Das gilt in allen Fällen, sogar bei den brutalsten

Massenmördern der Welt. Zum Beispiel beschrieben die

Nazis ihre Aktivitäten in Europa als die Verteidigung
der Bevölkerung gegen den Terrorismus der Partisanen,
welche von außerhalb geleitetet würden. Dasselbe gab
es mit den Japanern in der Mandschurei. Sie verteidigten
die Bevölkerung gegen den Terrorismus der Chinesischen

Banditen. Propaganda, egal wie einfältig, enthält immer

ein Stückchen Wahrheit, wenn es überhaupt glaubwür-
dig sein soll. Und sogar im Fall der brutalsten Massen—

mörder, wie den Nazis oder den japanischen Ein-

dringlingen, gab es ein Element der Wahrheit in ihren

Behauptungen. So waren ihre Argumente in einer be-



stimmten verdrehten Weise legitim, dasselbe kann für

die Vereinigten Staaten, die Türkei und andere Länder,
die behaupten ihre Bevölkerung gegen Terrorismus zu

verteidigen, auch gesagt werden.

Bezüglich dem Begriff des Terrorismus gibt es zwei

Ausdrücke: Der eine ist »Terror«, und der andere ist »Ge-

genterror«. Wenn man z.B. in den Handbüchern der US-

Armee nachsieht findet man, dass sie »Terror« und »Ge-

genterror« definieren. Und das Interessante dabei ist,
dass diese Definitionen im Prinzip identisch sind. Terror

ist offensichtlich genau das gleiche wie Gegenterror. Der

Hauptunterschied liegt im Urheber der terroristischen

Gewalt. Wenn es jemand ist, den wir nicht mögen ist

es Terror. Ist es jemand, den wir mögen, ist es Gegenter-
ror. Aber abgesehen von dieser Definition sind die Hand-

lungen ziemlich diesselben.

Ein anderer wichtiger Unterschied zwischen Terror

und Gegenterror ist, dass das was »Gegenterror« genannt
wird, üblicherweise von Staaten ausgeführt wird. Es ist

der Terrorismus den Staaten ausführen. Und Staaten

haben Ressourcen, die es ihnen ermöglichen weitaus ge-

walttätiger und zerstörerischer zu sein als private Terro-

risten. Also ist das Endergebnis, dass der staatliche Ter-

rorismus denjenigen jeder anderen Person oder Gruppe
auf der Welt bei weitem übersteigt.

Wir lesen ständig, dass Terrorismus die Waffe der

Schwachen ist. Das ist absolut falsch, genau das Ge-

genteil der Wahrheit. Wie jede andere Waffe wird Ter—

ror von den Starken viel effektiver genutzt, welche übe-

rall auf der Welt die »führendsten Terroristen« sind, ab—

gesehen davon, dass sie es »Gegenterror« nennen.

Derzeit hören wir jeden Tag, dass es einen »Krieg
gegen den Terror« gibt, der von den allermächtigsten

Staaten ausgerufen wurde. Tatsächlich ist er sogar zum

zweiten Mal ausgerufen worden. Er wurde ja bereits im

Jahr 1981 deklariert, vor zwanzig Jahren. Als die Rea-

gan-Regieru ng ins Amt kam, legte sie fest, dass der Kern

der US-Außenpolitik staatlich gesponserter internatio-

naler Gegenterrorismus sein würde, die Plage der Neu-

zeit. Sie verkündeten, dass sie das Böse aus der Welt

vertreiben würden. Der Krieg ist nun erneut ausgerufen
worden, mit der selben Rhetorik und fast von den glei-
chen Leuten.

Der Krieg gegen den Terrorismus

in den achtziger Jahren

Der Fokus des ersten Krieges gegen den Terror richtete

sich auf Zentralamerika und den Nahen Osten. Beide

Regionen waren in den 80er Jahren Schauplätze von

massivem Terrorismus, der größte Teil davon — der bei

weitem größte Teil — ist von den Vereinigten Staaten und

ihren Klienten und Verbündeten ausgegangen, in einem

Ausmaß, das zuvor nur ganz selten erreicht wurde. Es

ist jetzt nicht genug Zeit um auf die Details einzuge—
hen, aber im Nahen Osten war z.B. der brutalste Terror-

akt die israelische Invasion des Libanon, der ungefähr
20.000 Menschen das Leben kostete — unterstützt,

bewaffnet und verteidigt von den Vereinigten Staaten.

Es gab dafür keinen Vorwand. Es wurde in Israel ganz

offen erkannt, dass dieser Krieg ein Teil der us-israeli-

schen Politik zur Sicherung der effektiven Kontrolle über

die besetzten Gebiete Israels war. Und das ist nur ein

Beispiel vom Terrorismus in dieser Region, der entweder

von den USA ausgeführt oder entscheidend unterstützt

wurde.

SF3/2002[7]



[8] SF 3/2002

In Zentralamerika versuchte die Reagan-Verwaltung
zuerst das Modell zu verwirklichen, das John F. Kenne-

dy in Südvietnam anwandte. Das hätte bedeutet Zen-

tralamerika direkt anzugreifen — einschließlich chemi-

scher Kriegsführung, Napalm, einer Bombardierung mit

B-52-Bombern und einer Invasion amerikanischer Trup—
pen. Sie mussten jedoch von dieser Absicht Abstand

nehmen, da die Bevölkerung der USA in den seit Viet-

nam vergangenen zwanzig Jahren in bedeutender Weise

zivilisierter geworden war
— durch Aktivismus, Protest

und Organisation. Deswegen musste die Reagan-Regie-
rung von einem direkten Angriff wie in Südvietnam ab-

sehen und sich anstelle dessen dem internationalen Ter—

rorismus zuwenden. Sie schufen das außergewöhnlichste
internationale Terroristennetzwerk, das die Welt jemals
gesehen hatte. Wenn ein Land wie Libyen einen Terror-

akt durchführen will, engagiert es ein Individuum wie

Carlos. Wenn ein großer mächtiger Staat wie die USA

internationalen Terrorismus durchführen Will, engagiert
es terroristische Staaten: Taiwan, Israel, Argentinien un-

ter den Neo-Nazi Generälen, Großbritannien, Saudi-Ara-

bien. Andere terroristische Staaten führen zusammen

mit ortsansässigen Helfern den größten Teil der Arbeit

aus. Die USA stellt Finanzierung, Training und die all—

gemeine Planung zurVerfügung. Die Ergebnisse waren

furchtbar: hunderttausende Menschen getötet, jede vor-

stellbare Art von Folter, alles was Sie schon von der

südöstlichen Türkei in den letzten zwanzig Jahren wis-

sen. Und schließlich waren sie erfolgreich in der Nieder-

schlagung des Widerstandes der Bevölkerung. Es war so—

gar eine Art des »Kampfes der Kulturen« vorhanden um

einen heutigen Modesatz zu benutzen: die USA kämpf-
ten gegen die katholische Kirche. Die Kirche hatte näm-

lich einen schweren Fehler begangen: Sie hatte die »von

den Armen bevorzugte Option« gewählt, eine Verpflich-
tung zum Wohl der Armen, der großen Mehrheit, zu ar-

beiten. Das war inakzeptabel. Der Krieg ist somit auch

zu einem großen Teil gegen die Kirche gerichtet gewe—

sen. Die fürchterliche Dekade fing mit dem Mord eines

Erzbischofs an. Sie endete mit dem Mord von sechs

führenden Jesuitischen Intellektuellen. Dazwischen wur-

den viele Priester, Nonnen und Laienarbeiter getötet,
und natürlich zehntausende Bauern, Arbeiter, Frauen

und Kinder * die üblichen Opfer.
Der Terror war so extrem, dass es zu einer Verurtei-

lung der USA für internationalen Terrorismus durch den

Weltgerichtshof kam und zu einer Anordnung mit den

Verbrechen aufzuhören und Reparationen zu zahlen. Es

gab eine unterstützende Resolution des Sicherheitsra-

tes der Vereinten Nationen, die alle Staaten zur Einhal-

tung des internationalen Rechts aufrief, womit die USA

gemeint waren. Die Entscheidung des Weltgerichtshofs
wurde arrogant beiseite geschoben und der Krieg wur-

de augenblicklich verstärkt. Die Resolution des Sicher-

heitsrates, die alle Staaten zur Einhaltung des interna-

tionalen Rechts aufrief, wurde per US-Veto abgelehnt.
Dies alles ist aus der Geschichtsschreibung ver-

schwunden. Es ist Geschichte, aber es ist nicht die Ge-

schichte von der wir erfahren. Seit derselbe Krieg am

II. September erneut ausgerufen wurde — viele Leute

sind dieselben und mit der gleichen Rhetorik — sind end-

lose Stöße Papier produziert worden, die dem neuen

»Krieg gegen den Terror« gewidmet sind, aber man hat

es sehr schwer irgendeine Information darüber zu finden,
was im ersten »Krieg gegen den Terror« passiert ist, den

dieselben Leute durchgeführt haben. Das wird bewusst

vergessen und es verschwindet aus sehr einfachen Grün-

den: Terror ist beschränkt auf das, was die anderen uns

antun. Was wir ihnen antun, auch wenn es tausendmal

schrecklicher ist, zählt nicht und verschwindet aus dem

Gedächtnis. Das ist das Gesetz der Geschichte, so lange
die Geschichte von den Mächtigen geschrieben wird und

von den gelehrten Klassen weitergegeben wird — den

Dienern der Macht.

Der Nahe Osten

Ich werde nun auf den Nahen Osten eingehen. Die Bri-

ten haben den Nahen Osten natürlich für eine lange Zeit

verwaltet. Sie waren die führende Macht und hatten ei-

nen Rahmen innerhalb dessen sie die Region kontrol-

lieren konnten. Zuerst wurde sie direkt durch Streitkräf—

te kontrolliert. Aber nach dem Ersten Weltkrieg war

Großbritannien geschwächt, und es war nicht länger in

der Lage das Gebiet durch direkte Gewaltausübung zu

beherrschen. Also wandten sie sich anderen Techniken

der Machtausübung zu. Die militärische Technik, die sie

wählten, war die Benutzung von Luftstreitkräften zur

Attacke von Zivilisten. Die Luftmacht war gerade erst

verfügbar, also begann Großbritannien mit der Bombar-

dierung von Zivilisten von Fliegern aus. Es wandte auch

Giftgas an, hauptsächlich unter dem Einfluss von Win-

ston Churchill, der ein wirklich brutales Monster war.

Churchill ordnete als Kolonialsekretär die Benutzung von

Giftgas gegen diejenigen an, die er »unzivilisierte Stäm-

me« nannte: Darunter fallen heute Kurden und Afgha-
nen. Er ordnete die Benutzung von Giftgas gegen diese

»unzivilisierten Stämme« deswegen an, weil — wie er sag-

te —

es einen »lebhaften Terror« hervorrufen und britische

Leben retten wird. Das war die militärische Seite. Es ist

wichtig, sich daran zu erinnern, dass Giftgas nach dem

Ersten Weltkrieg als die schlimmste Grausamkeit galt.
Die Details darüber werden wir nie erfahren.

Der Grund dafür ist, dass die Britische Regierung
vor zehn Jahren eine »offene Regierungs-Politik« ver-

kündete, um die Regierung für die Bevölkerung trans-

parenter zu gestalten: Bürger sollten mehr über sie

erfahren. Die erste Handlung der offenen Regierungs-
Politik war es, diejenigen Dokumente vom Büro für

Öffentliche Dokumente zu entfernen, welche mit der

Benutzung von Giftgas gegen »unzivilisierte Stämme« zu

tun hatten. So ist dieser militärische Teil aus der Ge-

schichte entfernt.

Es gab auch eine politische Seite bezüglich der Kon-

trolle dieser Region. Das britische Konzept war die Schaf-

fung dessen, was sie »Arabische Fassade« nannten: Das

heißt schwache Staaten, die von der britischen Unter-



stützung abhängig sein würden

und als ein »konstitutioneller An-

schein« dienen würden, hinter wel-

chem die Briten die eigentliche
Macht ausüben könnten. Als die

USA Großbritannien von der Macht

verdrängten, übernahmen sie im

Prinzip das britische Modell. Die

Region sollte durch eine arabische

Fassade von schwachen, korru pten
Staaten geführt werden, welche für

ihr Überleben auf äußere Unter-

stützung angewiesen sind; sie sol-

len die Region verwalten. Die USA

bleiben im Hintergrund und spie-
len mit ihren militärischen Muskeln

falls dies notwendig sein sollte.

Und die USA hat eine Art Kampf-
hund, weicher »England« genannt
wird und welcher manchmal als

ebenso unabhängiger Staat er-

scheint wie die Ukraine unter der

sowjetischen Herrschaft. Seine Hauptfunktion ist es, die

Dienste zu erledigen, die es in seiner jahrhundertelan-
gen Erfahrung gelernt hat — diejenigen Dienste welche

vom führenden Britischen Staatsmann Lloyd George be-

schrieben wurden, als er im vertraulichen schrieb, dass

»wir uns das Recht vorbehalten müssen, Nigger zu bom-

bardieren«. Das ist wichtig und das ist die britische Rol-

le, wenn der Meister etwas Beihilfe braucht oder den

Vorwand, dass er für die »Internationale Gemeinschaft«

handelt — ein Ausdruck, der inhaltlich für die USA und

jedes Land, das mitzieht steht.

Die USA fügten eine neue Erfindung hinzu. Sie er-

weiterten die britische Rolle mit einer Ebene von dazwi-

schen liegenden Staaten, Staaten die »abrufbereite Po-

lizisten vor Ort« sind, Polizisten, die auf den Straßen ar-

beiten. In diesem Fall sind die »örtlichen Polizisten«

Hilfsstaaten. Das Polizeihauptquartier liegt in Washing—
ton. Die Türkei war der erste »abrufbereite Polizist« mit

der Aufgabe, die arabische Fassade vor ihrer eigenen Be-

völkerung zu beschützen, welche der gefährlichste Feind

ist. Die Türkei gehörte dazu, der Iran unter dem Schah

ebenso. Nach 1967, als Israel das Zentrum des arabi-

schen Nationalismus zerstört hatte, wurde es ein Mit-

glied der Allianz. Pakistan war für lange Zeit ein Teil da-

von. Die Grundidee ist es, nicht—arabische Staaten zur

Verfügung zu haben, die militärisch stark sind und die

arabische Fassade von denjenigen inneren Kräften ver—

teidigen können, die seltsame Ideen haben: 2.8. die Idee,
dass Reichtum und Ressourcen der Region ihnen zugute
kommen sollten, anstatt den reichen Leuten im Westen

und ihren Verbündeten. Solche Ideen werden »radikaler

Nationalismus« genannt und müssen unterdrückt wer—

den: und zwar durch die »abrufbereiten Polizisten vor

Ort«, welche die vorläufige Verantwortung haben, und

wenn das nicht als Drohung ausreicht, kommen die USA

und ihr Kampfhund und benutzen die örtlichen Poli-

zeiländer als Basen. —

Öl war der Hauptgrund für das Interesse am Nahen

Osten. Es gibt inzwischen einen zweiten Grund: Das ist

Wasser, das enorm wichtig ist und in Zukunft noch viel

wichtiger werden wird, da die Wasserressourcen sich er—

schöpfen. Hierbei wird die Rolle der Türkei sogar noch

grundlegender, da die Türkei, und im besonderen die

südöstliche Region derTürkei, die Hauptquelle von Was-

ser in dieser Gegend ist. Und die Kontrolle über das Was-

ser befähigt zu dem was die US-Planer vor 50 Jahren

»Vetomacht« nannten, genauso wie die Kontrolle über

Öl. Wenn man den Wasserfluss in andere Länder unter-

brechen kann, wird sie diese auf die gewünschte Linie

bringen. Das ist wohl ein entscheidender Zweck von

Dämmen und anderen Projekten: Zu versichern, dass

die Kontrolle über das Wasser in den Händen von Kli-

enten derVereinigten Staaten sein wird, welche die Kon-

trolle über diese Region und wahrscheinlich auch über

die Vetomacht über widerspenstige Elemente garantie-
ren.

Werteprinzip

Die enorme Unterstützung der USA für die schweren

Gräueltaten der 90er Jahre in diesem Gebiet, welche zu

den schlimmsten der Welt in diesem Zeitraum gezählt
werden können, war eine Unterstützung für die Rolle der

Türkei als Teil des Herrschaftssystems der USA über das

Gebiet. Es geschah nicht aus Liebe für die Türken. Sie be-

ruht auf derVorliebe für die Dienste, welche die Türkei in

dieser Region erfüllen kann. Wenn die Türkei einem »ra-

dikalen Nationalismus« erliegen sollte — das heißt der

Unabhängigkeit — wird sie das Schicksal der Kurden tei-

len. Das gleiche gilt für die Unterstützung der USA für Is-

rael und für andere Klientenstaaten. Wenn sie ihre Funk-

tion erfüllen geht es ihnen gut. Wenn sie sich von der ge-

wünschten Richtung wegbewegen wird das anders sein.

Wir sehen das gleich nebenan im Irak. So lange Sad-

dam Hussein nur Kurden vergast, Dissidenten gefoltert
und Menschen im großen Stil abgeschlachtet hat, war

er in Ordnung. Großbritannien und die USA unterstütz-

ten ihn weiterhin. Nach seinen schlimmsten Grausam-

keiten stellten sie ihm sogar noch weiter Mittel zur Ver-

fügung um Waffenvernichtungswaffen zu produzieren,
zusammen mit anderer Hilfe und Unterstützung, die er

dringend brauchte, solange bis er einen Fehler machte:

Las Palmas/Nenton.

Schulkinder müssen an einer

Militärparade während des

Nationalfeiertages teilnehmen.

78. September 7992

Foto: Herby Sachs/version
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er widersetzte sich Befehlen. Das war inakzeptabel, al-

so muss er verschwinden, am besten durch einen Ersatz

mit irgendeiner ähnlichen Gestalt. Und genauso verhält

es sich mit anderen Klientenstaaten. Sie sind akzeptabel,
egal wie viele Gräueltaten sie durchführen, so lange sie

ihre Aufgaben innerhalb des Weltsystems erledigen: zu

versichern, dass die Reichen und Mächtigen bekommen,
was sie glauben zu verdienen, nämlich den Reichtum der

Region, ihre Ressourcen, ihre Märkte, und so weiter.

Anzeige

PGtGI’ DGCKGI’/ KOl1I’3d HGCKGI’
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11. September
Nun noch kurz zum letzten Thema: Der ll. September.
Was wir immer wieder hören ist, dass nach dem II. Sep-

' tember alles anders geworden ist. Dabei gibt es eine

zuverlässige Daumenregel: wenn irgendetwas immer

und immer wieder wiederholt wird, ist die Wahrschein-

lichkeit sehr hoch, dass es offensichtlich falsch ist. In die-

sem Fall heißt das, dass sich nach dem II. September
sehr wenig geändert hat. Die Politik, Ziele, Beunruhi-

gungen und Interessen der großen Mächte bleiben wie

sie waren. Es gab ein paar Veränderungen. Zum einen,

gibt es nun eine günstige Gelegenheit für brutale und

unterdrückende Elemente überall auf der Welt, ihre Po—

litik mit gesteigerter Intensität zu auszuüben, in Aus—

nutzung der Furcht und Beunruhigung ihrer Bevölke—

rungen und im Wissen der Unterstützung Washingtons.
Wie immer löst Unterdrückung Widerstand aus, und das

ist in diesem Fall genauso. In den USA ist die Bevölke-

rung, im Gegensatz zu dem, was die Schlagzeilen und

die intellektuelle Gemeinschaft erzählen, offener und

kritischer geworden, hängt mehr oppositionellen Mel—

nungen an, beteiligt sich vermehrt an Protesten und in-

teressiert sich für aktuelle Entwicklungen. Das gleiche
spielt sich überall aufderWelt ab.Vor ein paar Monaten

gab es eine internationale Konferenz in Brasilien, das

World Social Forum, welches ungefähr 60.000 Men-

schen von der ganzen Welt versammelt hat, Bürgerbe-
wegungen, Bauern, Arbeiter, Umweltschützer, Frauen—

gruppen
—

ganz viele unterschiedliche Leute. Sie orga—

nisierten sehr ernsthafte und konstruktive Foren und

Diskussionen, welche den großen Problemen der Welt

gewidmet waren. Das ist der Kern des weltweiten zivi—

len Widerstands, der sich entwickelt und versucht Pro—y
gramme zu verwirklichen, die sich gegen die globale Po—

litik stellen, mehr und mehr Reichtum und Macht in den

Besitz derjenigen zu leiten, bei denen sich schon jetzt der

Reichtum und die Macht konzentriert.

Das gleiche gibt es auch hier. In der Türkei wider-

setzen sich sowohl Türken als auch Kurden sehr mutig
und arbeiten für Veränderungen, welche die Gesell—

schaft offener, liberaler, freier und gerechter machen

werden. Sie liefern ein Modell, das von westlichen Men—

schenrechtsaktivisten bewundert wird und von dem die—

se einiges lernen sollten. Sie geben ein inspirierendes
Beispiel für das, was unter äußerst harten Bedingungen
getan werden kann um die Unterdrückung und staatli-

che Gewalt zu überwinden und eine ehrwürdigere
menschliche Gesellschaft zu erschaffen. Ihre Kämpfe
und ihre Ziele sind Ideengeber für andere, mehr zu tun.

Und nochmals, deswegen ist es so ein unglaubliches
Privileg und eine derartige Ehre für mich hier mit Ihnen

einige Tage zu verbringen.

übersetzt von Wolfgang Haug
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zähneknirschend.

One Year After...
Der 11. September und die Tage danach

von Annette Schiffmann

Drei Tage vorher wussten wir noch nicht, ob wir auch

fliegen können würden, dann kam das OK.

Wir sind geflogen, als wir schließlich durften.

Wir hatten ein mühselig erkämpftes Ziel. Den Hoch-

sicherheitstrakt von Pennsylvania. Und das jetzt
sausen lassen? Natürlich hatten wir Angst. Die Angst
vorm Fliegen in dieser Situation. Die Angst vor einem

neuen Anschlag. Die Angst vor den hysterischen
Kontrollen. Die Angst davor, nur Leuten mit Schaum

vorm Mund zu begegnen.
So war es nicht.

Stattdessen: 1000 Widersprüche.
Zwar: ausgesiebt nach Passvorzeigen aus 215 Mit-

fliegenden am Zoll mit folgender zweistündiger Schikane: „Was wollen Sie hier?

Wieso haben sie so wenig Gepäck dabei? Wieso haben Sie so wenig Bargeld
dabei? Natürlich wissen wir, dass Sie diesen Todeskandidaten besuchen wollen,

was wollen Sie damit erreichen? Wollen Sie hier Aufruhr anzetteln?!"

Fotos von allen Seiten. Fingerabdrücke nehmen. Sich alles gefallen lassen

Dann schließlich ins gelobte Land gelassen werden - „Just go, we ’re ready with you!" Keine Begründung, kein „sorry for that.“

Just go.

Zwar: CNN, der allgegenwärtige bundesweite Fernsehsender allerorten - in jeder Kneipe, jedem Waschsalon und einfach überall: von

morgens bis abends Propaganda, der Terror, Bin Laden, verrohte Al-Quaida-Kämpfer, der Angriff auf die Zivilisation und GOD BLESS

AMERICA.

Aber getroffen haben wir nur nachdenkliche Leute.

Seltsam.

So blieb die eigentliche Frage, und zwar ungelöst: wie kommt der Widerspruch zustande?

Wo kommt die Mehrheit her?

Wer hat diese Regierung eigentlich gewählt und warum lassen sie sie einfach weitermachen?

„ Geht es um »Demohratie«? Keine Spur. Denn warum wird

i
die Demohratie wohl immer eingeschränht, wenn ein Krieg ge-

führt wird? Geht es darum, »die %]t sicherer zu machen«?
Ma] ehr/ich: Fühlt sich heute irgend jemand sicherer als vor

dem 1 ]. September 2001 ?“

Mumia Abu-Jamal, Gefangener im Todestrakt von Pennsylvania seit

20 Jahren und drei Monaten.

Foto: Death Penalty information Center
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lm Waschsalon läuft der Fernseher. Die Talkshow heißt:

„Beten für Amerika“. Die Weltkarte, das heißt, die Karte der

USA im Hintergrund, ist voller Fähnchen überall. Das sind

die Leute in den Städten, die sich verpflichtet haben, 24

Stunden lang zu beten für Amerika. Am Stück. Danach

reichen sie das Stafettenholz an den nächsten und die

nächste weiter. So wunderbar. Gegen den Terror. Gegen die

Barbaren. Gegen das schreckliche Unglück, von dem keiner

weiß, wieso es „uns" getroffen hat. Die Talkmaster fassen

sich an den Händen, schließen die Augen und beten laut.

„God bless Amerika." Und weinen.

Wirklich.

Der Waschsalon ist voll und keiner kuckt.

Nur ich. „Was halten Sie davon?" frag ich die schwarze

Mutter vieler herumschreiender Kinder neben mir.

„ Oh what the fach/u sagt sie, „die spinnen doch. Das

Geld, was die jetzt plötzlich hahen für den Krieg,
das hätten wir so nötig hier, huch dir doch hieß die

Schule an da vorn! Ich hönnte schreien, echt.
“

„Das hann ich Ihnen aher sagen, Ma ’m, wenn ich in

einem dieser Flieger gesessen hätte, wär das alles nicht

passiert, was waren das für Flaschen, diese Passagiere!
Nach 15]ahren in Riad und Aden - Sie, mir macht
heiner mehr was vor.

‘

Gelangweilt durch die langen Wartezeiten am Flugschalter fängt
er an, der Mann vor mir, mir seine Meinung anzutragen - US—

Army-Officer und grade frisch zurück aus Aden nach 15 Jahren

auf dem Weg nachhause in Conneticut.

„Mal sehen, wie das wird, wenn ich meine Frau jetzt

öfter sehe als drei, vier %chen jedes fahr.
“

Zwei Wochen später, in den Philadelphia Gay News - viertgrößte
Tageszeitung der Stadt, lesen wir den Nachruf auf einen Passagier
der vierten entführten Maschine, dessen Handgemenge mit den

Entführern den Absturz über bewohntem Gebiet verhindert hat.

„Marc Bingham war ein bekennender Homosexueller, jetzt haben

wir unsere eigenen Helden“, schreibt die Zeitung - nur schwer

erträglich, das zu lesen, aber in der Atmosphäre selbst der großen
Städte dort in USA ist das seltsam verständlich plötzlich.

„No, Ma 'm, no visits for Mr. ]ama/.
“

In Windeseile ist die sogenannte „patriot act“

erlassen worden - Sondergesetze für Kriegsgefange-
ne. Warum Mumia dazu zählt, wird nicht begründet
- er hat, wie viele andere, von heute auf morgen

Kontaktsperre.
Unser lang geplanter Besuch wird nicht stattfinden.



„Das Loch"

Er kommt zurTür herein und schreit. Das ist

so ungewöhnlich für den sanften kleinen

Mann, den immer freundlichen Fernando, der

uns in Philadelphia beherbergt, dass wir

erschreckt zusammenfahren.

„ Sie baben diesen Krieg beschlossen! “,
wütet er, „und nictzt nur das - sie teiben
sictz die Rentenrücb/agen für 2 ]abre aus,

wer jetzt in Rente muss, bat Pecb gebabt.
“

Am nächsten Tag berichtet CNN, dass die

Regierung auch die Rücklagen für die

Lohnsteuerjahresausgleiche der Niedrig-
verdienenden für den Krieg benötigt.
„Wir müssen alle Opfer bringen.”
Jawohl - kein Heizöl diesen Winter in

Northern Philly.

„Mein Gott, es ist der Horror, ictz war nur zufällig
nicbt in meinem Büro an dem 721g, at] meine Kollegen
sind tot, meine Arbeit gibt 's nictzt metzr. Und trotz-

dem, Ladg„ so pervers es biingt - das bat mictz aufge-
wecbt. Das Leben bann so sctzne/t zu Ende sein, und

icb bab nur gearbeitet. ]etzt denk ictz: was ein Sctzei/i.
lWen interessiert scbon Geld und noctz mebr Geld?! lctz

muss besctzeuert gewesen sein. jetzt wit] ictz end/ictz

Zeit mit meiner Freundin und dem Kind verbringen.
“

Ein Börsenmakler bei Ground Zero, auf der Straße, einfach so,

als wir ihn nach dem Weg gefragt haben.

Die Werbetafeln von Viacom in New York, einem

der größten Tele-Konzerne der USA

Peace

Hé Ping
Paix

Meer

Paz

barmong
patience
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„Ach, Ma 'm, alle feiern uns jetzt als

Helden - wir machen das hier nicht für
Ruhm und Ehre, es ist nur: irgend

(. (

jemand muss es tun.

Feuerwehrfrau bei Ground Zero

„Ich weiß genau, warum SIE uns so

assen, aber scheiße, Mensch, wenn ich an

iesem Morgen nicht versch/afen hätte,
ann hätte ich hei meinem Arzt gesessen

ort im %r/d Fade Center und wäre jetzt
nicht hier. Auf einmal weißt du ganz genau,

wie es den Leuten geht in Palästina oder

Nicaragua oder wo immer wir sonst noch
intervenieren. ]etzt müssen wir wirh/ich

ll

einen Krieg verhindern!

Suzanne von der New York Coalition for Mumia



Offene Homosexualität ist beim US-Nlilitär

genauso ein Ausschlussgrund wie bei uns.

Wer ausgeschlossen werden Wlll, hat also

diesen Weg stets offen. Bis aurc Krisenfälle.

Die Philadelphia Gay News berichtete am

28. September 2001 als einzige Zeitung
vom sogenannten „Stop—Erlass“, der- ebenso

wie schon im Golfkrieg - mit sofortiger Wir-

; kung verbot, Homosexuelle aus der Armee

zu entlassen „well wirjetzt alle brauchen."

New York Times Square - die Leuchttafel von

Reuters und die provisorische Rekrutierungs—
station für den geplanten Kriegseinsatz der

US-Army

Vor einer Grundschule in Manhattan. In den Herzen:

Die brennenden Türme. Aus Fenstern stürzende Menschen.

Kinder, die Fahrrad fahren.

“[ab beiße Sean und ick kann Fussba/t spie/en“.

Ein Maler im Washington Square Park...

„Wir, die Partner von Botb (% Body gedenken mit

Liebe at] derer, die jemanden verloren baben. ll7ir

danken allen, die ibr Letztes geben, um einen
_,

:

.....

Unterscbied zu macben in der %tt.
United we stand. Frieden und Liebe für alle.

“

Aushang am Fenster einerAnwaltskanzlei beim

World Trade Center, die durch Zementstaub und

Hitze zerstört war wie alle Häuser rundherum.



„Wssen Sie, wo

diese Mehrheit für
einen Kriegseinsatz ,

’ '

.

_

'

sein so”, weiß ich
"

nicht, ich trefle hier
nur Leute, die sagen:

das ist %hnsinn.
“

Buchhändlerin in

Philadelphia
Center City

" “‘ °-—' » ::.

‘*= & sa 9° ‚_.

„Ihr haht gewissermaßen Gh'ich. So

war es in New Yorh noch nie, ich

”"°"'"_3 muss es wissen, ich war schon immer

hier - die Leute reden miteinander
und sind so was Ähnliches wie nett,

es ist ung/auh/ich. Sie helfen dir

sogar, wenn du nicht weiter weißt. So

ist das nach dem Anschlag, nicht zu

fassen.
Und hei uns im Laden ist niemand

für den Krieg, das schwör ich euch.
“

Unsere Gastgeberin Naomi aus Brooklyn,
Mechanikerin in einem U-Bahn—Reparatur-
Betrieb

Ein Kaffee im „Jamaica Inn" in Philadelphia. Der unver-

meidliche CNN bringt Terror, Al-Quaida-Untermenschen-

tum, Die-Fahne-Hoch, wie immer. Mein weißer Nachbar-

tisch ist wild am Diskutieren - Krieg ja, Krieg nein.

Ich schaue ab und zu auf die Reaktionen der beiden

hinter dem Tresen’fPlötiliéh'é Stille in der Glotze und: i
'

- =--

Beginn der Rede-des—Präsidenten—an-die-Nation.
'

George Bush jr. im Zoom. Unsäglich.
Da schaut mich dieser Bursche hinterm Tresen an und

grinst verhalten, dreht sich um, dreht einen Knopf — und

plötzlich ist die Kneipe voll von Jimmy Cliff, zwei breite

Grinsen und ein Wippen zweifach auf und ab: „You can

get it, if you really want, but you must try, try and try...“
und George jr. macht den Mund auf und zu ohne Stimme

wie ein Karpfen.
Das war der letzte Tag, und ich hab laut gelacht.
„Thank you for that.“, sag ich beim Gehen.

„You ’re welcome, Miss
“

- ein großes Lächeln -

„America is more than Mr. Bush.
“
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Foto: Jens Holst/version

Das wahre Ziel der (Israelischen) »Operation Verteidi-

gungsschild« war keineswegs die »Zerstörung der Infra-

struktur des Terrors«.

Die »Zerstörung der Infrastruktur des Terrors« war

nichts weiter als ein wirkungsvoller Slogan —

um nämlich

die Menschen in Israel (wütend u. ängstlich wie sie nach

den Selbstmordbomben waren) zu vereinen. Außerdem

war das Ganze ein politischer Trick, der es Scharon mög-
lich machte, auf dem Trittbrett von Präsident Bush's

»Krieg gegen den internationalen Terrorismus« mitzu-

fahren. Denn unter dem Deckmäntelchen der »Zer-

störung der Infrastruktur des Terrors« kann man sich ja
so ziemlich alles erlauben.

Wäre es Scharon hingegen wirklich um die »Zer-

störung der Infrastruktur des Terrors« gegangen, hätte er

ganz anders vorgehen müssen. So hätte er beispielswei-
se den palästinensischen Massen die Hoffnung auf na-

tionale Selbstbestimmung geben müssen — auf natio-

nale Selbstbestimmung in naher Zukunft. Und er hätte

die Position Jassir Arafats stärken müssen — dem einzig
effektiven Friedenspartner in der Region nämlich. Eben-

so hätte Scharon in diesem Falle die Palästinensischen

Sicherheitskräfte unterstützt und vor allem hätte er für

eine radikale Verbesserung der ökonomischen Bedin-

gungen in den »Besetzten Gebieten« gesorgt.
Aber wie gesagt, Ariel Scharon geht es überhaupt

nicht um die Infrastruktur des Terrors und deren Zer-

störung. Seine Zielsetzung reicht viel, viel weiter: das

Rückgrat des Palästinensischen Volkes will er brechen,
die Palästinensischen Regierungsinstitutionen zerschla-

gen, die Palästinenser zu »menschlichem Dreck« degra-
dieren, mit dem er (Scharon) dann nach Lust und Lau-

ne verfahren kann. In letzter Konsequenz kann das

heißen: die Palästinenser in mehreren voneinander ab-

getrennten Enklaven einsperren oder sie auch ganz aus

dem Land vertreiben.

» wahre Zie

Gemäß Scharons Denken wäre das lediglich der kon-

sequente Abschluss der Israelischen Politik seit 1948: ei—

nen »wirklichen« Staat Israel schaffen, der vom Mittei-

meer bis zum lordan reicht und ein reiner Judenstaat ist.

Es ist auch durchaus kein Zufall, dass Scharon so offen

für Slobodan Milosevic eingetreten ist — den (Neu-)Ent—
decker der Politik der »ethnischen Säuberung«.

Als ich dasselbe vor einem Jahr geschrieben habe,
hielt man mir böswillige Verleumdung vor. Minoister-

präsident Scharon wurde damals noch als ein Mann

gehandelt, der zwar entschlossen gegen den Terrorismus

ankämpft, der aber keineswegs plant, den Kampf gegen

den Terror als Vorwand für eine völlig andere Zielsetzung
zu missbrauchen.

'

Das hat sich geändert.

Vor 4 Tagen war ich in Ramallah. Ich musste mich in

die Stadt regelrecht reinstehlen (Israelis ist es nämlich

auf Befehl der Israelischen Militärkommandatur derzeit

verboten, palästinensisches Gebiet zu betreten). Aber ich

wollte mit eigenen Augen sehen, was dort los ist. Ich

suchte die Palästinensischen Ministerien auf: was für ein

schockierender An blick!

Da ist zum Beispiel das »Bildungsministerium«. Es ist

in einem großen, imposanten Gebäude untergebracht,
das wahrscheinlich noch aus der Zeit der Britischen Ok-

kupation stammt: eine Mischung aus europäischem
Neoklassizismus und orientalischen Baustilen. Vor dem

Gebäude war ein Rosengarten angelegt — ich betone

»war«. Ein (israelischer) Panzer hatte ihn nämlich — oh-

ne erkennbaren Grund — im Zickzack plattgewalzt. Nur

ein einziger purpurroter Rosenstrauch war übriggeblie-
ben — und blühte jetzt ganz allein in all seiner Pracht.

Solche Dinge tut die Armee einfach nur so
— einfach nur,

um »diesen Leuten« eine Lektion zu erteilen.
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Im oberen Geschoss des Gebäudes — dort, wo die

Computer und das Archiv‘untergebracht sind —‚ ein Bild

kompletterVerwüstung. Die Computer waren auseinan-

dergerissen und auf den Boden geschmettert worden,
der Safe aufgesprengt, Papiere lagen überall verstreut,

die Schubladen waren ausgeleert, die Telefone zerstört.

Einiges, was ich gesehen habe, war die Folge schlich-

ten, puren Vandalismus: das Geld aus dem Safe war ge-

stohlen, die Möbel standen auf dem Kopf, das Papier
war mutwillig zerstreut. Erst wenn man genauer hinsah,
bekam das Ganze einen Sinn: in den Computern fehl-

ten nämlich die Datenträger, in den Regalen die wich-

tigen Akten. Überall leere Hüllen und Gehäuse. Alle

wichtigen Informationen des Ministeriums hatte man of-

fensichtlich mitgenommen: die Listen der Schüler, Prü—

fungsergebnisse, die Listen der Lehrer, die gesamte nie—

dergelegte Logistik des Palästinensischen Schulsystems.
Ähnlich im »Gesundheitsministerium«: Die Compu-

terdisketten mit allen wichtigen Informationen — Krank-

heitsdaten, medizinischen Untersuchungsergebnissen,
die Listen der Ärzte und Schwestern, die Logistik der

Krankenhäuser — alles weg. Selbst Leute, die der Paläs-

tinensischen Regierung ansonsten extrem kritisch ge-

genüberstehen, geben zu, dass sowohl das Bildungs- als

auch das Gesundheitsministerium einwandfrei funktio-

niert haben. Jetzt sind beide zerstört.

Und das Gleiche bei allen anderen Palästinen-

sischen Regierungsbüros. Verschwunden sind die Grund-

bücher‚ in denen Land- und Hausbesitz eingetragen
sind, verschwunden die Steuerakten, verschwunden die

Ausgabenbelege der Palästinensischen Regierung, ver-

schwunden die Kfz—Akten und die Führerscheinkartei-

en. Kurzum, alles zerstört oder verschwunden, was die

Verwaltung einer modernen Gesellschaft am Laufen

hält. Waren etwa Listen mit Terroristen in den Grund-

büchern versteckt oder Bombenbastelanleitungen zwi—

schen die Kindergartenpersonal-Listen geschoben?
Sicherlich nicht. Das wahre Ziel dieser Aktion ist über-

deutlich: nicht allein die Palästinensische Regierung soll-

te zerstört werden, sondern auch die Palästinensische

Gesellschaft als solches. Man wollte sie mit einem

Schlag vom Stadium eines im Aufbau befindlichen Ge-

meinwesens in die Zeit der Türkenherrschaft zurück-

katapultieren.
Und was für die zivile Palästinensische Gesellschaft

gilt, gilt noch weit mehr für den Sicherheitsapparat der

Palästinensischen Regierung: die Hauptquartiere der

Sicherheitskräfte sind restlos zerstört, Akten verbrannt,

Computer demoliert, getilgt jegliche Information über

die bewaffneten Untergrundorganisationen sowie son—

stige notwendige Detail-Erkenntnisse für den Kampfge-
gen den Terror. Einen besseren Beweis für die wahren

Ziele dieser Operation könnte es gar nicht geben: nein,
dies ist kein Krieg gegen den Terrorismus — vielmehr die

Zerstörung einer entwickelten Palästinensischen Gesell-

schaft.

Noch eine Bemerkung zum Schluss: ich bin an die-

sem Tag auch noch mit einer Gruppe israelischer Pazi-

fisten durch das Zentrum von Ramallah gezogen: aus-

gehend vom Massengrab auf dem Krankenhauspark—
platz sind wir bis vors belagerte Hauptquartier von

Präsident Arafat gezogen. Unsere Schilder waren auf

Hebräisch beschriftet, dennoch ernteten wir viel Sym-

pathie — keine einzige feindse_lige Reaktion. Anschei-

nend kennen die Palästinenser sogar in dieser schlim-

men Zeit noch den Unterschied zwischen dem israeli-

schen Friedenslager und denjenigen, die für diesen

brutalen Angriff auf sie verantwortlich sind. Darin be-

steht vielleicht der einzige winzig kleine Funken Hoff-

nung.

Übersetzung von Andrea Noll

Israelischer Soldat an einem

Militärposten an der Straße

zwischen Ramallah und

Bir Zeit. Dieser Postens

liegt zwischen der A-Zone

der palästinensischen
Hauptstadt und der C-Zone

nahe einer kleinen israelischen

Siedlung auf dem Weg in die

Universitätsstadt Bir Zeit.

SF 3/2002 [19]



n

Friedenskröfle

von Reuven Kaminer

[20] SF 3/2002

Schnellkochtopf— das ist ein häufig benutzterVergleich
für die politische Atmosphäre in Israel. Die Politik ist

leidenschaftlich, gefühlsbeladen und zunehmend von ir-

rationalen Ängsten erfüllt. Der Alltag ist durch tägliche
Ausbrüche von Gewalt gekennzeichnet. Die Medien be-

richten darüber und versuchen mit ihrer Interpretation
der Ereignisse die israelische Öffentlichkeit zu überzeu-

gen: Entweder die oder wir, entweder »Töten oder getö-
tet werden«.

_

In dieser Situation ist besonders wichtig, dass es eine

israelische Friedensbewegung gibt, die trotz aller Widrig-
keiten weiterkämpft. Sie kann beschrieben werden als ei-

ne lebendige und engagierte Gemeinschaft, die es ge-

schafft hat, mit ihren Protesten Hunderttausende Isra-

elis während der Al-Aksa-Intifada zu mobilisieren. Sie

setzt sich zusammen aus vielen unabhängigen Organi-
sationen und Gruppen, die sich bei besonderen Ereig-
nissen zusammenschließen.1

Man kann davon ausgehen, dass ein Drittel der

israelischen Juden die offizielle Version für falsch hält

und der Meinung ist, die israelische Politik habe zumin-

dest bedeutenden Anteil an der Spirale der Gewalt. Die-

ses Drittel ist zionistisch und sieht sich selbst als Teil

des politischen Mainstreams. Ihre gemäßigte Position

basiert darauf, die politischen Möglichkeiten realistisch

zu betrachten und einzusehen, dass Siedlungen und Be—

satzung dazu führen, die Vision eines jüdischen Staates

Israel zu beenden. Diese Gruppierung ist bei verschie-

denen Parteien und Organisationen vertreten: Beim lin—

ken Flügel der Arbeitspartei, der auch als Tauben be-

zeichnet wird; der von Yossi Sarid angeführten Meretz-

Partei; sowie insbesondere bei Peace Now (Frieden Jetzt),
der bis heute weitaus größten Protestbewegung.

Peace Now im Strudel des Katechismus

Das dramatische Fehlschlagen der Gespräche in Camp
David im Juli 2000, der Ausbruch der Al—Aksa-Intifada

in Israel

im Oktober des gleichen Jahres und die darauf folgen—
de Serie verstärkter Gewalt sind die Bühne für eine ge-

wiefte und clevere Werbekampagne der israelischen Re—

gierung und ihrerVerbündeten. Ihre »Deutung« der Er—

eignisse kann als israelischer Katechismus bezeichnet

werden. Und der hört sich so an:

Arafat habe Baraks »großzügigstes Angebot« abge—
lehnt, weil er sich geweigert habe, die weitgehenden
palästinensischen Forderungen zu widerrufen, die mit ei-

nervernünftigen Formel für eine Zweistaatenlösung un-

vereinbar sind. Nicht damit zufrieden, dem Frieden den

Todesstoß gegeben zu haben, sei Arafat in die palästi-
nensischen Gebiete zurückgekehrt, um die Al-Aksa-Inti-

fada zu initiieren, zu organisieren und umzusetzen. Da-

mit wolle er weitere Zugeständnisse von Israel erhalten,

die ihm in Camp David nicht gewährt wurden. Das be-

weise, dass Arafat eine »Strategie des Terrors« übernom-

men habe, die auf Selbstmordanschläge gegen israeli-

sche Zivilisten setzt.

Es gibt eine Menge überzeugender Literatur, die je-
den Baustein dieses Katechismus widerlegt. Aber ins-

besondere Ehud Barak trat während und nach dem En-

de seiner unglücklichen Amtszeit für diesen Katechismus

ein. Dabei war er doch für die zionistischen Tauben und

sogar die radikalere Linke »unser Kandidat« gewesen,
den wir gegen Netanyahu gewählt und den wir als Vor—

reiter des Friedens angesehen hatten. Die Kampagne

zeigte bei einer Reihe von bedeutenden Zielgruppen
große Wirkung, so bei der israelischen Öffentlichkeit,
die den Tauben nahe stehen.

Baraks Niederlage bei der Wahl war überwältigend.
Danach suchten auf der einen Seite die Mächtigen der

Arbeitspartei unter Peres bei Sharon Zuflucht und bil-

deten mit ihm eine Regierung der nationalen Einheit. Sie

waren im Gegensatz zu allen anderen davon überzeugt,
dass sie in die Regierung eintraten, um Sharons aggres-

sive Tendenzen einzudämmen und zu den rechten Kräf-

ten im Kabinett ein Gegengewicht zu bilden. Aufder an-
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deren Seite verstand die Führung bei Peace Now, dass

sie die Regierung Sharon/Peres nicht unterstützen konn-

te. So blieb die Bewegung im Geschäft, in Opposition zur

Regierung Sharon, und wandte sich gegen verstärkte

Siedlungsaktivitäten.
Es gibt bei Peace Now, wie bei jeder anderen ernst-

haften politischen Bewegung, eine Linke, eine Rechte

und eine Mitte. Obwohl sich alle in ihrer Opposition zur

Regierung Sharon/Peres einig sind, gibt es eine interne

Auseinandersetzung darum, ob die unlogische Behaup-
tung zutrifft, dass Arafat kein (möglicher) Verhand-

lungspartner ist. Darüber hinaus hofft die Rechte auf

irgendeine Art der Rettung durch die Arbeitspartei und

hat niemals die Verbindungen zu Ehud Barak abgebro—
chen, der seine Schmähreden gegen die palästinensische
Führung ständig erneuert. Die Linke stand der Amtszeit

von Barak als Ministerpräsident von Anfang an kritisch

gegenüber und bestand darauf, dass Peace Now ein

Bündnis mit realpolitischen Teilen der palästinensischen
Autonomiebehörde schmieden sollte. Ihrer Ansicht nach

war die Verhandlungsführung von Israel und insbeson-

dere von Barak mit den Palästinensern der wichtigste
Grund für das Scheitern des Friedensprozesses und des

darauf folgenden Aufstiegs Sharons an die Macht.

Trotz dieser unterschiedlichen Auffassungen muss

anerkannt werden, dass Peace Now immer einmütig die

Besatzung abgelehnt und sie als Hauptursache für die

Spannungen und Gewalt angesehen hat. Die Bewegung
beobachtete beständig die Siedlungsaktivitäten und

warnte davor, dass sich die Regierung hinter dem Krieg
gegen den Terrorismus verstecke, um ihre eigene Besat-

zungspolitik zu fördern.

Peace Now erlebte durch das Fiasko von Barak einen

schweren Rückschlag. Große Teile ihrer traditionellen

Anhängerschaft wurden von der Regierungspropaganda
beeinflusst. Die mit der Intifada verbundenen weitver-

breiteten Selbstmordanschläge waren sicher ein weiterer

Faktor, der viele aus der Bevölkerung Israels zur Rechten,

in die wartenden Arme Sharons getrieben hat. Teile der

Friedensanhängerschaft waren geschwächt durch Zwei-

fel und Verdächtigungen. Schließlich waren viele ge-

lähmt, die normalerweise bereit gewesen wären, gegen

Sharon und seine Politik auf die Straße zu gehen.

Die Radikalen schließen sich zusammen

Der radikale Flügel der israelischen Friedensbewegung,
der sich zum größten Teil außerhalb von Peace Now

organisiert hat, kritisierte Barak von Anfang an. Er beur-

teilte ihn aufgrund seiner annexionistischen und mill-

taristischen Handlungen vor Ort und nicht an seinen

Öffentlichkeitskampagnen zu den Fortschritten bei Kon-

takten mit den Syrern und Palästinensern. Motiviert

durch humanistische und internationalistische Grund-

sätze, akzeptierten die Radikalen niemals, dass die Ur-

sachen für den Nahostkonflikt gleichrangig seien und

beide Seiten die gleiche Verantwortung für die Krise trü-

gen. Sie sind höchst sensibel gegenüber dem Leiden der

palästinensischen Massen. Sie sind der harte Kern der

Friedensbewegung, weil sie verstehen, dass israelischer

Militarismus und Expansionismus die Wurzel der Krise

sind.

Viele Aktive des radikalen Flügels fordern die Gleich-

heit der Nationen, wie auch der Gleichheit der Bürger
ein. Sie sind sich der kolonialen Vergangenheit der Re-

gion und der kolonialistischen Rolle Israels gegenüber
den Palästinensern bewusst, wie auch derVerweigerung
des palästinensischen Rechts auf nationale Selbstbe—

stimmung. Sie sind beeinflusst von derTradition des Pa—

zifismus, der Gewaltfreiheit und des Antimilitarismus.

Nicht weniger wichtig ist die Präsenz einer Frauen-

bewegung für und von Frauen, die sich für Geschwister-

lichkeit und Feminismus engagiert und sich weigert, die

palästinensischen Frauen als Feinde anzusehen. Diese

Ideen bzw. eine Verschmelzung davon, charakterisieren

den radikalen Protest in Israel.

7. Friedenscamp in Israel

Einige dutzend israelischer

Friedengruppen haben sich vom

76. bis zum 78. Mai 2002 in

einem Naturpark nahe der

Stadt Ashque/on zum ersten

israelischen »Peace Camp und

Festival« versammelt. Auf dem

Camp wurden Arbeitsgruppen
zu Themen von »Gewa/tfreier

Widerstand« bis »Öko/ogisch
leben« durchgeführt. Es nahmen

etwa 7.000 Menschen, Israelis

wie Palästinenser, an diesem

Camp teil. Die dreitägige
Veranstaltung erinnerte vom

Charakter an ähnliche Camps
in der Bundesrepublik in den

frühen achtziger Jahren.

Hier: Ein Workshop zum Thema

»Enegiesparendes Wohnen«.

SF3/2002[21]
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Eine Reihe von Ereignissen schockierte die Radikalen

besonders, elektrisierte sie und ließ sie handeln.

Während der ersten Oktoberwoche des Jahres 2000

wurden dreizehn unbewaffnete israelisch-arabische Ju—

gendliche von der Polizei erschossen, als sie für ihre So-

lidarität mit der palästinensischen Intifada demonstrier-

ten. Es sah so aus, als ob Araber, auch wenn sie Bürger
des Staates Israel sind und angeblich die gleichen Seg-
nungen der bürgerlichen Gleichheit genießen, praktisch
ungestraft niedergeschossen werden konnten, so wie

ihre Brüder unter der Besatzung. Diese ungeheuerlichen
Taten überzeugten jeden israelischen Demokraten, dass

nur prinzipielle Solidarität mit der israelisch-palästinen-
sischen Bevölkerung verhindern könne, dass sich eine

weitverbreitete Unterdrückung nach Israel hin auswei—

tete. Die Tötungen in Israel stellten die in den besetz-

ten Gebieten wütenden Geschehnisse in einen klaren

Zusammenhang: Andauernde Besatzung bedeutete Un-

terdrückung und Gewalt beiderseits der Grünen Linie.

Die Linke in der Friedensbewequnq
widersetzt sich

Die drei auffälligsten Strömungen der radikalen Linken

sind die Coalition of Women for a Just Peace (CWJP —

Bewegung der Frauen für einen Gerechten Frieden), die

verschiedenen Gruppen, die sich der Ableistung des Mi-

litärdienstes in den Israelischen Verteidigungsstreitkräf-
ten verweigern und die neue Organisation Ta'ayush
(Partnerschaft), die im Oktober 2000 angesichts der Er-

mordung von dreizehn israelischen Palästinensern ge-

gründet wurde.

Ich will diese drei Gruppen ausführlicher darstellen,
weil sie Tendenzen und Entwicklungen repräsentieren

und damit einige der Stärken der gesamten Bewegung
aufzeigen. Darüber hinaus gibt es viele weitere Organi-
sationen, deren wichtige Arbeit in einem umfangreiche—
ren Artikel zu beschreiben wäre.

Frauen vereinigen ihre Kräfte

Die verschiedenen Frauenfriedensgruppen haben nie-

mals wirklich an die Aufrichtigkeit des ehemaligen Ge-

neralstabschefs, Ehud Barak, geglaubt. Unter ihnen sind

Gruppen wie Women in Black (Frauen in Schwarz), Bat-

Shalom (Feministisches Zentrum für Frieden und Ge-

rechtigkeit), TANDI (Bewegung der Demokratischen

Frauen) oder New Profile (Neues Profil). Sie waren auch

nicht bereit, die von Barak genannten Gründe für die Kri-

se des Friedensprozesses und für den Ausbruch der Inti-

fada zu akzeptieren. Zudem verließen sich die jüdischen
Frauen nicht auf die Berichterstattung der israelischen

Medien. Sie bezogen ihre Informationen von einem

großen Kontingent israelisch-palästinensischer Frauen.

Diese gaben der Mitgliedschaft verlässlichere Informa-

tionen über das Oktoberblutbad in den arabischen Städ-

ten und eine tiefgehendere Analyse der Dynamik der Be—

satzung.
Women in Black verzeichnete eine Zunahme der

Mahnwachen und der Anzahl der daran teilnehmenden

Frauen. Ihre lange Erfahrung
bei Protestaktionen gegen

die Besatzung machte sie im-

mun gegen die Behauptung
der Regierung, dass die neue

Runde der Gewalt von einer

Art neuer palästinensischer
terroristischer Konspiration
herrühre. Aufgrund ähnlicher

Reaktionen anderer Frauen-

zusammenhänge wurde die

Gründung einer Koalition

von Women in Black, Bat-

Shalom, TANDI und anderen

Organisationen angeregt.
Die erste Initiative der Coali-

tion of Women for a Just Pe-

ace (CWJP) war bezeichnen-

derweise eine jüdisch-arabi-
sche Demonstration in der

großen arabischen Stadt Um—

El Fahem im November

2000. Bei weiteren von der

Koalition organisierten De-

monstrationen konnten sie

immer größere Massen auf

die Straße bringen. Der

Höhepunkt war eine Demon-

stration, an der über 2.000

Frauen (und Männer) teilnahmen, zugleich auch ein

Zeugnis für die wachsenden internationalen Verbindun-

gen der CWJP. Es gab ein starkes Kontingent von Frau-

en aus Italien und anderen europäischen Ländern, an-

geführt von Luisa Morgentini, einer italienischen linken

Europaabgeordneten. Die Koalition hielt die Kontakte

aufrecht und erhielt weltweit Solidaritätsbekundungen
durch beinahe 130 Frauengruppen.



Zusammenleben und

einander wirklich verstehen

Ta'ayush (Partnerschaft) wurde in der Frühphase der

zweiten Intifada ins Leben gerufen, um durch gewalt—
freie Aktionen von unten die Entfremdung zwischen bei—

den Völkern zu überwinden. Die Organisation konnte

sich über diese Kluft hinwegsetzen und stellte eine

schwindelerregende Reihe von Aktivitäten aufdie Beine.

Sie organisierte mindestens zwei Massenaktionen pro

Monat, die Hunderte von Basisbewegten zusammen-

führte, jüdische und arabische Israelis.

Typisch für die Aktionen der letzten 18 Monate war

die Durchführung eines Konvois von LKWs und Privat—

fahrzeugen, die lebenswichtige Lebensmittel und Medi-

kamente in palästinensische Dörfer brachte, die in den

besetzten Gebieten unter Belagerung standen. Ta‘ayush
organisierte innerhalb einer relativ kurzen Zeit mehr als

zehn dieser Konvois. Die israelische Armee versuchte

die Lieferungen zu blockieren, nahm davon aber wieder

Abstand, als es in der Öffentlichkeit negativ bewertet

wurde Darüber hinaus übernahm Ta‘ayush die führende

Rolle in einer breitgefächerten Koalition von Friedens—

und Menschenrechtsorganisationen, um gegen die Ver—

treibung palästinensischer Anwohner im Südhebronge-
biet zu kämpfen, von denen viele halbnomadische

Höhlenbewohner sind.

Dieser erstaunliche Grad von Solidarität mit den

palästinensischen Leiden rührt her von einer bewussten

Hartnäckigkeit der Aktivisten von Ta‘ayush, den Israelis

verständlich zu machen, was es heißt, Palästinenser zu

sein — und gemeinsam mit ihnen gegen die Verbrechen

der Besatzung und Diskriminierung zu handeln. So ent-

schlossen sie sich auch zu einer Aktion, als klar wurde,
dass Sharon die Vertreibung des Vorsitzenden der palä-
stinensischen Behörde, Arafat, vorbereitete, obwohl

Arafat bei den meisten jüdischen Mitglieder wenig Sym-
pathie hat. Sie organisierten eine Delegation von 400 Is-

raelis, um ihre Solidarität mit ihm auszudrücken. Zusätz-

lich führte Ta‘ayush eine Massendelegation durch, um

gegen die Bedingungen im Anser-Gefängnis zu prote-
stieren.

Die Mitglieder von Ta‘ayush zeigten sich sehr zöger—
lich, als es darum ging, ihr Credo in einem offiziellen Do-

kument zu formulieren. Viele Aktivisten erinnerten sich

an traumatische Erfahrungen und Spaltungstendenzen
bei programmatischen Debatten. Möglicherweise
braucht die Organisation keine formelle Visitenkarte,
da die Aktivitäten so eindeutig auf der Verwirklichung
eines zentralen Grundsatzes beruhen: jüdisch-arabische
Solidarität. Wie dem auch sei, Ta‘ayush widerlegte mit

symbolischen Aktionen überzeugend die Welle des an—

tiärabischen Rassismus und Chauvinismus, der sich ins

Innerste der israelischen Gesellschaft gefressen hat.

Just Say No - Einfach NEIN Sagen

Yesh Gvul (Es gibt eine Grenze) ist die Veteranenorgani-
sation der Reservisten der Israelischen Verteidigungsar—
mee (IDE), die den Dienst selektiv verweigern. Die Or-

ganisation wurde 1982 während des Libanonkrieges ge—

gründet. In all den Jahren ermutigte und beriet sie

Reservisten, die ihre Weigerung auf die besetzten Ge-

biete ausdehnten. Mit dem Ausbruch der Al—Aksa-Inti-

I__—

fada begann Yesh Gvul, die Reservisten davor zu war-

nen, dass sie aufgefordert werden könnten, offensichtlich

gesetzeswidrige Befehle auszuführen oder sogar an

Kriegsverbrechen teilzunehmen.

Im Gegensatz zur Tradition der Verweigerung des

Reservedienstes war der Widerstand von Wehrpflichtigen

gegen den dreijährigen Militärdienst gewöhnlich keine

große Sache. Es gab immer ein paar mutige Einzelperso-
nen, die wegen ihrerAblehnung der Grundausbildung für

ein paar Monate ins Gefängnis gingen. Das änderte sich

in einer dramatischen Entwicklung im September 2001.

62 Schülerinnen und Schüler, die kurz vor ihrem Abitur

standen, wandten sich mit einem offenen Brief an Sha—

ron und protestierten »gegen die aggressive und rassi-

stische Politik der israelischen Regierung und seiner Ar-

mee. Wir haben nicht die Absicht, an einer solchen Poli-

tik teilzunehmen.« Die Unterzeichnenden zögerten nicht,

»andere in unserem Alter dazu aufzurufen, wie auch

Wehrpflichtige, Berufssoldaten und —soldatinnen sowie

Reservisten, unserem Beispiel zu folgen.« In ihrem Radi-

kalismus, der in der israelischen Wirklichkeit wurzelt, ste-

hen sie dem Widerstand der jungen Menschen in Seatt-

le und Genua nahe.

Ihr offener Brief war ein wichtiges neues Element in

derVerweigererszene. Aber niemand, auch nicht das po—

litische Establishment, war auf den Brief vorbereitet, der

am 25.Januar 2002 in der Presse veröffentlicht wurde

Darin betonten die 52 Unterzeichnenden die Tatsache,
dass sie Offiziere und Soldaten in Reservekampfeinheiten
seien. Sie erklärten, dass sie in den besetzten Gebieten

keinen Dienst mehr ableisten würden. Der Text war er-

staunlich:

»Wir, Kampf-Offiziere der Reserve und Soldaten der

Israelischen Verteidigungsarmee, die nach den Prin-

zipien des Zionismus erzogen wurden, dem Volke Is-

raels alles zu geben und uns für dieses Volk aufzu—

opfern, die wir immer an der Front gedient haben, um

den Staat Israel zu schützen und zu stärken.

Wir, die Offiziere und Soldaten der Kampfeinheiten,
die wir dem Staat Israels jährlich für lange Wochen

gedient haben, auch auf teure Kosten unseres Le—

Aktivisten der israelisch-palästi-
nensischen Friedens/nitiative

Ta’ayush setzen die Strassen des

von Israel nicht anerkannten

Dorfes Hirbet al—Watan in

Stand. Bereits in der dritten

Generation existiert das palästi—
nensische Beduinendorf in der

Negev—Wüste. Dadurch, dass die

israelische Regierung etliche

Beduinendorfer nicht anerkennt,
haben dessen Bewohner auch

kein Anrecht auf Öffentliche

Leistungen, wie zum Beispiel
den Bau von Strassen und

weiterer Infrastruktur
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Palaestinenserdorf

Hirbet aI-Watan in der

Negev Wüste.

Die israelische Regierung
erkennt etliche der Beduienen-

dörfer innerhalb der Staats-

grenzen des Staates Israel

nicht an. Dadurch haben

dessen Bewohner, arabische

Israelis, auch kein Anrecht auf

öffentlich Leistungen, wie zum

Beispiel den Bau von Strassen

und weiterer Infrastruktur.

Das von Israel nicht aner-

kannte Dorfes Hirbet al-

Watan existiert bereits in der

dritten Generation in der

Negew- Wüste.

Nach Regierungsp/c'inen sollen

die Bewohner umgesiede/t
werden, da es in der Nähe

eine israelische Siedlung gibt.
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bens, befinden uns im Reservedienst in den besetz-

ten Gebieten. Uns wurden Befehle und Weisungen
erteilt, die mit der Sicherheit unseres Landes nichts

zu tun hatten und die den alleinigen Zweck besaßen,
die Machtausübung gegenüber dem palästinensi-
schen Volk fortzusetzen.

Wir, deren Augen den blutigen Tribut gesehen ha-

ben, der beiden Seiten abverlangt wird.

Wir, die wir spüren, wie die uns in den ,Gebieten’

gegebenen Befehle alle Werte zerstören, die wir für

uns in Anspruch genommen hatten, als wir in die—

sem Land aufwuchsen.

Wir, die jetzt verstehen, dass der Preis der Besetzung
im Verlust der menschlichen Wesensart in den isra-

elischen Streitkräften und der Korruption der ge-

samten israelischen Gesellschaft liegt.
Wir, die wissen, dass die ‚Gebiete‘ nicht Israel sind,
und alle Siedlungen letztendlich geräumt werden

müssen, erklären hiermit, dass wir diesen Kampf der

Siedlungen nicht weiter führen werden.

Wir werden nicht weiter über die Grenzen von 1967

hinaus kämpfen, um ein ganzes Volk zu beherrschen,
zu vertreiben, zu entwürdigen oder es hungern zu

lassen.

Hiermit erklären wir, dass wir weiterhin der Israeli-

schen Verteidigungsarmee für jeden Auftrag die-

nen werden, der der Verteidigung Israels dient.

Die Aufträge der Besetzung und Unterdrückung die-

nen nicht diesem Zweck — und wir werden uns nicht

daran beteiligen.«
Die Unterzeichnenden hatten genau darauf geachtet,
die Grundüberzeugungen zu betonen, die sie mit dem

Mainstream, dem israelischen Konsens, verbindet. Doch,
wie bei einem Schritt über die Klippe, überschritten sie

an einem Punkt die Markierungslinie und landeten da—

mit beim radikalen Flügel der israelischen Friedensbe-

wegung. Der Text ist natürlich wichtig, aber wichtiger
noch ist die Tat. Bis zu diesem Zeitpunkt wurde die Ver-

weigerung des Kriegsdienstes nur von der Linken ge—

stärkt und gefördert. Die zionistische Linke und die

Führung von Meretz und Peace Now hatten immer zum

Ausdruck gebracht, dass sie die Idee der seruv (Verwei-
gerung) verabscheuen. Die Stärke der Gefühle unter den

Reservisten traf tief. Drei Monate nach der Veröffentli-

chung zählte die Gruppe vierhundert Mitglieder, nach

neuesten Angaben bereits an die Tausend * das alles

trotz Kriegshysterie und Versuchen, die Hoffnung auf

Frieden in antiterroristischer Rhetorik zu ertränken.

Peace Now -

Der lange langsame Weg zur Besserung

Viele Unterstützer von Peace Now wählten Barak.

Schlimmer noch, sie waren bereit, seine Version der Er-

eignisse zu akzeptieren. Hätten die Anhänger nicht die

Gefahr einer Regierung Sharon erkannt, wäre Peace Now

womöglich in einen Zustand dauerhafter Lähmung ver—

setzt worden. ln derTat wandte sich Peace Now im We—

sentlichen der erfolgreichen Aufdeckung neuer Sied-

lungswellen zu, die vermutlich nach dem Koalitionsver-

trag der Regierung der nationalen Einheit verboten sind.

Wie dem auch sei, die radikale Linke führte ihre Kräf-

te zusammen. Die Frauenkoalition CWJP, die Verweige-
rer, Ta‘ayush und andere jüdische und arabische Grup-

pen schlossen sich zusammen und organisierten im Fe-

bruar 2002 in Tel Aviv eine Demonstration mit weit über

Zehntausend Teilnehmenden. Die Linke war sich über

die wichtigste Aussage einig: die Formel für Frieden2.

Es waren jetzt Sharon und seine Regierung, die den Weg
zum Frieden blockierten.

Wie schon während des Libanonkrieges benutzte Pe-

ace Now die Aktivitäten der Linken als Test. Zwei Wo—

chen später war die Organisation mit einer noch größe—
ren Menschenmenge auf der Straße. Klar war eine zen-

trale Aussage von Peace Now: Die Besatzung ist das

größte Hindernis aufdem Weg zum Frieden. Aber die Or-

ganisation hatte ein Problem. Sie

konnte zwar zum Ausdruck bringen,
dass die israelische Regierung den

Frieden blockierte, unklar war aber,
wie sie sich zu dem Argument der Re-

gierung stellte, dass Israel keinen Part-

ner habe. Das war von Barak aufge-
bracht und von Sharon aufgegriffen
worden. Als Kompromiss beschränkte

sich Peace Now auf die Frage der Be-

satzung und seiner Übel. In der Tat

führte die darauf ausgerichtete Kam-

pagne zu einem zahlenmäßigen
Durchbruch: mehr als 50.000 Israelis

demonstrierten am ll. Mai 2002 auf

dem Rabinplatz.
Der Erfolg der Demonstration von

Peace Now war ein Zeichen dafür,
dass sich die Bewegung von der bit-

teren Erbschaft Ehud Baraks gelöst
hatte. Endlich wurde den Anhängerln-
nen die Notwendigkeit bewusst, ge—

gen die Aktionen der israelischen Ar—

mee und die Dynamik der Siedlungen
in den besetzten Gebieten zu demon-
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strieren. Die Linke in der Pro-

testbewegung hatte aufge—
zeigt, dass es eine weitver—

breitete Haltung gegen Sha-

ron gab. Die Weigerung
seiner Regierung, über ir-

gendeine politische Lösung
zu sprechen, frustrierte umso

mehr, nachdem die saudische

Initiative veröffentlicht und

in der arabischen Welt positiv
aufgenommen worden war.

Peace Now hatte mit seiner

Parole Erfolg: »Raus aus den

Gebieten«. Sie war Ausdruck

für Furcht und Abscheu der

israelischen Öffentlichkeit

über das Ausmaß der Unter-

drückung.
Die Führung der Organi-

sation neigte jedoch dazu,
das Argument der Regierung
zu akzeptieren, dass der palä-
stinensische Terror zuneh-

mend für die Verschlechte-

rung der Lage verantwortlich

war. Peace Now war sich be-

wusst über die Notwendigkeit einer politischen Lösung,
aber nicht darüber, ob es diese Möglichkeit wirklich gab.
So hatte der rechte Flügel in der Führung der Organisa-
tion, wie Teile der Arbeitspartei, deutliche Tendenzen,

einseitige israelische Aktionen zu unterstützen, statt zu

Verhandlungen mit den palästinensischen Behörden

und Arafat zurück zu kehren.

Illusionen zerstört

Die gesamte Friedensbewegung in Israel hatte gehofft,
die internationale Gemeinschaft würde erkennen, dass

die regionale Stabilität infolge der fehlenden politischen
Lösung bedroht ist. Sie setzte darauf, dass die USA in—

ternationale Anstrengungen für einen Frieden koordi-

nieren würden. Es ist seltsam, sich dieser kühnen Hoff—

nung zu erinnern, nur wenige Tage nach der berüchtig—
ten Rede von Bush im Juni 2002, die gegen das

palästinensische Volk gerichtet war.

Wir mussten erfahren: Die USA unter Bush ist dar-

an interessiert, jede internationale Angelegenheit als

eine Frage des Terrorismus entsprechend ihrem Ver-

ständnis zu definieren. Sie führen den »Krieg gegen den

Terrorismus« nach ihrer eigenen Logik und mit ihren ei-

genen Zielen. Da hat es den palästinensischen Behörden

auch nichts genutzt, sich aufdie Seite der USA zu stellen.

Es rettete sie nicht vor der Forderung, ihre nationalen Be-

strebungen den Bedürfnissen Israels unterzuordnen; ein

Staat, der als Nummer eins in der Region für den Kampf
gegen den Terrorismus als Verbündeter bereit steht und

ein potentieller Partner bei zukünftigen US-amerikani-

schen Abenteuern in der Region. In diesem Sinne istdas

palästinensische Problem universal geworden. Die Be-

satzung der Gebiete, die als Basis für die Selbstbestim-

mung des palästinensischen Volkes vorgesehen sind,

passt George W. Bush ins Konzept. Der Status wird von

den USA als Unterpfand für die totale Kapitulation auf-

recht erhalten. Wie gut, dass George W. Bush uns dar-

an erinnert hat, dass wir »entweder für oder gegen ihn«

sind. Da fällt die Wahl leicht.

Falls es beim palästinensischen Volk und der israeli—

schen Friedensbewegung an diesem Punkt noch irgend—
welche Illusionen geben sollte, ist zu sagen: Beide müs—

sen in einem langen und schwierigen Weg wieder ganz

von vorn anfangen. Der Kampf wird nicht leicht sein,
aber die Friedensbewegung hat bewiesen, dass sie in

Notzeiten blühen kann. Sie benötigt dafür alle ihre mo-

ralischen, politischen und geistigen Kräfte.

Anmerkungen:

I Die folgende Darstellung der israelischen Friedensbewegung bezieht

sich nicht auf die Aktivitäten der palästinensisch-arabischen Bürger in

Israel. Die wesentliche politische Dynamik im arabischen Bereich

unterscheidet sich gravierend und muss gesondert dargestellt werden.

Selbstverständlich aber ist: Eines der wichtigsten Kriterien für einen

Erfolg der Friedensorganisationen ist es, gemeinsame jüdisch-

arabische Aktivitäten zu entwickeln.

2 Anmerkung des Herausgebers: Diese Formel lässt sich folgendermaßen
zusammenfassen: »Es gibt einen politischen Weg aus diesem blutigen

Kreislauf: Eine Antwort auf die arabische Friedensinitiative: voller

Frieden gegen volles Territorium! Schaffung eines unabhängigen

palästinensischen Staates in den Grenzen von 1967! Abbau der

Siedlungen! Eine gerechte Lösung des Flüchtlingsproblems im

gegenseitigen Einverständnisl« (aus dem Flugblatt für eine von den

radikalen Linken organisierte Demonstration, die Ende Juni in Tel Aviv

stattfand)

Vorabdruck aus dem Buch »Gefangen zwischen Terror und Krieg»,

erschienen in derTrotzdem Verlagsgenossenschaft, 2002.

siehe Anzeige auf Seite 17.

Die Ta’ayush-Aktivisten
kamen zu einem Work Camp

zu dem Palästinenserdorf

Hirbet al-Watanum eine

dringend notwendige Strasse

zu bauen und Baeume

anzupf/anzen.
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Ferner

aher Osten -

Westen
Der lsrael/Palästina-Konflikt und die Linke in der BRD

Wir sind ein gemischter Zusammenhang aus verschiedenen Teilen der radikalen Linken. Die meisten ordnen sich der

autonomen Szene zu, einige sind aus dem Umfeld der Roten Flora oder dem Anti-AKW-Widerstand, andere arbeiten

bei anderen Projekten der sozialpolitischen Linken mit und wieder andere sind seit einiger Zeit nicht mehr in festen Grup—

pen aktiv, sondern beteiligen sich aus ihrem privaten Umfeld heraus an wechselnden politischen Mobilisierungen.
Einig sind wir uns in der Unzufriedenheit über die inner/inke Diskussion zum Nahostkonf/ikt, die die Auseinander-

setzung oft zu Glaubens und Bekenntnisstandpunkten hat verkommen lassen. Wir haben uns zusammengefunden und

wollen uns mit diesem Papier in die Auseinandersetzung einmischen. Einerseits, um damit eine Position zu beziehen, an-

dererseits, um aus den identitären Front/inien von »pro-israe/ischrr und »pro-palc'istinensischrr auszubrechen.

»Solidarität mit Israel heißt nicht automatische Affirma-

tion ihrer Regierungs- bzw Militärpolitik. Es gibt Zeiten,
in denen der radikale Protest gegen die israelische Pol/-

tik sich als tiefste Solidaritätsbekundung mit Israelis und

Palästinensern in diesem ihrem unseligen Konflikt erwei-

sen mag. Eine solche Zeit ist die gegenwärtige«
(Moshe Zuckermann‘).

Die israelische Linke

unter antideutschem Beschuss.

In der Forderung nach einer unbedingten Solidarität2

mit dem Staat Israel findet ein solcher Beschuss als pa-

ternalistische und bevormundende Reaktion durch die

antideutsche Linke statt. Denn die vermeintlichen

Freunde Israels halten nichts von einer israelischen Frie-

densbewegung, die den Zionismus kritisiert, einen Staat

Palästina anerkennen möchte und in Frieden und Aus-

gleich mit den Palästinenserlnnen leben möchte.

In einem Flugblatt3, das im Eingangsbereich der Ro—

ten Flora während einer Podiumsveranstaltung mit drei

jüdischen Israelis aus der Friedensbewegung verbreitet

wurde, wurde beklagt, dass die Veranstaltungsreihe le-

diglich darstelle, was in den eigenen antizionistischen

Kram passen würde, »natürlich auch den unvermeidli-

chen Uri Avnery, der sich nicht zu schade ist, im Zen-

tralorgan des deutschen Antisemitismus, derlungen
Welt« zu schreiben. Mal abgesehen von der Unverfro-

renheit, als Antideutsche Linke die jüdischen Vertreter-

Innen aus Israel über ihre Kollaboration mit dem

Antisemitismus aufklären zu wollen, ist vor allem das

Zitat über Uri Avnery4 entlarvend.

Uri Avnery und andere jüdische Kritikerlnnen israe—

lischer Machtpolitik werden in Antideutschen Publika-

tionen als Abweichler an der jüdischen Sache, die dem

Antisemitismus das Wort reden sollen, denunziert. Ei—

gener Antisemitismus wird bei Antideutschen hierbei

nicht mehrwahrgenommen und wird schon durch die ei-

gene politische Positionsbekundung ausgeschlossen.
Wer gegen Antisemitismus ist, kann vor dieser Logik kein

Antisemit sein. Gegen Antisemitismus zu sein wird so

lediglich zur Frage des Wollens, des Bekenntnisses ge-

macht und damit aus der historischen, gesellschaftli-
chen Dialektik gelöst. Es gibt aber keine einfachen Ant-

worten, wir selbst sind Teil des Problems.

Ein Ausflug in die kritische Auseinandersetzung mit

Sexismus und Rassismus wäre da angebracht. Wurde

dort doch schon lange erkannt — zumindest in autono-

men Zusammenhängen —, dass die Verneinung eigener
Eingebundenheit in Unterdrückungsverhältnisse nur zu

deren Fortbestand beiträgt.
Wer den Nahost-Konflikt für einseitige Parteinah—

me missbraucht, um sich vom Nationalsozialismus der

Väter und Mütter reinzuwaschen, trägt zum Fortbestand

des Konfliktes bei. Über einen äußeren Feind, von dem

sich abgrenzt wird und den es zu bekämpfen gilt, werden

eigene Antisemitismen nicht hinterfragt, sondern ver-

leugnet. Wer seine Identität über den Konflikt bestimmt,
für den würde die Beendigung des Konfliktes die eige—
ne Zuordnung zur »guten Seite« infragestellen. In einer

solchen Weltsicht braucht die Antideutsche Linke

paradoxerweise den Konflikt, die Selbstmordattentäte-

rlnnen, die toten Palästineserlnnen und Israelis zurAuf-

rechterhaltung der eigenen politischen Identität.



Antisemitismus in der Linken -

zwischen „Anti-Zionismus“ und

„Solidarität mit Israel“.

lm innerlinken Streit um Antisemitismus wird vielfach

mit den Waffen der Zitatensammlung, Dokumenten der

radikalen Linken und Interpretationen der politischen
Praxis argumentiert. Das sieht gut aus, wirkt schlüssig
und wissenschaftlich, ist aber oft nur ein oberflächliches

Zitieren, das einer genaueren Analyse aus dem Weg
geht. So bestimmt das gewünschte Ergebnis — die Ab—

grenzung, die eigene Identität — die Mittel, die für den

Beweis herangezogen werden. Aber im Feld der politi-
schen Positionierung ist es wichtig, die Subjektivität der

politischen Herleitungsmechanismen — die eigene histo-

rische, gesellschaftliche Prägung
— im Bewusstsein zu

halten und sicher auch, dass die Sichtweise der Realität

stets durch die eigene gesellschaftliche Utopie geprägt
ist.

Ein von dem jeweiligen historischen und politischen
Kontext losgelöstes Zitieren macht es z.B. erst möglich,
aus einer politisch sicher problematischen, aber unserer

Meinung nach nicht per se antisemitischen Boykottfor-
derung israelischer Waren5 ein »Kauft nicht bei Juden«

zu basteln, das direkt am Nationalsozialismus und Ho-

locaust anknüpft. So entstehen Diskurse, die in ihrer Wir-

kung dem Holocaust die Unvergleichbarkeit, die Singu-
larität entreissen, um ihn zur politischen Herleitung für

konkrete politische Ziele einzusetzen. .

Wir halten es für einen verheerenden Umgang, wenn

der sehr ernste Begriff des Antisemitismus nicht mehr

zum Aufdecken von Gewalt, Herrschaftsstrukturen und

Unterdrückungsverhältnissen verwendet , sondern zur

Durchsetzung der eigenen politischen Position auf an-

derem Terrain leichtfertig eingesetzt wird. Wer 2.8. eine

antisemitische Internationale von der Roten Flora bis zur

extremen Rechten zeichnet, der zerredet politische Be-

griffe bis zur Unkenntlichkeit?

Wir teilen die Einschätzung, dass es Antisemitismus

auch in der Linken gab und gibt, und dies Genauigkeit
bei der politischen Intervention und Sensibilität ge—

genüber eigenem Antisemitismus erfordert. Wir kritisie-

ren aber eine Sichtweise, die aus der Auseinander-

setzung um linken Antisemitismus wahlweise die Not-

wendigkeit zur uneingeschränkten Parteilichkeit mit

dem Staat Israel oder eine politische Neutralitätspo-
sition ableitet, die eine Nichtauseinandersetzung mit

dem Konflikt meint.

Antisemitismus äußert sich für uns unter anderem in

einer Sichtweise auf den Nahostkonflikt, die Israel le-

diglich als Konstrukt imperialistischer Interessen und

als Bollwerk des Kapitalismus im arabischen Raum

wahrnimmt. Denn ein solcher Blick blendet die antise-

mitische Geschichte in Europa und den Holocaust aus

und reduziert Israel zu einem Handlanger des Kapita—
Iismus.

Ausdruck des Antisemitismus ist für uns auch eine

Schreibweise von manchen antiimperialistischen Paläs-

tinasolidaritätsgruppen, die in den achtziger Jahren Is-

rael in Anführungsstriche gesetzt hat, um diesen Staat

als illegitimes Gebilde darzustellen, das kein Existenz-

recht besitzt. Am schwerwiegendsten sind für uns jedoch
Anschläge, die den israelischen Staat treffen sollten und

jüdische Einrichtungen in Deutschland zum Ziel hatten.

Hier wird nicht mehr zwischen derjüdischen Bevölke-

Foto: C. Ditsch/version

Orthodoxe Christen laufen

durch die menschen/eere

Via Dolorosa in der

Jerusalemer Altstadt. Seit

Beginn der sogenannten
Al—Aksa lntidada ist der

Tourismus in Israel und

insbesondere in Jerusalem

fast vol/staendig zur

er/iegen gekommen. Vie/e

Haena’ler in den sonst von

Menschen überfü/lten

Basaaren mussten bereits

ihre Geschäfte schliessen.
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Foto: C. Ditsch/version

Szene in der Jerusalemer

Altstadt. Seit Beginn der

sogenannten Al-Aksa

lntifada ist der Tourismus

in Israel und insbesondere

in Jerusalem fast vol/stän-

dig zur er/iegen gekom-
men. Viele Händler in den

sonst von Menschen über-

fü/lten Basaaren mussten

bereits ihre Geschaefte

schliessen.

Rechts: Israel/sche Polizei

patrou/liert durch die

Gassen und kontrolliert die

Lizenzen der Händler
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rung hier und dem Staat Israel dort differenziert. Hier

wird eine völkische Zuordnung hergestellt, die in ihrem

Antisemitismus an Weltverschwörungstheorien an-

knüpft.
Ein völlig anderes Beispiel für einen unzulässigen

Umgang mit dem Konflikt sind Vergleiche vom deut-

schen Nationalsozialismus mit der israelischen Besat-

zung. Solche Vergleiche verbieten sich ohne wenn und

aber, denn sie negieren die Einmaligkeit der industriel-

len Vernichtung und geplanten Ermordung aller Juden

und Jüdinnen im Nationalsozialismus.

Eine genaue Auseinandersetzung vermissen wir in

der Diskussion um Zionismus und Antisemitismus. Wer

die zentralen Schriften derjüdischen Nationalbewegung
studiert7, kommt nicht umhin zu bemerken, dass die

Theorie des Zionismus von einem völkischen Nationa-

lismus geprägt ist. Ein Widerspruch gegen diese politi-
schen Werte ist geradezu zwingend. Kritik am Zionis—

mus halten wir deshalb nicht per se für antisemitisch.

Wenn sich eine solche Kritik allerdings in Begriffen wie

»Antizionismus« verfestigt und dieser dann als Kampf-
begriff im politischen Reisegepäck mitgeführt wird,
dann bietet diese Verkürzung Andockmöglichkeiten für

antisemitische Propaganda. Eine generelle Gleichset-

zung von Antisemitismus und Antizionismus lehnen wir

aber ab, da auch dies eine Verkürzung herstellt, die wir

für unzulässig halten. Wer die Kritik am Zionismus als

Antisemitismus übersetzt, der verdrängt nicht zuletzt

auch die antizionistischen europäischen Jüdlnnen der

Jahrhundertwende und die heutige antizionistische is—

raelische Linke aus dem Bewusstsein.

Die Relativierung des Holocaust

als ideologische Munition.

Die Entwicklung der letzten zehn Jahre ist die unge-

brochen fortschreitende Relativierung des Holocaust

als Munition für Kriegsbefürworter aller Seiten. Mal

kreuzt Sadam Hussein als Hitler auf, mal ein Bin Laden

und wahlweise Arafat und Sharon. Vor lauter Hitlers und

drohendem Holocaust in derWelt verschwindet die Reali-

tätder industriellen Vernichtung von Menschen im Natio—

nalsozialismus hinter den Interessen derer, die diese Ver-

gleiche für ihre politischen Interessen funktionalisieren.

Nicht nur amerikanische Präsidenten, deutsche Part—

eisprecher, orthodoxe Jüdlnnen oder fundamentalis—

tische Muslime bemühen sich um diese Vergleiche, nein,
auch die personifizierte Kritik an der »deutschen Iden-

tität« — die Antideutschen — sind in diesem vielstim-

migen Chor dabei, wenn der »Koran« mit »Mein Kampf«
verglichen und ein neues drohendes Auschwitz an die

Wand gemalt wird.

Moshe Zuckermann8 spricht in diesem Zusammen-

hang von einer ldeologisierung und Instrumentali-

sierung des Andenkens. Im Zentrum steht nicht das

Gedenken an die Opfer und die Aufklärung über den Ho-

locaust, sondern das politische Einsetzen dieses Begrif-
fes in der deutschen und israelischen Außenpolitik. In

Deutschland personifiziert Joschka Fischer diesen An-

satz, wenn er Auschwitz, deutsche Auslandseinsätze, den

»Kampf gegen den Terror« und »Solidarität mit Israel«

verknüpft. Die Abwicklung deutscher Geschichte, die

neue Rolle Deutschlands und militärische Interventionen

in der Welt werden über Relativierung, die Aufhebung
der historischen Unvergleichbarkeit des Holocaust be-

gründet und durch konstruierte Parallelen zu heutigen
Ereignissen legitimiert.

Eine Relativierung zum politischen Gebrauch findet

nach Moshe Zuckermann jedoch auch in Israel statt,

allerdings unter völlig anderen Vorzeichen. Moshe

Zuckermann zitiert hierzu unter anderem den palästi—
nensischen Knesset Abgeordneten Azmi Bishra9, der dar-

auf hinweist, dass der Holocaust instrumentalisiert wer-

de, um die israelische Besatzung zu legitimieren, und ob-

gleich sich das verheerende Verbrechen in Europa

zugetragen habe, habe die »Wiedergutmachung« in

Palästina stattgefunden.
Eine zentrale Streitfrage zum Holocaust ist neben

der Frage um das »richtige« Andenken an die Opfer und

der Frage nach den Täterlnnen, auch immer wieder die

nach den daraus zu ziehenden Lehren. Diese Frage
berührt das linke Wertesystems eines und einer jeden
Einzelnen. Im Bewusstsein unsererVerantwortung zur

deutschen Geschichte ziehen wir weder den Schluß, dass

eine kritische Auseinandersetzung mit Israel unmöglich
wäre, noch dass eine unhinterfragte Parteiergreifung für

Israel notwendig oder gerechtfertigt ist.

Eine Lehre aus dem Holocaust ist, wie Felicia Lan-

ger10 schreibt: »angesichts jeglichen Unrechts und Ver-

brechens nicht zu schweigen, sondern alle Formen von

Rassismus und Antisemitismus zu bekämpfen und die

Würde und Rechte der Menschen, wer auch immer sie

sein mögen, zu verteidigen.«
Dem schließen wir uns an und wollen'noch hinzufü-

gen: und uns mitjeglichen Herrschaftsverhältnissen in

den verschiedensten Ausprägungen und komplexen Ver-

netzungen wie Nationalismus, Patriachat, Sexismus, so—

ziale Normierungen und Kategorisierungen (wie 2.8.

nach Geschlecht, nach Fähigkeiten und Erscheinungen),
wie Kapitalismus und Imperialismus, Neoliberalismus,

kapitalistische Globalisierung und Weiteren, auseinan-

derzusetzen und sie zu bekämpfen — und zwar nicht

nach dogmatischen und fundamentalistischen Rezep-
ten, sondern stets in seiner gesellschaftlichen Wider-

sprüchlichkeit.
Es geht uns nicht darum, die Legitimation und Er-

oberung von Macht zu unterstützen, sondern um deren



Auflösung. Und Solidarität heißt für uns

immer auch das Aufbrechen von inneren

und äußeren HerrschaftsverhäItnissen.

Dazu ist es notwendig — stets und immer

wieder neu —, eigene Begriffe von Recht

und Legitimität, von Gewalt und Wider-

stand zu entwickeln.

Hieraus folgern wir unter anderem

auch unser Verständnis für das Bestreben

derjüdischen Bevölkerung nach einem si-

cheren Staat und der palästinensischen
Bevölkerung nach einem eigenen und si-

cheren Staat. Hieraus folgert aber auch

unsere Kritik an der israelischen Besetzung
des Westjordanlandes, des Gaza-Streifens

und Ostjerusalems und an der Erichtung
von Siedlungen auf palästinensischem Ge-

biet. Und wir folgern daraus nicht zuletzt

unsere Kritik an den ideologischen Wur-

zeln dieser Besetzung und unser Bemühen

um eine Zusammenarbeit mit linken, pro—

gressiven Kräften in Israel und Palästina.

Der Zionismus - ein jüdisches Selbst-

bestimmunqsmodell zwischen

Kolonialismus und Befreiungsnationalismus.

ln Denkstrukturen, die auf der Suche nach einer univer-

sellen Wahrheit sind, schließt sich Denken in Wider-

sprüchen und Komplexität aus. Es wurde in der Vergan-
genheit zwarviel an Identitätspolitik und Freund/Feind-

Denken kritisiert, doch immer noch scheint es manchen

linken Bewegungen nicht möglich zu sein, sich von ver—

einnahmender und vereinfachender Parteinahme zu lö-

sen. Und so scheint diesen heute auch eine Kritik am

Zionismus als unmöglich, da sie das Existenzrecht Israe-

ls angreifen würde und aus diesem Kontext heraus an-

tisemitisch sei.

Historisch betrachtet war die zionistische Sied-

lungspolitik ein Unrecht.“ Aus der konkreten Bedrohung
durch den europäischen Antisemitismus erwuchs bei

vielen Jüdlnnen seit Anfang des 19. Jahrhunderts der

Wunsch nach nationaler Selbstbestimmung. Aus dieser

Stimmung heraus wurde Ende des 19. Jahrhunderts

Palästina als das »Land ohne Volk, für das Volk ohne

Land« betrachtet. Entsprach der zweite Teil noch der

Realität vieler Jüdlnnen, so war der erste schlichtweg ko-

loniales Wunschdenken. Dieses Denken war dabei bei-

leibe keine zionistische Besonderheit. Es entsprach viel-

mehr der europäischen Auffassung um die Jahrhundert-

wende, dass der Kolonialismus ein notwendiger Schritt

sei, um den Völkern Asiens und Afrikas die »Erungen-
schaften der Zivilisation« näher zu bringen und die

»brachliegenden« Ländereien und Rohstoffe zu er-

schließen. Die positiven (und negativen) Elemente ei-

nes Befreiungsnationalismus wurden im Zionismus mit

den destruktiven Elementen des europäischen Kolonia-

lismus verknüpft.
Eine der Schlüsselfiguren der zionistischen Bewe-

gung ‚Theodor Herzel, formulierte dies ganz im Sinne

der europäischen Nationalstaaten: »Für Europa würden

wir dort ein Stück des Walles gegen Asien bilden, wir

würden den Vorpostendienst der Kultur gegen die Bar—

barei besorgen«‘? Ein westliches Verständnis von Zivili-

sation, das noch heute aktuell ist, wie es zum Beispiel im

»Kampf der Zivilisation gegen den Terror«, in den Be-

richten über Afghanistan oder den Irak —

wenn auch

unter völlig anderen Vorzeichen — nach wie vor auf-

scheint. Jedoch war der Zionismus kein einheitliches,
schon gar nicht gesamtjüdisches Konzept. Weite Teile

derJüdlnnen lehnten einen jüdischen Nationalismus ab.

Auch innerhalb der zionistischen Bewegung gab es un-

terschiedliche Strömungen. Auf Anregung von Arthur

Ruppin13 wurde z.B. 1926 der British Shalom Bund ge-

gründet, der sich zum Ziel gesetzt hatte, die jüdisch-ara-
bischen Beziehungen zu erforschen und das Verhältnis

beider Gruppen zu verbessern.

Ausdrücklich lehnte Ruppin während des 16. zioni-

stischen Kongresses 1929 in Zürich jedweden he-

gemonialen Herrschaftsanspruch der Juden in Palästi-

na ab: »Wir sollten uns freihalten von dem Irrtum, der ein

Jahrhundert hindurch Europa beherrschte und zu der

Katastrophe des Weltkrieges führte, dass in einem Staat

nur eine Nationalität herrschen kann [ ] Wir wollen

den Chauvinismus, den wir bei anderen Völkern hassen,
auch bei uns bekämpfen.«14 Zeitweise befürworteten

zwar auch Personen wie David Ben Gurion15 oder Chaim

Weizmann16 eine binationale Variante (ein Staat, zwei

Völker), durchsetzen konnten sich solche Konzepte je-
doch nicht.

Für große Teile der Jüdlnnen wurden diese Fragen

spätestens mit Beginn des Nationalsozialismus in

Deutschland nebensächlich. Die Pogromstimmung und

anlaufende Massenvernichtung stärkte das National-

gefühl, und gegen den Widerstand der britischen

Foto: Jens Holst e

Orthodoxer Jude auf dem

jüdischen Friedhof auf dem

Ö/berg auf die Altstadt

von Jerusalem mit der gol—
denen Kuppel des

Felsendoms, dem

Heiligtum der islamischen,

jüdischen und christlichen

Religion auf dem

Tempe/berg.

Besatzungsmacht wurde die Einwanderung nach Israel
_

forciert. Um eine sofortige mögliche Zufluchtsstätte vor

derVernichtung zu schaffen, war Palästina eine der we-

nigen Möglichkeiten.
Eine friedliche Koexistenz mit dem arabischen Be-

völkerungsteil schien vor diesem Hintergrund nicht mehr

möglich und sämtliche Stimmen, die dies einforderten,

verloren in der zionistischen Bewegung an Einfluss. Die
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Konsequenz bedeutete, dass die Palästinenserlnnen zu

den Leidtragenden einer Entwicklung wurden, die sie

nicht zu verantworten hatten, denn der europäische An—

tisemitismus der Neuzeit ist die Ursache der zionisti-

schen Bestrebungen gewesen. Der deutsche Antisemi-

tismus hat diesen durch die angestrebte Endlösung zu

einer Frage des Überlebens werden lassen.

Als Fazit bleibt für uns stehen, dass die Vertreibung
der Palästinenserlnnen ein Unrecht war, das durch den

Holocaust zwar nachvollziehbar, aber als Ideologie und

Praxis dennoch nicht als legitim betrachtet werden kann.

Dies darf dennoch den heutigen Staat Israel nicht

in Frage stellen. Denn es gilt für alle in Israel und Palä-

stina, aus der Logik der Aufrechnung, des Opferzählens
und des Anmeldens von Ansprüchen aus historischen Er—

eignissen auszubrechen und Verständigung zu suchen;
die wahrscheinlich einzige Chance für einen gerechten
Frieden, der nicht Totenstille meint.

Die Verbrechen Deutschlands und Europas werden

durch dieses Ausbrechen aus der Logik der Aufrechnung
im Nahostkonflikt keineswegs entschuldet. Die Parole

»kein Vergeben, kein Vergessen« behält seine Gültigkeit.
Die Erinnerung an den Holocaust und der Kampf ge-

gen Antisemitismus und Faschismus behalten ihre Ak-

tualität.

Nationalstaaten als Vorraussetzung
zur Überwindung des Nationalismus.

Die Beschäftigung mit dem Nahostkonflikt ist nach wie

vor ein politisches und persönliches Minenfeld. Die kom-

plexe eigene Verwobenheit mit diesem Thema durch die

deutsche Geschichte und eigenen Antisemitismus, An-

tiislamismus oder Rassismus macht eine Positionierung
schwer. Zudem ist es kaum möglich, eine »richtige« Sei-

te einzunehmen. Wer es versucht, wird meist lediglich
zum Protagonisten einer unbedingten Parteinahme mit

den nationalen Strömungen in Israel oder in Palästina.

Diese unbedingten Parteinahmen reproduzieren le-

diglich die dogmatisch/fundamentalistischen Strömun-

gen des dortigen Konflikts — klammern die Widersprüche
und kritischen Ansätze aus und tragen so lediglich zu ei-

ner diskursiven Eskalation des Konfliktes bei.

Als Vorschlag für eine Lösung des Konflikts hat Uri

Avnery als Sprecher der israelischen Friedensorga—
nisation Gush Shalom für diese 80 Thesen17 in der israe-

lischen Tageszeitung Ha‘aretz veröffentlicht. Dort heißt

es u.a.:

»Mit einem neuen Verständnis der Vergangenheit
und der Gegenwart muss das neue Friedenslager einen

Friedensplan erarbeiten, der auf folgenden Grundlagen
beruht:
° Neben Israel wird ein unabhängiger und freier Paläs-

tinastaat gegründet.
° Die „Grüne Linie“l8 wird die Grenze zwischen den bei-

den Staaten. Mit Zustimmung beider Seiten ist ein be-

grenzter Gebietsaustausch möglich.
° Die israelischen Siedlungen auf dem Territorium des

Palästinastaates werden geräumt.
° Die Grenze zwischen den beiden Staaten wird nach

einer zwischen beiden Seiten vereinbarten Regelung
für die Bewegung von Personen und Gütern offen sein.

°Jerusalem wird die Hauptstadt beider Staaten — West-

Jerusalem die Hauptstadt Israels und Ost-Jerusalem

die Hauptstadt Palästinas. [...]
° Israel wird prinzipiell das Recht der Palästinenser auf

Rückkehr als ein unveräußerliches Menschenrecht an-

erkennen. Die praktische Lösung des Problems wird

durch ein Abkommen erreicht, das auf gerechten, fai—

ren und praktischen Erwägungen beruht und die Rück-

kehr auf das Gebiet des Staates Palästina, auf das Ge-

biet des Staates Israel und Entschädigungen einsch—

ließt.19
° Die Wasservorkommen werden gemeinsam kontrolliert

und in einem gleichberechtigten und fairen Abkom-

men zugeteilt.
° Die Sicherheit beider Staaten wird in einem zweisei-

tigen Abkommen garantiert, das die spezifischen
Sicherheitsinteressen Israels wie Palästinas berück-

sichtigt.
° Israel und Palästina werden mit andern Staaten der

Region zusammenarbeiten, um eine Nahost—Gemein—

schaft nach dem Modell der Europäischen Union zu er-

richten.«

Diese Vorschläge bieten für uns einen Anknüpfungs-
punkt für die weitere Diskussion innerhalb der BRD-

Linken zum Israel/Palästina Konflikt.

Die israelische Regierung ist für uns die derzeit ent-

scheidende Kriegspartei, die einer Friedenslösung im

Wege steht. Mit dem nach wie vor betriebenen Aufbau

von neuen Siedlungen20 und mit staatlich legitimierten
Militäraktionen, die mittels Todeslisten vermeintliche

und tatsächliche Attentäter und Führungspersonen der

verschiedenen Strömungen des palästinensischen Wi-

derstandes ermorden, durch den Einmarsch in Flücht-

lingslager und durch Massenverhaftungen der Zivilbe-

völkerung eskaliert diese Politik den Konflikt und macht

den Konflikt zum Krieg. Auf der anderen Seite dieser

Gewaltspirale stehen menschenverachtende Selbst-

mordattentate von Palästinenserlnnen auf die jüdische
Zivilbevölkerung, die für uns ebenfalls Verbrechen sind

und die eine Friedenslösung immer schwieriger erschei-

nen lassen.

Der israelische Friedensblock Gush Shalom erklärte

hierzu am 18.06.2002 nach einem neuen schweren

Selbstmordanschlag:
»Heute wurden weitere 19 Menschen auf dem sinn-

losen Altar der andauernden Okkupation in der West

Bank und dem GazaStreifen geopfert. Das Besatzerregi-
me, welches seit 35 Jahren andauert — fast zwei Drittel

der gesamten israelischen Geschichte —, ist der frucht-

bare Boden aus Hass und Verzweiflung, aufwelchem die

Selbstmordattentäter gedeihen. Die andauernde Ver-

weigerung von Grundrechten für die Bevölkerung der be-

setzten Gebiete, insgesamt dreieinhalb Millionen Men—

schen, treibt einige dieser Menschen zu abscheulichen

Taten, dem beliebigen Töten von israelischen Zivilisten.

Diese verurteilenswerten Taten spielen direkt in die Hän-

de Sharons und der extremen Rechten. Bei aller Ab-

scheulichkeit der Attentate, es ist sinnlos, diese mit mi-

litärischen Einsätzen beenden zu wollen, weder mit Bom—

ben aus der Luft, noch mit Invasionen. (...) Nur eine

Beendung der Besatzung durch politische Entscheidun-

gen, welche die Wünsche der Palästinenser berücksich-

tigen, können das Phänomen der Selbstmordattentate

an der Wurzel bekämpfen und den jungen Palästinen-



sem, aus deren Reihen die Attentäter angeworben wer-

den, neue Hoffnung bringen.«
21

Die Bilder des bombardierten dichtbesiedelten

Wohngebietes in Gaza—Stadt22 sind ein Beispiel dafür,
dass ein Kampf gegen Selbstmordattentäterlnnen kei-

ne militärische Intervention legitimieren kann. Eine Frie-

denslösung wird nur über eine Abkehr der israelischen

Politik der Stärke und Vergeltung führen.

Die israelische und palästinensische Linke, gemein-
same Organisationen wie »Gush Shalom«‚ das »Komitee

gegen Häuserzerstörungen« oder das »Alternativ Infor-

mation Center« sind für uns ein positiver Bezugspunkt im

Nahostkonflikt. Für die Linke hier gilt es, Kontakte zur

undogmatischen palästinensischen und israelischen Lin-

ken und Friedensbewegung aufzubauen und diese zu

unterstützen, deutsche Interessen im Konflikt anzugrei-
fen und eine Diskussion über Möglichkeiten der Kritik

und Solidarität zu entwickeln. Wichtig ist auch, linke is—

raelische und palästinensische Wissenschaftlerlnnen,
Kulturschaffende aus Theater, Film, Medien, Literatur

und Bildung wahrzunehmen, die auch die Sichtweise der

jeweils »Anderen« einbeziehen und ein kritisches Ver-

hältnis zu Vergangenheit und Gegenwart entwickeln.23

Unterstützung und die Verbreitung von deren Projekten
sind ein mögliches Beispiel für praktische Solidarität im

Nahostkonflikt.

Eine Zusammenarbeit mit antisemitischen oder an-

tiarabischen Gruppen lehnen wir ab. Das heißt z.B., wir

werden nicht mit Organisationen, die Hamas, Dshihad

al-Islami oder den Al Aksa Brigaden nahe stehen, aufdie

Strasse gehen, um Israel zu kritisieren. Die durch den Ho-

locaust geprägte Geschichte Deutschlands macht be-

sondere Verantwortung und Wachsamkeit gegenüber
Rassismus, Antisemitismus und Intoleranz erforderlich.

Wir halten es aber gerade deshalb für notwendig, eige-
ne Aktionsformen zu entwickeln, um den politischen
Druck der undogmatischen linken Bewegungen in Isra-

el und Palästina gegen die israelische Besatzung zu

unterstützen. Für diesen Prozess ist es notwendig, eigene
politische Standpunkte gegen die israelische Besatzung
zu entwickeln und diese öffentlich zu vertreten. Für die

Zusammenarbeit mit anderen Gruppen und Menschen

sind für uns von zentraler Bedeutung:
°die Anerkennung des israelischen Staates,
die Schaffung und Anerkennung eines palästinensi-

schen Staates,
°die Anerkennung des Widerstandsrechtes der Palästi-

nenser gegen die Besatzung,
die Verurteilung von Gewalt gegen die Zivilbevöl-

kerung in Israel und Palästina,
die Verurteilung von Rassismus, Antiislamismus und

Antisemitismus.

Wir denken nicht, dass eine gemeinsame Friedenslösung
relevanter, gesellschaftlicher Strömungen in Israel und

Palästina der alleinige Schlüssel zur Beendigung des

Konfliktes wäre.

Zu viele regionale und globale Interessen spielen auf

diesem Terrain eine Rolle. Die Entschlüsselung der viel-

fältigen Interessen bleibt eine Aufgabe für die weitere

Auseinandersetzung. Uns geht es mit diesem Text dar-

um, eine Perspektive aufzuzeigen, die Ausgangspunkte
erklärt und politische Ziele formuliert, und die eine sol—

che Auseinandersetzung möglich machen soll.

Es ist notwendig, den Konflikt und mögliche Lösun-

gen in ihrem historischen, gesellschaftlichen Kontext,
und sich selbst als Teil des Problems zu begreifen. Dies

bedeutet, Position zu beziehen gegen fundamentalisti-

sche und dogmatische Bevormundung, gegen Besser-

wisserei und Überheblichkeit, und gegen intellektuellen

Kolonialismus, der Israelis und Palästinenserlnnen sagen

will, wo es lang geht.
Eine wichtige Vorraussetzung für die Zusammenar-

beit hier in der BRD ist, dass es um die Menschen in Is-

rael und Palästina geht und nicht um eine deutsche Ge-

schichtsabwicklung und Vergangenheitsbewältigung a

la Bahamas-Redaktion, Jürgen Möllemann oder Josch-

ka Fischer. Keine Kritik an Unrecht hat Vergleiche nötig.
Sie verwirren in der Regel den Blick und erleichtern es,

von den eigentlichen Interessen abzulenken.

Israel und Palästina -

das Ende differenter Lebensentwürfe?

Dürfen Deutsche Israel kritisieren? Können Jüdlnnen ras-

sistisch sein? Sind unterdrückte Palästinenser im Wider-

Strassenszene in der

Altstadt von Bethlehem. Ein

traumatisiertes Kind strei-

che/t das Plakat eines getö-
teten »Märtyrers«.
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stand antisemitisch? Jede vereinfachende Antwort auf

solche Fragen trägt den Geschmack der Heuchelei und

Funktionalisierung für eigene Interessen in sich. Kritik ist

Voraussetzung für Solidarität und gemeinsame Entwick—

lung. Ohne solche kritische Auseinandersetzung mit der

israelischen Politik wird die deutsche Linke ihren Anti—

semitismus nicht überwinden, da sie sich fortwährend ei-

ne jüdische Identität als Projektion der Shoa konstru—

iert. Wer aber nicht den Menschen sieht, sondern nur die

ihm zugeschriebene Rolle, die er zu erfüllen hat, repro—

duziert so den Antisemitismus, den er angeblich zu

bekämpfen sucht.

Deutlich drückt sich dieses Verhältnis darin aus,

wenn heute Kapitalismuskritik pauschal mit Antia-

merikanismus und daraus folgernd mit Antisemitismus

gleichgesetzt wird. Hier lebt der »ewige Jude« fort, der

angeblich als Vorstandsvorsitzender und Geldverleiher

die Wirtschaft kontrollieren und nach der Weltmacht

streben soll. Sicherlich gibt es auch politische Strömun—

gen, die solche Bilder aufgreifen.24 Der Rückschluss aber,
Kritik an internationalen Konzernen, an Neoliberalismus

und kapitalistischer Globalisierung greife diese Sicht—

weise per se auf, befreit das Denken nicht von antise-

mitischen Konstrukten, sondern lässt gerade diese als

Abbildung weiter durchscheinen.

Seit Anfang der neunziger Jahre wird verstärkt um

Begriffe wie Gender, Geschlechterkategorisierung, Queer

oder überhaupt um die Rolle gesellschaftlicher Katego—

risierung für Herrschaft, diskutiert. Bei diesen Begriffen
geht es in erster Linie darum, aus bipolaren Denkkon-

zepten auszubrechen. Es werden Ansätze von Subjekti-
vität gesucht, ohne in eine Identitätsfalle zu geraten.
Es gibt nicht nur zwei Seiten einer Sache, sondern den

Blick hinter diese konstruierten Zuordnungen.
Der Diskurs um die oben genannten Begriffe findet

sein Ende und seine Konterkarierung im Nahostkonflikt,
wenn sich in Zuordnungen wie »die Juden« und »die

Palästinenser« als einheitliche Kollektive versucht wird.

Eigene Erfahrungen, Widersprüche und Utopien kom-

men nicht mehr vor, stattdessen werden Theorien ab-

strakt konstruiert und gegeneinandergestellt.
Wer schreibt denn noch über die Werte, Ängste und

Hoffnungen, von israelischen und palästinensischen Ju-

gendlichen, Transsexuellen, Schwulen/Lesben, oder un-

dogmatischen Linken. In der derzeitigen Diskussion tau-

chen diese auseinanderstrebenden Lebensentwürfe

nicht mehr auf.

Auf die eine Seite wird Auschwitz gestellt — auf die

andere Sabra und Schatila25. Dazwischen Juden und

Araber nur noch als Objekte ihrer ethnischen und reli-

giösen Geschichte. Funktionalisiert als Opfer, Kriegshel-
den und Märtyrer. Eingesetzt als Schachfiguren aufdem

Schlachtfeld ideologischer Hegemonialbestrebungen.
Eine Wahl scheint es vor diesem Hintergrund nicht

zu geben, nur das Leben, Kämpfen und Sterben als An—

gehörige(r) des jüdischen oder palästinensischen Kol-

lektivs.

Wir wollen sie aber nicht aufgeben, die Solidarität

mit unseren Gefährtlnnen, die an den Wahrheiten, den

aufgezwängten Rollen und der Gegebenheit der politi-
schen Verhältnisse zweifeln und sie zu verändern suchen.

Wir wollen festhalten an der Solidarität mit denen,

die diese Verhältnisse stören, die ausbrechen, die sich



möglicherweise verirren, die Spuren in eine bessere Zu-

kunft legen. An ihnen orientiert sich unser politisches
Verhältnis, unser Wunsch nach Kommunikation und un-

ser hedonistisches Bedürfnis nach Lebensfreude und Be—

freiung.

Kontakt:

Mail: nofw@gmx.de
Postfach: nofw c/o Schwarzmarkt,

Kleiner Schäferkamp 46, 20357 Hamburg

Anmerkungen

1 Moshe Zuckermann, Sohn von Auschwitz-Überlebenden, die 1948 nach

Tel Aviv emigriert waren, wurde dort 1949 geboren. 1960 kehrten seine

Eltern aus ökonomischen Gründen in die BRD zurück. Moshe Zucker-

mann lebte bis 1970 in Frankfurt/Main und zog dann wieder nach

Israel. Heute ist er Direktor des Instituts für Deutsche Geschichte an der

Universität Tel Aviv. Er hat unter anderem das Buch "Zweierlei

Holocaust—Der Holocaust in den politischen Kulturen Israels und

Deutschlands“ (Wallstein Verlag - 1998) herausgegeben.
2 "Die unparteiische Art, Partei zu ergreifen“ Flugblatt von "Einige

Kommunisten und Kommunistlnnen" (2002), 5. Archiv der Sozialen

Bewegung, Flora.

3 ebenda

Uri Avnery wurde 1923 in Beckum/Westfalen geboren. 1933 wanderte

er mit seiner Familie nach Palästina aus. Er kämpfte 1948 auf Seiten

Israels im Krieg, war mehrfach Mitglied der Knesset und gründete
1992 gemeinsam mit anderen die Gruppe Gush Shalom (israelischer

Friedensblock).
5 Wir beziehen uns dabei auf die Kampagne, die Mitte der AchtzigerJah-

re von linksradikalen, kirchlichen und gewerkschaftlichen Gruppen in

Anlehnung an den Südafrika—Boykott gestartet wurde und die ihren

umstrittensten Ausdruck in einem Wandbild an der Hamburger
Hafenstrasse fand.

6 DieserVergleich tauchte in “DerAnschlag und die Linken" - einem

antideutschen Flugblatt zu einerVeranstaltung, die im Hamburger
Kölibri am 17.04.2002 stattfinden sollte, auf. Solche Schulterschlüsse

werden aber auch von der Bahamas und auf antideutschen Plakaten

vertreten, 5. Archiv der Sozialen Bewegung, Flora.

7 zB: ”Autoemanzipation” von Leon Pinsker(l882); "Israels Heilung" von

Isaak Rülf(1883); "Der Judenstaat" von Theodor Herzl (1895);
“Revisionismus" von Richard Lichtheim(l93l ); “Reden und Aufsätze

(1906-36)" von Chaim Weizmann.

8 s. Fußnote 1;vgl. Zuckermann - "Zweierlei Holocaust", Nachwort ab

5.165.

9 Moshe Zuckermann, "Zweierlei Holocaust” (5.173 ), nach Azmi Bishra,

”Die Araber und der Holocaust" in Zmanim, Nr.55 (1995), S. 54 - 71

(hebräisch).
10 Felicia Langer, “Quo vadis Israel? Die neue lntifada der Palästinenser",

Lamuv Verlag, Göttingen, 2001.

Felicia Langer, in Polen geborene Jüdin, als Kind mit der Familie vor

den Nazis geflohen, nach dem Krieg nach Israel ausgewandert. Mehr

als 20 Jahre hat sie als Anwältin Palästinenserlnnen juristisch

verteidigt. Seit 1990 lebt sie in der BRD.

11 s. auch Fußnote 17, Thesen von Uri Avnery.

12 „Der Judenstaat” - Theodor Herzel (1895).
13 Arthur Ruppin (geb. 1867 in Deutscchland) war Soziologe und leitete

ab 1908 das Eretz Israel Büro der Zionistischen Organisation in Jaffa,

das für Landerwerb und den Aufbau von Siedlungen verantwortlich

war. Ab 1926 lehrte Ruppin Soziologie der Juden an der Hebräischen

Universität. Er half bei der Ansiedlung deutscher Einwanderer während

des Aufstiegs des Nationalsozialismus. Er starb 1943 in Jerusalem.

14 Stenographisches Protokoll des Kongresses - zitiert nach "Zionismus -

Texte zu seiner Entwicklung” von Julius H.Schoeps; 2. überarbeitete

Auflage (1983); ISBN 3-921695-85-6.

15 David Ben Gurion; Geboren 1886 als D. Grün, gestorben 1973,

israelischer Politiker polnischer Herkunft; Mitgründer und Führer der

Mapai (1930—65); 1948—53 erster Ministerpräsident und Verteidi-

gungsminister, 1955—63 wieder Ministerpräsident.
16 Chaim Weizmann; (1874-1952), israelischer Politiker; geb. in Weißruß-

land, 1918 leitete er die zionistische Palästina-Kommision, 1920—30

und 193 5—46 Präsident der Zionistischen Weltorganisation. 1948—49

Präsident des provisorischen Staatsrats, seit Februar 1949, bis zu sei-

nem Tode 1952, erster Staatspräsident Israels.

17 “Israel und Palästina: 80 Thesen für ein neues Friedenslager. Ein

Entwurf der israelischen Friedensorganisation Gush Shalom“, www.frie-

densratschlag.de
18 Grenze von 1967 (vor dem 6-Tage-Krieg).
19 „Das Recht auf Rückehr", Uri Avnery, aus: „Israel, die Palästinenser und

wir", Marxistische Blätter - Special, Juli/August 2001.

20 Während 1991 (z. Zt. des Oslo-Vertrags) etwa 90.000 israelische

Siedlerlnnen auf palästinensischem Territorium lebten, waren es im

Jahr 2000 schon über 200.000.

21 Presseerklärung von Gush Schalom vom 18.06.02 (übersetzt aus dem

Englischen); Kontakt: www.gush-shalomorg, info@gush-shalomorg
22 Bei einem israelischen Raketenanschlag am 25.07.02 auf Salah

Schehada, den Militärchef der Hamas in Gaza, sterben insgesamt 15

Zivilistlnnen und über 100 wurden verletzt. Von Israels Premierminister

Ariel Sharon wurde die Ermordung von Schehada dennoch als „großer

Erfolg" bezeichnet.

23 Z.b. Han Pappe, Dozent für Politikwissenschaft an der Haifa University

u. Akademischer Direktor des Research Institute for Peace (Friedensfor-

schungs-Institut) in Givat Haviva. Von ihm stammen zahlreiche

Veröffentlichungen. Er hat die Theorie einer postzionistischen
Gesellschaft in Israel mitentwickelt und ist einer der führenden new

historians, die die herrschende israelische Geschichtsschreibung

kritisieren. Unter anderem deshalb droht Pappe jetzt auf Betreiben der

Universitätsleitung von Haifa die Entlassung und das Ende seiner

akademischen Karriere.

24 Bekanntestes Beispiel aus der BRD dürfte der ehemalige linksradikale

Horst Mahler sein, der heute als Funktionär der rechtsextremen NPD

ein solches Bild entwirft.

25 Zwei palästinensische Flüchtlingslager im Libanon, in denen 1982 mit

Billigung des damaligen Verteidigungsministers und jetzigen israeli-

schen Regierungschef Ariel Sharon Massaker durch libanesische

christliche Milizen stattfanden.
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Wenn im folgenden von >Antideutschen< die Rede ist,
dann ist damit eine Positionierung gemeint, die sich ei-

gentlich in Gegnerschaft zu Kapitalismus, (deutschem)
Nationalismus und Imperialismus wähnt, aber — auf-

grund außergewöhnlicher Umstände — davon absieht,
um an der Seite der US-Alliierten etwas noch »Schlim-

meres< zu verhindern. Im Zentrum vieler antideutschen

Argumentationsfiguren steht deshalb die Begründung
eines Ausnahmezustandes, der das eigentlich richtige,
sprich das eigene politische Handeln, zugunsten einer

Kriegsbefürwortung suspendiert, die mit den us-alliier-

ten Kriegen gegen die »Achse des Bösen« zusammen-

fällt.

Die Paradoxie, das eigentlich falsche< für das >jetzt
richtige< zu halten, ist nicht besonders originell und

schon gar nicht einmalig. Das Ganze hat Geschichte —

und wenn sie sich wiederholt, dann als Farce.

Die bellizistische Linke machte von sich reden, als sie

im Zuge des us-alliierten Krieges gegen den Irak 1991

antifaschistisches Gedankengut in die Kriegsschatulle
der Kriegskoalitionäre warf, um so dem stink-normalen

imperialistischen Krieg eine moralische und politische
Legitimation zu verleihen.

»...von der FAZ bis zu den Autonomen reicht die Gemeinschaft

derer, die sich klammheimlich darüber freuen, dass dem »großen
Teufel Amerika« nun dasselbe Schreckliche widerfährt wie dem

»kleinen Teufel Israelr.« Bahamas

[34] SF 1/2002

Zwischen dieser bellizistischen Linken und den Ant-

ideutschen besteht aber auch ein Unterschied.

Als die bellizistische Linke 1991 den US-alliierten

Krieg gegen den Irak befürwortete, lag das Epizentrum
politischer Erschütterungen noch in der Mitte einer lin-

ken, liberalen und pazifistisch-gesinnten Öffentlichkeit.
Sie sollte auf Kriegskurs gebracht werden. Am besten

war sie mit ihren eigenen Waffen zu schlagen. Mit der

Konversion antifaschistischer Denkfiguren zu krieg-
stauglichen Begründungen hatte die bellizistische Lin-

ke staatstragende Bedeutung erlangt —

was sich bis ins

deutsche Außenministerium hinein bezahlt machte.

Heute streitet die >liberale< Öffentlichkeit nicht mehr

über das prinzipielle >Ob<, sondern über das nuancierte

<Wie<. Heute streitet die >liberale« Öffentlichkeit nicht

mehr über die Notwendigkeit von Krieg, sondern über

den notwendigen Grad der Enttabuiiserung des Militäri-

schen. Dieser Transformationsprozeß kann als abge-
schlossen bezeichnet werden. Der Umbau der Grünen

von einer pazifistischen (Oppositions-)Partei hin zu einer

kriegsführenden (Regierungs-)Partei in weniger als 10

Jahren fügt sich darin nahtlos ein.

In diesem Kontext sind antideutsche Kriegsbegrün-
dungen und- befürwortungen bedeutungslos. Sie wer-

n id e utsc h e Kr i e g s fü h ru n g
Em Lehrgang für Anfängerlnnen und Fortgeschrittene

den als Argumentationshilfen und —(Kriegs-)anleihen
nicht mehr gebraucht.

Mit dem folgenden Beitrag möchte ich den Versuch

unternehmen, aus dem mittlerweile ermüdenden Kreis-

lauf antideutscher Beiträge und entsprechender Wider-

reden auszuscheren. Meine Absicht ist, einen Grundriss

zu zeichnen, der sich aus den verschiedenen antideut-

schen Kriegsbeiträgen ergibt.
Nicht alle antideutschen Positionen münden auto-

matisch in Zustimmung von US-alliierten Kriegen. Ge-

nauso wenig sind alle Kritiken an antisemitischen Posi-

tionen in der radikalen Linken, an nationalen Befrei-

ungskonzepten und antiimperialistischen Strategien nur

deshalb falsch und unbedeutend, weil sie in einen anti-

deutschen Diskurs miteingebunden sind.

Mir geht es also nicht um personelle Zuschreibun-

gen, sondern um die Architektur des antideutschen

Kriegsdiskurses. Damit einher geht derAnspruch, an den

verschiedenen Knotenpunkten antideutscher Erzählwei-

sen inne zu halten, um Gegenpositionen deutlich zu ma—

chen.

Antideutsche, antinationale Positionen haben sich

nicht neu erfunden. Sie sind aus der Kritik all zu schlich-

ter und einfacher Imperialismusanalysen und Solida—

ritätsbekundungen (von >USA-SA-SS< bis hin zum Sieg
im Volkskrieg<) hervorgangen. Sie wuchsen an der Kritik

einer internationalistischen Solidaritätsarbeit, die die

eigenen Kämpfe um Befreiung an die Guerilla in Latein-

und Mittelamerika delegierte, die den bewaffneten

Kampf am Feind maß und nicht an den gesellschaftli-
chen Vorstellungen, die darüber hinauswiesen.

Es gehört zur Ironie antideutscher Begebenheiten,
dass sie sich aus und in diesen (produktiven) Brüchen

und Widersprüchen entwickelten, um mit ihrem neuge-
schaffenen Weltbild — unter anderen Vorzeichen — dort

zu enden, wo selbst die politischen Kurzschlüsse der

70er und 80er Jahre nicht hinreichten.

Ich werde mich im folgenden i.w. auf die Stellun-

gnahmen und Ereignisse rund um den in Afghanistan
begonnenen US-Alliierten (Welt-)Krieg 2001 konzen-

trieren.

Antideutscher Ausnahmezustand

(im Inneren)

Mit geradezu insulanischem Weitblick inspizierte die >Ba-

hamas« die innerdeutsche Kampffront nach den An-

schlägen vom 11.901: »...von der FAZ bis zu den Auto-

nomen reicht die Gemeinschaft derer, die sich klamm—

heimlich darüber freuen, dass dem großen Teufel

Amerika nun dasselbe Schreckliche widerfährt wie dem

kleinen Teufel Israel<.«

»Kaum fielen die ersten Bomben auf Afghanistan,
machten die Friedensfreunde von DKP bis NPD, von

Horst Mahler bis Günter Grass an der Heimatfront mo-

bil.« (Andrea Albertini, Jungle World vom 17.10.01 ).



Und zur Abrundung dieses Sittengemäldes sei Tjark
Kunstreich aus derlungle Word vom 13.2.02 zitiert: »Der

schon legendäre antisemitische Bekenntnisdrang auf ln—

dymedia nach dem 11.September war keineswegs eine

vorübergehende Erscheinung Wo deutsche Linke sich

zusammenrotten, fasst man auch schon mal Mut, es den

>Judenknechten< und >Zionistenschweinen< zu zeigen: So

auf Demonstrationen in Düsseldorf, Freiburg und un—

längst anlässlich des alljährlichen Totentanzes an der

Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin, wo Leute mit pro-
israelischen Transparenten beschimpft bzw. von den Ver—

anstaltern ausgeschlossen wurden Mit anderen Wor—

ten: Was der politischen Klasse die Walser-Rede war, ist

der deutschen Linken der 11.September.«
Der Bogen war gespannt. Er reicht von der NPD bis

zur politischen Klasse, von DKP bis zur PDS, von der

deutschen Linken bis zu den Antiimperialisten hier in

Deutschland. Eine unheilvolle Allianz von Mitgliedern
und Sympathisanten des »islamistischen Terrors«. Ein

Stimmungsbild, aus dem nur eines herausragt: Der anti-

deutsche Leuchtturm, einziger Lichtblick inmitten einer

pechschwarzen Nacht.

Antideutsche Außenansichten

Der lnnenansicht muss eine Beschreibung der Weltlage
folgen, die dahinter nicht abfallen darf. Nur einen Tag
nach den Anschlägen auf das Word Trade Center und

das Pentagon (amerikanisches Verteidigungsministe—
rium) am 11.9.2001 wusste die US-Regierung alles, was

ihnen in den monate und jahrelangen Vorbereitungen
für diese Anschlagsserie entgangen ist: Bin Laden ist der

geistige Drahtzieher dieserAnschläge, Al Qaida die welt-

weit agierende Organisation, die Taliban in Afghanistan
die »Herberge« und zwischen 5 und 60 Staaten, die solche

Angriffe auf die eine und andere Weise unterstützen.

Ein wenig später, dafür wieder auf der Überholspur,
wussten antideutsche Krieger nicht nur genau dassel-

be. Sie wussten mehr, um nicht zu sagen, die ganze
Wahrheit: »Die antisemitische Komponente (der »mas-

senmörderischen Angriffe<) ist unübersehbar« (Andrea
Albertini, Jungle World vom 17.10.01 ). Bei den Anschlä-

gen handele es sich um »ein faschistisches Massaker eli-

minatorischer Antisemiten« (Flugblatt antifaschistischer

Gruppen aus NRW).
Warum taucht in der Analyse nur das World Trade

Center als Angriffsziel auf, das sich in der Tat für anti-

semitische Projektionen hervorragend eignet? Wo bleibt

die Ausdeutung des Angriffes auf das amerikanische

Verteidigungszentrum, das Einbeziehen anderer, ge-
scheiterter Angriffsziele?

Wenn eine Analyse nur annähernd an die Motive der

Attentäter heranreichen Will, dann muss diese doch zu

aller Erst die Tatsache zur Kenntnis genommen werden-

nehmen, dass der Angriff auf das World Trade Center,
der Angriff auf das amerikanische Verteidigungszen-
trum, und der mutmaßlich fehlgeschlagene Anschlag
auf das Weiße Haus als eine gemeinsame, aufeinander

abgestimmte Aktion begriffen werden muss!

Eine solche an sich banale Redlichkeit würdejedoch
das erwünschte Ergebnis irritieren. Genau dieses wollten

sich antideutsche Analytiker auch nicht von den At—

tentätern nehmen lassen.

Fakt ist, dass man bis heute über die Motive und

Hintergründe der Täter nichts weiß. Genau so richtig
ist, dass über die antisemitische Deutung dieser An-

schläge nicht alleine die Intention der Attentäter ent-

scheidet. Nicht minder wichtig ist die Beantwortung der

Frage: Wie werden diese Anschläge >gelesen<?

Es gibt unzählige Versuche, die Anschläge ideolo-

gisch zuzuordnen. So unterschiedlich die gesellschaftli-
chen und politischen Kontexte, so unterschiedlich die

macht—politischen Standorte sind, aus denen heraus die-

se Anschläge beurteilt werden, so unterschiedlich fal-

len die Ausdeutungen aus.

Für den US-Präsidenten Bush wurde »Amerika« An-

griffsziel, »weil wir in der Welt die strahlendste Fackel der

Freiheit und der Selbstverwirklichung sind.« (FR vom

13.901)
NATO—Generalsekretär Robertson will die Anschlä-

ge als »nicht hinnehmbaren Angriff auf die Demokra-

tie« (FR vom 12.9.01 ), Bundeskanzler Schröder will sie als

»Krieg gegen die USA als Krieg gegen die zivilisierte

Welt« (FR vom 20.9.01 ) verstanden wissen.

Einige halten gar einen »Angriff auf die us-ameri-

kanische Intelligentsia« für nicht ausgeschlossen, denn:

»Manhatten hat vermutlich die weltweit höchste Dichte

an Schriftstellern und Denkern pro Quadratkilometer
aufzuweisen.« (FR vom 2./3.10.01)

Da es keine eigene Untersuchungen dazu gibt —

we—

der von Antideutschen, noch von der radikalen Linken
— sind wir aufdie Auswertung bürgerlicher Öffentlichkeit

angewiesen, deren Hegemonialität als Bewusstseinsin-

dustrie auch von Antideutschen nicht (ernsthaft) be-

stritten werden kann. Wenn man all dies einigermaßen
nüchtern anerkennt, dann kann eines recht sicher fest-

gehalten werden: Die Anschläge vom 11.901 werden

nicht im antisemitischen Kontext gelesen und verstan-

den. Zentral ist vielmehr der Versuch, sie als Angriff auf

die westliche Zivilisationr zu deuten.

Anstatt sich der politischen Bedeutung dieser Aus-

deutungen zu stellen, anstatt zu begründen, warum

diese Ausdeutungen ohne Belang sind, genügt sich

die antideutsche Analyse mit einem schein-radikalen

Gestus. .

Warum neben dem Antisemitismus, andere reak-

tionäre Ideologien keine Erwähnung und Einordnung er-

fahren, hat gute Gründe. Denn knapp hinter der schein-

radikalen Geste findet ein Rückgriff auf genau jene Ideo-

05termarsch in Berlin
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logien statt, die nun auch Antideutsche zur Rettung der

Welt bereithalten: Antiarabismus, reaktionäre Kultura-

lismen und zu guter Letzt abendländische Zivilisations-

theoreme.

Ich werde später darauf noch ausführlicher zurück-

kommen.

Für die Behauptung, dass diese Anschläge nur anti-

semitisch zu verstehen und zu werten sind, verweisen

Antideutsche nicht nur auf Neonazis und antiamerika-

nische Ressentiments, die ohne viel Federlesens kurzge-
schlossen werden. Als Beweis führen sie vor allem Zita-

te aus Stellungnahmen von Al Qaida auf, die vor und

während dem us-alliierten Krieg in Afghanistan der

westlichen Öffentlichkeit präsentiert wurden. So zitierte

die Nachrichtenagentur afp den Al-Qaida-Sprecher Su-

leiman Abu Gheith mit folgenden Worten: »Wir ächzen

seit mehr als 80 Jahren unter dem Joch der gemeinsa-
men Aggression von Juden und Kreuzrittern Die jun-
gen Männer, die die Vereinigten Staaten zerstört haben

vollbrachten eine gute Tat. Sie trugen die Schlacht

ins Herz der USA. Mit Gottes Einverständnis wird die

Schlacht auf ihrem Territorium weitergehen, bis sie un-

sere Länder verlassen, die Unterstützung der Juden be-

enden und das ungerechte Embargo gegen das irakische

Volk aufheben, das mehr als eine Million Kinderverloren

hat ...« (FR v. 11.10.01)
Auf der Webseite der britischen Regierung wurde

Osama bin Laden mit einer im Februar 1998 öffentlich

gemachten Fatwa (ein religiöses Rechtsgutachten) zi-

tiert, die einen verpflichtenden Aufruf an alle Muslime

enthielt: »...das Töten von Amerikanern und ihren zivi-

len und militärischen Verbündeten ist fürjeden einzel-

nen Muslim...eine religiöse Pflicht, bis die Al-Aksa-Mo-

schee aus der Umklammerung der Amerikaner befreit ist

und ihre Armeen muslimisches Gebiet geräumt haben.«

(FR v.9.10.01)
Keine Frage: diese Stellungnahmen machen sich

nicht nur die Anschläge vom 11.9.01 zu eigen. Mit ih—

nen verknüpft sich ein Weltbild, das ideologisch von An-

tisemitismus und Antiamerikanismus gleichermaßen ge-

prägt ist.

Teilen wir einmal, für einen längeren Gedankengang
die antideutsche (und US-alliierte) Logik, dass sich mit

diesen Stellungnahmen Bin Laden und Al Qaida als Auf-

traggeber und Attentäter selbst überführt haben.

Was hat das noch mit linker, revolutionärer Politik zu

tun, die US-Alliierten mit der Beseitigung antisemitisti-

schen Terrors zu beauftragen?
Nicht einmal für bürgerliche Zeitungen ist es ein Ge-

heimnis mehr, dass Bin Laden (als antikommunistischer

Held verehrt), die Taliban (aus den Mudschaheddin her-

vorgegangen), die Koranschulen in Pakistan als Rekru—

tierungsbasis für »Gotteskriegen und der pakistanische
Geheimdienst als Dienstleister und Organisator, von den

USA mitfinanziert und ausgerüstet wurden, um sie als

Bodentruppen gegen die damalige sowjetische Besat-

zungsmacht in die Schlacht zu schicken.

So dumm und reaktionär diese antideutschen

Kriegskoalitionäre daherkommen, so schwierig wäre es,

sich als deutsche Linke zu aller erst folgende Fragen zu
'

stellen: Was macht die soziale und politische Basis de-

rer aus, die heute »den Amerikanern« und »den Juden«

den Krieg erklären? Woran liegt es, dass im Kampf ge—

gen die eigenen Regime und gegen Imperialismus die

reaktionären und religiösen Antworten mehr Gewicht

bekommen haben als die revolutionären?

Woran ist die revolutionäre, antikolonialistische Lin—

ke gescheitert, wenn man ihre (militärische) Niederlagen
nicht als einzige Antwort akzeptieren will? Wie müsste

eine politische Praxis aussehen, die diesen reaktionären

und antisemitischen Heilsversprechen den Boden ent—

zieht? Welche Antworten haben wir auf Antisemitismus

und christlich-abendländischem Fundamentalismus,
hier,_in der BRD?

Sich solchen Fragen zu stellen, hieße, die eigene po-
litische Praxis in den Mittelpunkt einer Analyse zu stel-

len. Sich auf die Suche nach Antworten zu begeben, ist

sicherlich mühsam und verunsichernd —

vor allen dann,
wenn mann+frau dabei auserhältnisse stoßen, denen

wir theoretisch zwar feindlich, im wirklichen Leben (als
Lohnabhängige z.B.) aber eher unauffällig bis versöhn-

lich gegenüberstehen.
Diese Fragen bis zum Ende zu gehen, würde mögli—

cherweise den Abstand zwischen denen, die sich mit re-

aktionären und religiösen Vorstellungen und Praxen ab-

finden und uns viel kleiner machen, als es die Theorie

der radikalen Linken vorgibt.

Antisemitismus + Antiamerikanismus + Islam = eli-

minatorischer Antisemitismus = (religiös verbrämter)
Faschismus= XXL

Antisemitismus und Antiamerikanismus auch in ara—

bischen Ländern festzustellen ist das eine. Darüber

jedoch US-alliierte Kriegsziele zu bestimmen, ist etwas

ganz anderes - vor allem dann, wenn man den anti-

deutschen Blick auf die Verhältnisse (noch) ernst nimmt:

Warum haben die Antideutschen nicht zum (US-alliier-
ten) Krieg gegen Deutschland, Österreich oder Italien

aufgerufen? Warum beginnen Antideutsche mit ihrem

militärischen Kreuzzug nicht vor der eigenen Haustür?

Man könnte ihnen mangelnde politische Konse-

quenz vorwerfen. Naheliegender ist jedoch, dass immer

dann ein Gespür für Irrsinn einsetzt, wenn sie selbst un-

ter diesem begraben werden könnten. Spätestens dann

versöhnen sie sich mit den Verhältnissen hier, exportie-
ren ihre antideutsche Analyse ins Ausland und lassen

dort Krieg führen.

Damit die Bomben auch nicht ideologisch das eige-
ne zuhause treffen, musste etwas gefunden werden, was

das »deutsche Haus von anderen unterscheidet: ein Zu-

satz, ein Unterscheidungsmerkmal, etwas bewährtes,
das ganz sicher nach >außen< verweist: der Islam.

Der eigene Nachhauseweg war gesichert. Nun konn-

te man in den Orient schweifen, Expertlnnen lauschen

und eine >Koranschule< eröffnen, was die Jungle Word

auch mit einer gleichlautenden Beitragsserie unter der

Zwischenüberschrift »Islam und Antisemitismus« tat.

Auch wenn es dabei Zwischentöne gab, so blieb als

Stimmungsbild eines zurück: Wo man auch hinschaut

sind »teuflische Feinde« (Götz Nordbruch, Jungle World

vom 28.11.01) am Werk.

Es werden Verschwörungstheorien zitiert, mit denen

»die Juden< für die Anschläge am 11.9.01 verantwortlich

gemacht werden. Es wird ein Antiamerikanismus in den

arabischen Ländern konstatiert, der sich in »Bekundun-



gen großer Teile der ägyptischen, saudi-arabischen und

jordanischen Bevölkerung (ausdrückt), bei den Attenta-

ten habe es die Richtigen getroffen...« (Götz Nordbruch,

Jungle World vom 28.11.01)
Und, der Sack wird zugemacht: »Die ideologischen

Wurzel des Djihad, derAntisemitismus, ist in der ganzen
arabischen Welt weit verbreitet. lm Hass auf Israel, den

Westen und den >jüdisch kontrollierten Weltmarkt kön-

nen sich Moslems aller Glaubensrichtungen wiederfin-

den DieserTerrorismus, dessen Protagonisten einer >fa-

schistischen Ideologie mit islamistischem Antlitz< (Chri-
stopher Hitchens) anhängen, ist spätestens seit dem 11.

September virulent.« (Andrea Albertini, Jungle World

vom 17.10.01)
Was als antideutsches Fatwa gegen die »ganze ara-

bische Welt« verstanden werden kann, hatte die >Baha-

mas< bereits in ihrem Marschgepäck, als sich der US-al-

liierte Krieg in Afghanistan noch in derVorbereitsungs-
phase befand: »US-amerikanische Militärschläge gegen

islamistische Zentren hätte jeder bis auf weiteres zu be-

grüßen Sollte wirklich Afghanistan das erste Ziel ei-

nes US-Gegenschlages sein, wäre zu fordern, dass die—

ser so konsequent wie möglich erfolgt, d.h. einen Sturz

nicht nur des Taliban-Regimes, sondern auch die Ver-

hinderung weiterer islamistischer Herrschaft...«

Wer die »ganze arabische Welt« so zeichnet, wer sich

nicht für die Brüche, Widersprüche und Gegnerschaften
interessiert, dem geht es nicht (mehr) um gesellschaftli-
che und politische Prozesse, die beeinfluss— und verän-

derbar sind. Der will etwas zu Ende bringen, zur (zwei-
ten) Natur werden lassen, was in eine Katastrophe mün-

det, wenn nicht von »außen< zivilisierend eingegriffen
wird. Dass sie damit die abendländische >Zivilisation< be—

auftragen, weiß man. Dass ihnen dabei weder ideolo-

giekritisch noch geschichtliches etwas einfällt, ist be-

schämend.

Der Orient als

antideutscher Entsorgunqspark

Als hätten sie Angst, dass selbst dieses Horrorszenario

eine politische Antwort nicht ausschließt, sondern drin-

gender denn je macht, wird der letzte Trumpf gezogen,
der alles (aus-)sticht: die Drohung eines Holocaust. Ein

Anspielen einer historischen Situation, in der nur noch

die Feuerkraft des >guten< lmperialismus (USA, England)
zählte: gegen die Verwirklichung des »1000jährigen Rei-

ches<, gegen das nationalsozialistische Vernichtungspro-
gramm von Jüdinnen/Juden.

Wie macht man aus einer Allianz gegen den Terror<

eine Anti-Hitler-Koalition? I\/Ian (re—)generiert eine Welt-

lage, die man so nahe an die historische Konstellation

der 40erJahre heranschreibt, bis die US-Alliierten als Be-

freier und (antideutsche/linke) Kriegsbefürworterlnnen
als antifaschistische Widerstandskämpferlnnen (wie-
der) erscheinen. Damit ergibt sich jedoch gleichzeitig ein

Problem. Denn in der so skizzierten Weltlage ist die Be-

freiung von Auschwitz zentral eingeschrieben. Will man

diesen moralischen Gewinn abschöpfen — und darum

geht es ganz wesentlich —

muss Auschwitz wieder auf-

scheinen.

Dafür zieht man eine gerade Linie nach Israel,
schließt die Behauptung einer »faschistischen Ideologie
mit islamistischen Antlitz« mit dem Palästina-Konflikt

kurz und erklärt die Auslöschung des Staates Israel zum

finalen Endpunkt: »Jeder denkende Mensch hätte so-

fort nach den massenmörderischen Angriffen auf das

World Trade Center wissen können, wem die Attacke

der islamistischen Gotteskrieger in erster Linie galt: Is—

rael.« (Andrea Albertini, Jungle World vom 17.10.01)
Keine Zweifel, keine Einschränkungen, sondern nar-

zisstische Gewissheit. Nicht einmal der Versuch, die na-

heliegende Frage zu beantworten, wurde unternommen:

Wenn diese Anschläge eigentlich Israel galten, warum

wurden dann nicht Flugzeuge direkt in israelische Re-

gierungsgebäude und militärische

Einrichtungen gelenkt?
»In einer Zeit, in der die Exi-

stenz Israels, nicht zuletzt durch

das Abrücken der USA, bedroht ist,
wie nie zuvor...« (Stellungnahme
der Antifaschistischen Aktion Dort-

mund zur »Friedensdemonstration«

am 17.11.2001 in Dortmund)
scheinen solche Erwägungen und

Bedenken fehl am Platze.

Um so eifriger und wortreicher

wurde Palästina, der Nah-Ost-Kon-

flikt in eine Kulisse des National-

sozialismus verwandelt. Mit der

Fertigkeit eines Fünfjährigen wur-

de die Kriegsfront geknetet:

Foto: R.Ma %, version

Schweigemarsch und

Trauermarsch für die

Opfer der isrea/ischen

Besatzung

unten:

Frankfurt, 70.4.2002

Solidaritätskundgebung
für Israel »Gegen

Terror — Für Frieden«
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Auf der einen Seite Israel, Heimstätte der Überle-
benden des Holocaust. Opfer. Dazu zählen Scharon ge-
nau so wie israelische Siedlerlnnen, arabische Israelis

und Anhängerlnnnen der Friedensbewegung. Sie alle

sind eins. In der antideutschen Wahrnehmung zählen sie

nur als Opfer. In ihrer Unterschiedslosigkeit werden sie

zum >Volk<, dessen Konstruiertheit an jedem anderen

Ort dieser Welt —

zu Recht- vehement angegriffen wird.

Damit werden über 50 Jahre Geschichte Israel aus-

gelöscht, gegenstandslos. Verständlich. Denn diese wür-

de nur stören im antideutschen, völkisch-homogen Welt-

bild. Denn Israel ist nicht nur und weit mehr als die

Heimstätte der Überlebenden des Holocaust. Israel ist

auch Besatzungsmacht. Israel ist auch eine regionale Su-

permacht. Und: Israel wird nicht nur von >außen<, durch

den palästinensischen Widerstand angegriffen, sondern

auch von >innen<, von einer schwachen, aber immerhin

existenten Friedensbewegung, die die israelische Regie-
rungs- und Besatzungspolitik für die Eskalation der Ge-

walt, für das Scheitern politischer Lösungen mitverant-

wortlich macht.

All das findet keine Erwähnungen. Auf all diese Wi-

dersprüchlichkeiten wird nicht Bezug genommen, son-

dern man verbannt sie aus dem antideutschen Bild ver—

bannt

Auch die Feinde Israels sind im antideutschen Welt-

bild mit wenigen Federstrichen beschrieben: Zuerst wird

eine palästinensische Volksgemeinschaft geformt, »das

derzeit aggressivste antisemitische Kollektiv« (Horst Pan-

kow in >Kindermörden, zitiert nach »Hat Israel noch ei-

ne Chance?«, Konkret-Texte, 5.229). Dann spricht man

aus, was kommen musste: »Es ist hier ein zurVernichtung
entschlossener Antisemitismus am Werk — darin seinem

nationalsozialistischen Vorbild auf qualitativer Ebene

durchaus ebenbürtig — der die Wahl- und Maßlosigkeit
palästinensischen Massenmordens begründet. In dieser

Hinsicht kommt momentan dem Koran eine ähnliche

Rolle zu wie seinerseits Hitlers Machwerk >I\/lein Kampf
in Deutschland.« (Bahamas)

Es gehört schon viel Dreistigkeit dazu, die unter—

schiedlichen Beweggründe, Ziele und Vorstellungen in-

nerhalb des palästinensischen Widerstandes so zusam—

menzukochen, dass am Ende nur »Auschwitz< stehen

kann und muss. Man kann es für Dummheit oderAb-

sicht halten, wenn dabei die verschiedenen Phasen des

palästinensischen Widerstandes mit keinem Wort Er-

wähnung und Berücksichtigung finden. Würde man den

kerzengeraden Frontverlauf antideutscher Krieger ver-

lassen, wäre man zu aller erst mit der Schwierigkeit kon-

frontiert, klare Antworten oder gar kluge politische Lö-

sungen zu finden: Wo hört Widerstand gegen die israe-

lische Besatzungsmacht auf? Wo fängt Antisemitismus

an? Welche (Neben/Haupt-)Rolle spielen die >biblischen

Grenzen< Israels im nationalen Selbstverständnis? Wel-

che Bedeutung hätte ein palästinensischer Staat als (un-
)sichere Grenze zu Israel? Was unterscheidet Israel als jü-
dischen Staat von islamischen Vorstellungen innerhalb

des palästinensischen Widerstandes (Hamas)? Wie viel

reaktionäre Gesellschaftlichkeit verbindet beide mitein-

ander? Wenn in Israel, wie in Palästina emanzipatorische
Prozesse marginal, religiös-nationalistische dominant

sind: Wäre dann eine Zwei-Staaten-Lösung die am we-

nigsten blutige Lösung? Was macht eigentlich eine an-

tinationale, deutsche Linke in einem Konflikt, wo es

hauptsächlich um die Anerkennung von und Schaffung
von Grenzen geht?

Die deutsche Linke hat sich — mit Blick auf Palästi—

na
— in den letzten 30 Jahren nur selten aus der Da-

vid/Goliath-Schablone gelöst. Solidarität wurde we-

sentlich über das Opfersein bestimmt. Bis 1967 galten
die Sympathien Israel, ohne wahrzunehmen, welche Aus-

wirkungen die Politik des Staates Israel gegenüber ara-

bischen Menschen in Palästina hatte. Nach 1967 wech-

selte man die Front und sympathisierte mit dem palä-
stinensischen Widerstand, mit den Opfern der Opfer<.
Mit dem antideutschen Aufruf, Israel zu verteidigen,
wird die Opferlogik nur um eine Kehrtwende bereichert.

Anstatt die Opferpyramide immer wieder aufzurich—

ten, ginge es darum, in Israel und Palästina nach politi—
schen, emanzipatorischen Prozessen Ausschau zu halten,
die sich der militärischen und nationalistisch-religiösen
Logik (beider Seiten) widersetzen. Die sich darum

bemühenden Gruppen und Organisationen sind sowohl

in Israel, als auch in Palästina ohne große politische und

gesellschaftliche Bedeutung. Mit ihnen solidarisch zu

sein, hieße, ganz bescheiden, den langen Weg gesell-
schaftlicher Veränderungen zu teilen.

Dafür sindch Antideutsche nicht zu haben. Wer >Aus-

chwitz< fernab vom eigenen Zuhause verhindern Will, hat

keine Zeit mehr, hat es ganz eilig, kann nicht warten, hat

keinen langen Weg vor Augen, sondern den Abgrund.
Wer solch große Gefahren sieht, ist kein Selbstmörder,
sondern geht zur Seite und macht Platz für Leute, die ge-
lernt haben, Gefahren zu beseitigen. (?)

Antiimperialismus und Antikapitalismus
als Systemfraqen suspendieren

Wenn man sich die Stellungnahmen, vorallem deren

Schlussfolgerungen vor Augen hält, fällt es schwer, ant—

ideutsche Positionen überhaupt noch mit Antikapitalis-
mus und Antiimperialismus in Verbindung zu bringen.
Wie kriegen es also Antideutsche hin, einerseits mit den

mächtigsten Kernländern des Kapitalismus, mit den

führenden imperialistischen Staaten in den Krieg ge—

gen den »islamistischen Terror« zu ziehen und gleichzei-
tig ihre schärfsten Kritikerlnnen zu bleiben?

Man erlaubt sich zwei Aussetzer — der erste ist nur

dumm, der zweite fügt sich in die Reihe der Geschichts-

relativierungen ein.

In der dummen Variante wird einfach behauptet,
dass dieser in Afghanistan begonnene Welt-Krieg mit

Imperialismus und Kapitalismus gar nichts zu tun hat:

»Der Verweis auf angeblich imperialistische US-Interes-

sen im afghanischen Wüstensand verdreht Ursache und

Wirkung der aktuellen Entwicklung Dieser Krieg ist die

Antwort auf einen konkreten und in dieser Form bisher

nicht dagewesenen Angriff, eine Reaktion aufdie Kriegs—
erklärung an den gottlosen american way of life und sei-

ne nahöstliche Entsprechung in Tel Aviv und Westjeru-
salem.« (Andrea Albertini, Jungle World vom 17.10.01)

Die zweite Variante kann man als Kapitalismus und

|mperiaIismus-Light-Version begreifen, die im antideut-

schen Kriesgdiskurs die Oberhand behalten hat. In die-

serVersion hält man kapitalistische und imperialisti-
schen Interessen für durchaus denkbar, aber als Maß-



stab für radikale Opposition jetzt nicht entscheidend.

Wie kommt es zu diesem Aussetzer? Wie kann man sich

als radikale Kritikerlnnen des kapitalistischen Systems
noch sehen lassen, während man mit ihren führenden

Vertretern zusammen in den Krieg zieht? Man legt noch

einmal den Lehrfilm über den Zivilisationsbruch ein,

spult ungefähr 60 Jahre zurück und erklärt die Konstel-

lationen des Zweiten Weltkrieges — ohne den gering-
sten Reibungsverlust —

zum Jetzt-Zustand. Dann kämpft
man in imaginärer Linie mit der französischen Resi-

stance, mit den Partisanlnnen in Jugoslawien und Itali-

en, mit dem Kapitalismus gegen den Kapitalismus, um

die bloße Möglichkeit der Emanzipation zu retten.

Die eigene politische Ohnmacht

in eine scheinbar radikale Geste verwandeln

Die radikale Linke hat große Mühe, sich ein einiger-
maßen überprüfbares Bild von dem Krieg in Afghanistan
und den kommenden Kriegen zu machen. Kleine Teile

der Antikriegsbewegung unternehmen zaghafte Schrit-

te, um aus der humanitär und pazifistisch geprägten

Haltung »Stopp den Krieg« herauszutreten. Meist sind es

kleine Aktionen, mit denen man der ungeheuer tief sit-

zende Ohnmacht und Handlungsunfähigkeit zu entge-

gen versucht. An dieser und jener Ecke der radikalen Lin-

ken wird werden das die Analysewerkzeuge der letzten

20 Jahre überprüft, Verbindungslinien zwischen Genua

und >Kabul< gezogen, Zusammenhänge zwischen metro-

polianem Frieden und peripherem Weltkrieg erwogen.

Nicht minder schwierig und zeitraubend sind die

Bemühungen, die unterschiedlichsten Erfahrungshori-
zonte anzunähern, d.h. in der Regel von sehr wenig Ge-

meinsamkeit auszugehen. All das klingt nicht wirklich

einladend.

Wie schön ist es hingegen, Antideutsche/r zu sein.

Sie wissen, was jetzt zu tun ist: »Die USA, die von Lin-

ken oft und zu Recht wegen ihrer Interessenpolitik an-

gegriffen wurden, sind die einzige Macht dieser Welt, die

zu einem Gegenangriff im Moment in der Lage ist.«

(Andrea Albertini, Jungle Word vom 17.10.01)
Während die (radikale) Linke nach bescheidenen In—

terventionsmöglichkeiten Ausschau hält, winken Ant-

ideutsche völlig entspannt US-alliierten Bombern zu.

Sie wissen nicht nur, was zu tun ist. Sie gehen sogar vor—

an, sind in Gedanken schon längst im Irak einmarschiert

(wie z.B. die Autoren Thomas Uwer und Thomas v.d.

“?!?fäfygy
”(#/ij

Oster-‚Sacken in ihrem Jungle World-Kriegsbeitrag vom

28.11.01), während sich die US-Alliierten (noch) ins

Hemd machen. Ja, das sind wahre Ledernacken.

Sicherlich macht dieser militärische Gestus Eindruck
— selbst dann ‚wenn man die historische Kulisse zerlegt,
vor der die Befürworterlnnen des bewaffneten Kampfes
auftreten. Ich nehme bewusst das Wort vom »bewaffne-

ten Kampf< auf, denn die Antideutschen wähnen sich

ja in einer historischen (Ausnahme-)Situation, in der be-

waffneter, antifaschistischer Widerstand und imperiali-
stischer Krieg zusammen einen gemeinsamen Feind

bekämpfen.
Verweilen wir einen Augenblick in dieser Ausnah-

mesituation. Welche Konsequenzen ziehen sie daraus?

Mit welcher Radikalität folgen sie ihrer Analyse?
Wer nun befürchtet oder erwartet, dass Antideut-

sche in den Untergrund gehen bzw. ein weltweites Netz

von Widerstandgruppen aufbauen, muss enttäuscht

werden. In ihren historischen Analogien hat alles sei—

nen Platz, nur nicht sie selbst. Für alles haben sie ein

Double gefunden: für den deutschen Faschismus, für

den eliminatorischen Antisemitismus, für die Appease-

mentpolitik des Westens, für die Befreier. Nur eine Rol-

le bleibt auffallend unbesetzt: der antifaschistische Wi-

derstand. Wer meint, den Antideutschen gebührt dieser

Platz, hat den Plot in ihrem Apokalypse-Now-Szenario
nicht verstanden: So blöd, auf ihre Geschichtsdublette

selbst reinzufallen, sind sie eben nicht. In First—Class—

Mentalität lassen sie sie an sich vorüberziehen: »Für Lin-

ke bleibt, am Traum von individueller Freiheit und ei-

nem schönen Leben für alle festzuhalten: Sherry statt

Sharial« (Andrea Albertini, Jungle World vom 17.10.01)
Ein treffenderes Bild für das Ende

antideutscher Politik könnte auch ich

nicht finden.

Wolf Wetzel

Mitautor von »Die Hunde bellen

Von A bis (R)Z. Eine Zeitreise durch die

68er Revolte und die militanten Kämp-
fe der 70er bis 90er Jahre«, autonome

L.U.P.U.S.-Gruppe, Unrast-Verlag, 2001

Dieser gekürzte Beitrag ist dem

Buch: »Krieg ist Frieden«, entnommen,

das im Herbst 2002 beim Unrast-Ver-

lag, Münster, erscheinen wird.

1.500 Menschen versam-

melten sich im Berliner

Stadtteil Mitte zu einer

Demonstration unter

dem Motto »So/idaritaet

mit lsrae/ — Gegen
Antisemitismus und

Antizionismus«

unten:

Ostermarsch in Berlin
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ERNST FRIEDRICH HÄNGT

An einem nieseligen feldgrauen 2. Mai

2002 hat der Staat Ernst Friedrich endlich

wo er ihn immer haben wollte: an der Wand.

Seine Freundinnen und Bewundererlnnen

haben kräftig mitgeholfen, dass er endlich

hängt. Gleich neben dem zur Vedaphone-
Reklame umfunktionierten Alten Stadthaus,
hinter dem Roten Rathaus Berlins, liegt der

Stumpf der Parochialstrasse. Hier stand bis

1936 das Haus des von Ernst Friedrich 1925

gegründeten, weltweit ersten »Anti-Kriegs-
museum«s. Nun wird die Wand des von Na—

ziarchitekten errichteten Verwaltungsbaus
in dieser Strasse just an der Stelle von einer

eher unauffälligen Bronzetafel geschmückt,
wo einst das erste »Anti-Kriegsmuseurn« der

Welt stand. Der markante Titel von Frie-

drichs international verbreiteten Antikriegs-
büchern, KRIEG DEM KRIEGE, ist auf ihr

ebenso zu finden wie das Symbol des Hau-

ses, das die Naziverbrecher nach dessen Ok-

kupation als SA-Kaserne gleich wegmeis-
selten: die Hände, die ein zerbrochenes Ge-

wehr in die Luft recken, das Symbol der

Pazifistlnnen der Welt. In der etwas zu sal-

bungsvollen Feierstunde zur Enthüllung je-
ner Tafel für die die Rechtsnachfolger des

»Dritten Reiches« nicht einmal die notwen-

digen 3.000 EURO übrig hatten (die müs-

sen von Spenden aufgebracht werden),
wurde abseits des tosenden Verkehrs des

Alex das eine oder andere zum »bösen

Fried(e)rich« und seinem Anti—Kriegsmuse-
um erzählt. Ein paar ganz Alte leben noch,
die es ebenso beeindruckt hat wie den

berühmtesten Schüler Ernst Friedrichs,
Robert Junck. Aber keinem kam das »böse

Wort« von den Lippen, das, das allen Unin-

formierten die Haare zu Berge stehen lässt,
wenn sie es hören: Anarchist. Dass ein An-

archist das erste Museeum der Gewaltver—

achtung und der Friedensliebe gegründet
hat, das war wohl noch immer zu starker To-

bak, als dass mensch das irgendjemand zu—

muten wollte. »Chaos und Anarchie« übe-

rall wo Krieg ist, bläut uns die Journaille ein
—

was für ein Quatsch! Von ausgerechnet

der »Roten Fahne« war zwar im Zusammen-

hang mit Antimilitarismus die Rede, aber

die anarchistische Zeitung »Schwarze Fah-

ne«, die Ernst Friedrich in der Prochialstras-

se selbst voller Leidenschaft druckte, musste

im Dunkeln bleiben. Sie weht unsichtbar an

diesem Platz an dem von nun an Friedrichs

und seines entschiedenen friedlichen Kamp-
fes gedacht werden soll. Was hätte der

wortgewaltige Redner Friedrich wohl zu der

Grussbotschaft eines Bundespräsidenten
und eines Bundestagspräsidenten einer Re-

publik gesagt, die heute mit Flottenverbän-

den, Fluggeschwadern und Elitesoldaten ei-

nen Krieg fernab Deutschlands führen lässt?

Nein die Tafel ist — wohl mit Rücksicht auf

die älteren Herrschaften — nicht von der

Wand gefallen. Gefallen wird wieder woan—

ders. Ein zages Violinkonzert zu Ehren eines,
der eher die starken Töne liebte und zu Zei-

ten »die grössten Sääle« mit der puren

Ankündigung seiner Reden füllte: »Ernst'

Friedrich sprichtl« Nach seinerTeilnahme an

der Resistance, der GeStaPo tollkühn ent-

kommen, den Sohn aber in ihren Krallen

wissend, wollte ihn auch die neue BRD nicht

mehr, ihn und sein verrücktes Ansinnen ei-

ner Neugründung des Anti- Kriegsmu-
seeums in der Bundesrepublik Deutschland,
die gerader mit Hilfe der alten Nazi-Milita-

risten wiederaufzurüsten begann. Da war

kein Geld über für einen linken Friedens—

spinner. Da musste Front gemacht werden

gegen den Osten. Frankreich nahm Frie-

drich besser auf und liess ihm auf seiner »Ile

de la Paix« in der Seine nahe Paris seinen

Frieden. Hier machte Ernst Friedrich bis zu

seinem Lebensende vor genau 35 Jahren,
das auch das vorläufige Ende seines Le—

benswerks sein sollte, Friedensarbeit mit Ju-

gendlichen aus aller Welt. Er liebte die Ju-

gend und sie liebte ihn. Jetzt ist er wieder

zu Hause. Da hängt er in Bronze aus der

früher Kanonen gegossen wurden. Wie

friedlich ist dem gegenüber eine versteckte

Gedenktafel und sind ein paar milde Wor-

te. [Fast genauso versteckt wie das von sei-

nem Enkel 1985 wiedergegründete »Anti—

Kriegs-Museeum« in der Brüsseler5t'rasse 21

im berliner Wedding (geöffnet täglich von

16-20 Uhr).] Ein Ärgernis den Oberen, ein

Stein des Anstosses, ein Anstoss für junge
Menschen sind aber seine Worte noch im—

mer: da gibts nichts zu deuteln. Die Ge—

denktafel wurde von Jugendlichen der

Ernst-Riedrich-Oberschule enthüllt. Sie wer-

den sich für den da interessieren, der ihrer

Schule den Namen gab und ihn entdecken,
den Revolutionär für den Frieden, für eine

gewaltlose Gesellschaft ohne Ausbeutung
und Rassenhass, den Lehrer einer Freien Ju-

gend, die hoffentlich diesmal zu gut und zu

verständig ist, sich wiederum in den Kriegen
der Herrschenden verheizen zu lassen, wohl-

feiles Kanonen und Bombenfutter mit dem

Segen der Pfaffen und Konzernherren. Ernst

Friedrich hängt. Aber: »... er hängt an kei-

nem Baurne, er hängt an keinem Strick, son-

dern an dem Glauben der freien Republik!«
Lassen wir ihn nicht hängen! »Keinen

Mann, keinen Cent, keinen Hammerschlag
für den Militarismusl« Der alte Spruch der

niederländischen Anarchistlnnen gilt heute

wieder mehr denn je. Ja: Krieg dem Kriege!
Machen wir erst damit. »WEIGERT DEN

DI ENST!« »Wir Kriegsdienstgegener müssen

endlich allen Glorienschein und allen Ho-

kuspokus, mitsamt dem glänzend-bunten
Flitterkram der Sodateska niederreissen,
und das aussprechen, was dann noch übrig
bleibt: ein vom Staat bezahlter B e r u fs

mörder, der in staatlich konzessionierten

Mörderschulen (genannt Kasernen) aus-

gebildet wird, in Ausübung des schreck-

lichsten Verbrechens: des M e n s c h e n -

M o rdes ! ! !« (...) »Sprecht nach der Wor—

te drei: Ich will nicht!« (...) »Denn was will

alles Kapital der ganzen Welt, was wollen

alle Könige und Präsidenten machen, wenn

das Volk in allen Ländern aufsteht mit dem

Ruf: WIR WOLLEN NICHT !« Ernst Friedrich,
Ende Juli 1924

Ralf Landmesser, 2./3. Mai 2002
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Brigada Flores Megan: Anqes Gardiens (10")

Nach ihrem sehr ansprechendem unbetiteltem Debutal-

bum, das leider in Deutschland nicht vertrieben wird,
ist eine neue 10" ne Schrurnpf—LP der französischen

Streetpunkband erschienen. Brigada Flores Magen spie-
len klassischen Streetpunk der 80er Jahre — beeinflusst

von Bands wie The Angelic Upstarts und The Opressed —

und verbinden diesen mit politischen und klassenk'amp-
ferischen Themen. Als Namensgeber haben sie nicht um-

sonst den mexikanischen Anarch@- Revolutionär Ricar-

do Flores Megon gewählt, der mit Zapata verbündet war.

Die Themen Koloriialismus und Antiimperalismus sind
ein häufig wiederkehrendes Element in den Texten der

Band. Aber Brigada reden nicht nur, sie handeln auch.

Auf ihr Engagement geht die Gründung der Pariser

RASH-Sektion Red & Anarchist SkinHeads zurück. Im

September werden sie wahrscheinlich auch beim Reds—

kin-Nleeting in Berlin auftreten. Daneben sind Brigada
noch in der anarchosyndikalistischen Gewerkschaft CNT

/ Vingoles organisiert. Bei Mad Butcher Records gibts
noch ne Splitsingle mit BFM und Opcio K 95 unter dem

Titel »For international socialism«. Weitere Infos zur

Band unter: www.multimania.com/brigada
DJ Chaoz (Ma/aka Records)



Internationaler Kongress
Der IRAK

Alternativen zu Embargo und Krieg
am 1.und 2.November

im Schöneberger Rathaus in Berlin

Podiumsdiskussionen und Referate zu:

„Sanktionen,Menschenrechte und die

Grenzen internationaler Einmischung
“

„Aktuelle Situation und Embargo
"

„Der Irak eine Gefahr?Zu Abrüstung und

Rüstungskontrolle im Irak“

„”Präventivkrieg
’

oder Dialog und

Zusammenarbeit?"

Referentlnnen(u.a.):
- David L.Mack -ehem.US—Botschafter im Nahen Osten

-Scott Ritter —ehem.UN—Waffenkontrolleur im Irak

-José Bustani —ehem.Generaldirektor der „Organisation
zum Verbot chemischer Waffen

"

-Nasra AI-Sadoon -Chefredakteurin der Iraq Daily
-Samir Amin Universität Dakar und Forum du Tiers Monde

Roberto Ciulli -Theater an der Ruhr
- Hans von Sponeck --UN

- Prof..Ulrich Gottstein —Votstzandsmitglied IPPNW
- Dr..Reinhard Mutz -Institut für Friedensforschung Hamburg

Kontakt:
Joachim Guilliard -0171--5813890

joachim.guilliard@t—online.de

Kongressbüro:
Annette Schiffmann - f &&f:06221-800313

anna.schiff@t-online.de

homepagezwww.irak-kongress-2002de

Anzeige

Spanien: Zeitgeschicht
David Ginard i Féron,
Mallorca während der Franco-Diktatur

Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 1939-1975

175 Seiten, 15,50 Euro, ISBN 3-925867-58-9

Josep Massot i Muntaner,

Georges Bernanos und Mallorca, 1934 bis 1938

170 Seiten, 15,50 Euro, ISBN 3—925867-65—1

Jenseits der Pyrenäen hrsg. von Brunhilde Webin—

ger
Frauen unterwegs in Spanien und Portugal zwischen

1964 und 2001

220 Seiten, 16,50 Euro, ISBN 3-925867-63-5

Tranvia '— Revue der Iberischen Halbinsel (Heft 65);
Antisemitismus im Spanien der 30er Jahre; Holo—

caust und »Drittes Reich« in der spanischen Gegen-
wartsliteratur; Jorge Semprüns neuer Roman über

Buchenwald; Jüdisches Erbe und katalanische Lite-

ratur; u..a.m. (5,— Euro)
Erhältlich über den Buchhandel oder direkt bei:

edition tranvia, Postf. 150455, 10666 Berlin, Email:

Tranvia@aol.com



Gewohnheit, Passivität

und Geld

Ein Pamphlet zum Theorie- Praxis Verhältnis

Fotos:
Jan
Jacob
Hofmann

Seit mehr als fünfzig Jahren galt eine einfache Regel: Strom kauft man

bei demjenigen, an dessen Leitung man hängt. Eine Handvoll Konzerne
und eine Vielzahl kleiner Regionalgesellschaften und Stadtwerke teilten
sich den Markt. Jeder Anbieter hatte in seinem Gebiet das absolute Mo-

nopol. Die Preise wurden von Aufsichtsbehörden, den Wirtschaftsmini-
sterien der Länder, kontrolliert. Die Preise lagen in Deutschland beson-
ders für Industriekunden, aber auch für Privatkunden, über den Strom-

preisen anderer Industrienationen. Die großen Firmen der Branche
kauften sich aus den Gewinnen ganze Konzerne zusammen. Sie domi-
nieren heute auch die Müllwirtschaft und mischen im Ölgeschäft mit.
Eine repräsentative Emnid-Umfrage im Auftrag von Greenpeace vom

April 1998, noch vor der Verabschiedung des neuen Energiewirtschafts-
gesetzes, hatte ein großes Interesse der Befragten für die Nutzung er-

neuerbarer Energien ergeben. 88,1 Prozent seien demnach bereit, sich
von einem Versorgungsunternehmen beliefern zu lassen, das seinen
Strom überwiegend aus regenerativen Quellen bezieht. Von diesen wür-
den wiederum 70,7 Prozent sogar einen höheren Preis für alternative
Stromarten zahlen. Was ist aus diesen hochfliegenden Träumen der

Atomgegner geworden, deren Verwirklichung ein schnelles Ende der
Atomwirtschaft bedeutet hätte? Nicht viel! Die Stromwechsel - Zahlen,
gerade auch unter uns politisch Interessierten und Aktiven, sehen ma-

ger aus. Ähnlich hoch dürfte die Diskrepanz zwischen Selbstwahrneh-

mung und tatsächlichem Verhalten sein.

Da kommt es zu dem folgendem parado-
xen Verhalten: Du bist ein politisch den-

kender Mensch. Du bist kritisch, informiert.

Deine Überzeugungen unterscheiden sich

deutlich von denen der von dir sogenann-
ten Bürgerlichen. Gleichzeitig hast Du dich

freiwillig und bewusst entschieden, dass

Dein Strom bitte mit Atomkraft hergestellt
werden soll. Du nutztjetzt gerade diesen

Strom, Dein Kühlschrank läuft, dein Licht

brennt und in diesem Moment wird für

Dich Kernmaterial gespalten, in Kürze ist

neuer Atommüll entstanden. Unter wel-

chen Bedingungen das Uran gewonnen

wurde, weißt Du vielleicht noch nicht ein-

mal, aber die Endlagerungsproblematik ist

dir bewusst. Nach Arhaus oder Gorleben

soll derAtommüll natürlich nicht. Deswe-

gen fährst Du demnächst auch wieder den

Castor blockieren, wie schon häufig. Leider

wollen »die Anderen« einfach nicht vom

Atomstrom lassen. Die Politik nicht, die
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skrupellose Atomwirtschaft und die un-

aufgeklärte und unpolitische Bevölkerung.
»Ja, wenn die Menschen doch nur aufge-
klärter wären«, seufzt Du, und würdest

Von Jan Jacob Hofmann

formierter es schaffst, deine politischen
Überzeugungen in Taten, Handlungen und

Lebensweisen umzusetzen? Wer soll es

denn dann? Wie gesagt, Du bist ein poli-
tisch denkender Mensch. Du bist kritisch,

eigenwillig. Einer der wenigen. Wenigen?
Vielleicht sind es doch mehr als geahnt —

man merkt halt nur leider nichts davon.

Bleiben wir beim Umsetzten von Überzeu-

gung in die Praxis. Ich denke schon, dass

dies früher oder später erfolgen sollte. Erst

die Information. Dann die Meinungsbil-
dung. Und dann? Hauptsache Informiert?

Hauptsache präzise, ja sogar ganz, ganz

präzise positioniert? Jawohl, da werden so-

gar eventuell wahlweise französische Phi-

losophen und anarchistische Klassiker

bemüht — »soll mir keiner nachweisen, dass

meine Meinung nicht gerechtfertigt und

wohl fundiert ist, gell?« Ist sie, beruhige
Dich — sie ist hervorragend. Nur —

was

nützt es? Was kann sie bewegen außer den

Verstand deines Gegenübers? Wir gehen
demonstrieren, zeigen also unsere Mei-

nung, versuchen sie vielleicht auch zu ver-

breiten, was möglicherweise sogar gelingt.
Aber es bleibt Meinung. Und was haben

wir dann? Eine Masse von Leuten die ja
»eigentlich« dagegen sind (ca 60 % in der

Seit Sommer 1998 ist das Gebietsmonopol gefallen. Bundeswirtschaftsminister aD.

Rexrodt hat eine entsprechende EU-Richtlinie in deutsches Recht (Gesetz zur Neure-

gelung des Energiewirtschaftsrechts vom 24. April 1998) umsetzen müssen. Jeder
kann sich seinen Lieferanten frei aussuchen. Zusätzlich verabschiedete im Februar
2000 die Bundesregierung das Gesetz für erneuerbare Energien. Danach mussten

die Betreiber der Stromnetze zukünftig Strom aus erneuerbaren Energien abnehmen
und zu einem Mindestpreis vergüten.

noch am liebsten die Journalisten mit auf

den Mond schießen, »weil der gleichge-
schaltete Mainstream- Unterhaltungsap-
parat... die müssten doch sehen, dass...«

Nein müssten sie nicht! Bzw.: Sie sehen es

doch schon! Nur —

wer sollte denn etwas

ändern, wenn nicht mal Du als bestens In-

BRD), sich das jedenfalls sagen, aber

nichts dagegen machen. »Man kann ja
nichts machen. Es sind einfach zu wenig,
die Zeiten sind ja so unpolitisch und

früher...« Das ist genau der Zustand, wie

ich ihn momentan wahrnehme: Es wird viel

geredet und sich je nach Mentalität ge-



wundert oder beklagt, dass sich zu wenig
ändert. Theorie sollte die Grundlage der

Praxis sein, aber nicht ihr Ersatz.

»Die Anderen. Die Regierung. Das Sy-
stem...« Aber wozu die Information? Wozu

die Meinungsbildung? Warum Debatten,
Diskussionen und Demonstrationen?

Wenn das Ergebnis der Handlungen in be-

stimmten Bereichen nach diesen langwie-
rigen Prozessen allen Ernstes genau so

aussieht, wie es aussehen würde, wenn

diese Prozesse nicht stattgefunden hätten,
muß man sich schon mal fragen, ob man

sich das Ganze nicht sparen könnte! Wo-

zu also diese politische Kultur? Die Atom-

lobby nimmt auch gerne das Geld eines in-

telligenten, kritischen Nonkon-

formisten. Der darf auch gerne
»Schwarzen Faden« lesen! Hat

sie keine Probleme mit! Denn sie

ist pragmatisch: Auch dieses

Geld hilft ihr zu existieren, zu flo-

rieren!

Die Gewohnheit

Aber: Im Zweifel für den Ange-
klagten. Nehmen wir also an,

der Grund für mangelnden
Stromwechsel bzw. gestörtes
Theorie - Praxis Verhältnis in der

Linken ist einfach die Gewohn-

heit. Nicht lgnoranz oder Egois-
mus oder Lust am eigenen Un-

tergang, nicht Unfähigkeit oder

Richtungslosigkeit, nein, einfach

Gewohnheit.

Wir gehen aus Gewohnheit

demonstrieren in Gorleben und

behalten aus Gewohnheit unse—

ren alten Stromvertrag. An die

Bedrohung durch den GAU ha-

ben wir uns auch schon lange
gewöhnt. »Vertragswechsel be-

deutet sicher viel Papierkram,
man muß sich informieren, und vielleicht

ist dann irgendwann der grüne Strom alle

und der Computer stürzt ab, wer weiß? Bis-

her ging es doch auch prima, warum also

etwas ändern...« Tja, also -— das mit dem In—

formieren stimmt schon, der Rest sollte

vielleicht noch mal dringend auf den Prüf-

stand! Letztendlich ist das mit der Ge-

wohnheit als Grund für das fortbestehen

der Atomenergie vielleicht gar nicht so lu-

stig, wie es hier klingt...
Sehr wirkungsvoll ist übrigens auch der

kleine Bruder der Gewohnheit, das Auf-

schieben. Möchte nicht wissen wieviele

AKW'S laufen, weil manche sagen, »Stimmt
— ich wechselel« Und dann damit warten

und warten und warten.

Die Unbewusstheit

Was ich Eingangs absichtlich provokativ
dahingestellt habe, das mit der bewussten

Entscheidung für den Atomstrom, ist viel-

leicht auch nicht unbedingt so gegeben.
Der Durchschnittsnutzer sagt wohl eher

nicht »Ich möchte ganz bewusst meinen

Strom aus Uran erzeugt wissen, weil...« Ei-

nes hätte ervielen anderen dann aberVor-

aus: Sein Handeln stünde wenigstens im

Einklang mit seinem Denken! Dies ist ein

Zustand, den man nur jedem Menschen

wünschen kann. Andererseits frage ich

mich häufig, ob Atomkraftgegner ihre Ent-

scheidung für den Atomstrom denn wirk-

lich bewusst getroffen haben bzw. sich die

Tragweite dieser Entscheidung auch nur

einmal vor Augen geführt haben. Eigent-
lich sollte man das von den meisten der

sich als aufgeklärter wahrnehmenden Tei-

len der Bevölkerung erwarten dürfen. Nur
— ist es denn so? Wurde diese Entschei-

dung bewusst getroffen, und das heißt, 2.8.

auch nach hinreichender Zuhilfenahme

von Information über den Stromversorger?
Ich habe da meine Zweifel. Gerade in die-

sem Bereich sollte diese Entscheidung aber

zumindest bewusst getroffen werden, Uran

und Plutonium sind eben kein Spaß.

Die Passivität

Erwarten wir nicht doch mehr von der Po-

litik, als es einem autonomen oder anar-

chistischen Selbstverständnis verträglich
wäre? Ich rede bestimmt nicht Bestrebun-

gen das Wort, der Politik aus der Verant-

wortung zu nehmen, die Kritik am laxen,

halbherzigen und vor allem noch immer

nicht vollzogenen sondern nur beschlosse-

nen Atom_ausstieg einzustellen und die

Verhältnisse passiv zu akzeptieren. Ich den-

ke aber, eine Aktivität kann am ehesten

von der eigenen Person erwartet werden.

Wer soll denn über unser Geschick und

Schicksal entscheiden, wir oder die Regie-
rung? Ein Appell an die eigene Aktivität

wäre nicht legitim, wären die gesetzlichen
Bestimmungen noch so, wie vor zehn Jah-

ren. Sind sie aber nicht! Ein weiter Teil der

Linken beklagt sich jetzt also über die Lauf-

zeit von 30 Jahren von AKW'5 obwohl ge—
nau dieser Teil der Bevölkerung den Aus-

stieg nicht nur wahr werden lassen könn-

te sondern kann. Ist diese These blauäugig
oder naiv? »Stell dir vor es geht, und kei-

ner kriegt's hin«...

Aber nein — die Initiative soll bitte-

schön von der »bösen« Atomwirtschaft

selbst kommen, ausgerechnet denen, die

nun wirklich ein Interesse daran haben,
dass die Atomwirtschaft blüht. DAS nen-

ne ich blauäugig und naiv! Man kann zwar

einwenden, dass nicht die Wirtschaft, aber

die Politik doch wenigstens den Ausstieg
praktizieren könnte, wo sie doch unabhän-

gig von der Wirtschaft zum Wohle der Be-

völkerung... — Ah ja, 5050, na dann...!
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Schönau: Ein Dorf wird zum Störfall

1986, nach dem GAU von Tschernobyl, finden sich

in Schönau Bürger, die tatkräftig zum Ausstieg aus

der Atomenergie beitragen wollen. Sie organisieren
Stromsparwettbewerbe, reaktivieren Wasserkraftwer-

ke und finanzieren Blockheizkraftwerke. Da der re—

gionale Energieversorger, die Kraftübertragungswer—
ke Rheinfelden, die Aktivitäten ständig blockiert, fas-

sen die Bürger den Entschluß, die Energieversorgung
der Gemeinde zu übernehmen, um die Rahmenbe-

dingungen ökologischer Energieversorgung selbst zu

bestimmen. Nach jahrelangem politischen Kampf,
zwei Bürgerentscheiden und einer beispiellosen Öf-

fentlichkeitskampagne (Ich bin ein Störfall«), die von

Umweltschutzverbänden, kirchlichen, politischen und

gesellschaftlichen Gruppierungen unterstützt wird,
erhalten die Bürger I997 die Stromkonzession für die

Stadt Schönau. Die Elektrizitätswerke Schönau sind -

das erste bürgereigene Energieversorgungsunterneh-
men, das direkt aus der Anti-Atom—Bewegung her-

vorgegangen ist, und das einzige Energieversor—
gungsunternehmen, das auch in seinem Versor—

gungsgebiet an alle seine Kunden nichts anderes

verkauft als Strom aus regenerativen Energien und

Kraftwärme—Kopplung: Schönau ist »atomstromfrei«.

Die Bürger verwirklichen nach und nach alle ökolo—

gischen Forderungen einer nachhaltigen Energiepo—
litik: stromsparfördernde Tarife, keine Genehmigung
von neuen Stromheizungen (vielmehr eine Prämien—

zahlung für den Ausbau von Stromheizungen), För—

derung der Photovoltaik und Kraft-Wärme—Kopplung
durch bessere Einspeisevergütungen. Der Anteil des

vor Ort umweltfreundlich erzeugten Stroms steigt
ständig und 3 Jahre nach der Stromnetzübernahme

wird schon I % des Schönauer Tarifstroms von der

Sonne erzeugt!
Quelle: EWS Schönau

Wir leben vielleicht in einer abstrakten,
und uneinsichtigen Struktur, aber wir ha-

ben immer noch einen Entscheidungs-
spielraum. Diesen gilt es zu nutzten, denn

dieser wird auch wieder die Struktur ver-

ändern. Wir sind Teil der uns umgebenden
Struktur, und wir sind nicht ohne Einfluss.

Wie groß, sei dahingestellt, aber es gibt ihn
— Näheres dazu unten. Der liberalisierte

Strommarkt hat es möglich gemacht: Wir

können durch unseren Stromeinkauf»Geld-

ströme umleiten« —

weg von zentralisti-

schen, verschwenderischen, umweltzer-

störenden Strukturen zu dezentralen, spar-
samen und ökologischen Strukturen! Die

Frage, »Wen beauftrage ich, meinen Strom

für mich zu produzieren« ist dabei ganz
zentral.
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Das Geld

Hier sind wir bei meinem »Lieblingsargu-
ment« für Atomstrom: »Die Alternative ist

einfach zu teuer«. Dies wird auch gerne be-

hauptet, ohne vorher mal eine Gegenrech-
nung gemacht zu haben. Und dies wird

auch von den 80% der Bevölkerung be—

hauptet, die sich den Strom, wenn er denn

teurer wäre, trotzdem noch leisten könn-

ten. Handys, Videorecorder, cooles Outfit —

alles geht. Aber mehr zahlen für Strom,
und sei es auch nur soviel wie ein, zwei

Päckchen Zigaretten im Monat — nein, zu

viel verlangt, punktuml Nun — Prioritäten

zeigen den Standpunkt. Und den sollte

man dann auch zumindest mal ganz klar

benennen, um der Erkenntnis willen!

Zu teuer! Klarer und liebenswerter hätte es

ein Plantagenbesitzer in Südamerika, der

Sozialabgaben und Mindestlöhne für seine

Arbeiterinnen zahlen soll, auch nicht aus-

drücken können! Eine Alternative zur Mas-

sentierhaltung? — Zu teuer! Fairer Handel?

Weniger Ausbeutung in Mexiko, Umwelt-

auflagen, Asyl? Prima, darf aber nichts ko-

sten! Das beste System desWirtschaftens
ist natürlich das billigste! Mit welcher Be-

reitwilligkeit doch von gestandenen Linken

kapitalistische Denkmuster das Handeln

bestimmen, wenn's denn grad' mal be-

quem ist. Wohlgemerkt, ich spreche nicht

von dem Anteil der Bevölkerung, der sich

eine Mehrausgabe wirklich nicht leisten

könnte. Geld als übergeordnete Macht?

Geld als alles bestimmende Instanz? Ich

dachte, wir kämpfen dagegen! Nein? Ach

so, mal wieder was falsch verstanden...

Dennoch frage ich mich, ob diese Men-

schen denn keine Probleme mit einer ge-
wissen Inkonsequenz verspüren.



Andererseits ist es immer gut, wenig Geld

auch für grünen Strom zu zahlen. An er—

ster Stelle fällt mir natürlich ein, ein öko-

logisches Nutzungsverhalten zu ent-

wickeln. Manche haben dies schon aus

ethischen Gründen getan, andere merken-

dann an der Stromrechnung, die unange-

nehm hoch ausfällt, dass es an der Zeit ist,
auf den Stromverbrauch zu achten. Strom-

verschwendung ist glücklicherweise teuer,

und das gilt dann besonders für den kost-

Ein Kostenfaktor für den Strom ist auch die

sogenannte »Durchleitungsgebühr« Der

Preis für die Benutzung der Netze durfte

von den Energieversorgungsunternehmen
und dem Bundesverband der deutschen

Industrie frei ausgehandelt werden. Her-

ausgekommen war anfangs ein wirksames

Mittel zur Verhinderung von Durchleitung
des Stroms anderer, vielleicht gar ökologi-
scher Anbieter. Die Netzbetreiber wurden

aber gezwungen, diese Gebühren zu sen-

ken und transparent zu machen

baren ökologischen Strom. Aber das mit

der Stromverschwendung kann man ja
auch ändern: Es geht um eine grundsätzli-
che Entscheidung: Will ich selbst ökolo-

gisch oder eher konventionell Leben? Kon-

ventionelles, unbedachtes Wirtschaften

geht schlecht mit ökologischer Stromer-

zeugung zusammen, da wird es dann wirk-

lich schnell teurer.

Ein anderer Kosteneinsparfaktor kann

der Stromvertrag selbst sein: Es gibt Ver-

träge und Anbieter mit höherer Grundge-
bühr und dafür weniger Strompreis pro Ki-

lowatt und umgekehrt. Ein für den eigenen
Stromverbrauch passender Modus kann

gewählt werden und mag dann sogar gün-
stiger sein als der alte, bisher (aus Ge-

wohnheit und weil ökologischer Strom ja
ach so teuer ist) beibehaltene Stromver-

trag. Im Internet gibt es sogenannte
Stromrechner: Einfach die durchschnittlich

verbrauchte Strommenge und den Strom-

preis des jetzigen Anbieters eingeben und

sich ökologischere Anbieter automatisch

auflisten lassen. Die Differenz muß nicht

einmal zum Teureren hin liegen! Zuguter-
letzt gibt es auch bei den ökologischen
Stromanbietern Preis— und Qualitätsunter-

schiede (in der Art der Stromerzeugung),
man wähle das, was einem am besten pas-

st! Die Greenpeace - Seiten geben dem/

der interessierten gute Kriterien an die

Hand, was einen wirklich ökologischen
Stromanbieter von einem Blender unter—

scheidet. Wie beim telefonieren, so gilt

auch hier: weder das billigste noch das

teuerste Angebot ist immer das beste. An—

sonsten: Wenn grüner Strom teurer ist, ist

das häufig auch mit Absicht 50: Mit den

zusätzlichen Einnahmen versprechen die

Firmen, neue regenerative Energieanlagen
zu bauen.

Eigene Verantwortung

Das Herz eines jeden Anarchisten müsste

angesichts der momentanen gesetzlichen
und politischen Gegebenheiten jauchzen:
Kann er doch endlich selbstbestimmt ent-

scheiden, welchen Strom er nimmt! Nichts

und niemand zwingt irgendwen, die Frei-

heit ist da, zumindest in diesem kleinen

Bereich. Er braucht sie aber nicht zu er-

greifen, leider. Aber: Die Verantwortung
kann jetzt auch nicht mehr alleine auf die

anderen oder die Politik geschoben wer-

den! Tun wir dies, spielen wir deren Spiel
»Ich würde ja gerne aber die anderen/

Sachzwänge/das System...« prima mit:

Verantwortung wird delegiert. Es ist eine

Situation eingetreten, in der wir uns nicht

»nicht« verhalten können. — egal was wir

tun —

es zählt, und das sogar ganz buch—

stäblich: Entweder läuft der Gebühren-

zähler für die Atomindustrie, für einen kon-

sequent ökologischen Betrieb oder für eine

verwässerte Mischform aus beiden. Wir

wählen!

Subtile Mechanismen: Sich-

selbst-erfüllende Prophezeiunqen
und die »Opfer-Haltunq«

Wie kommt es aber, dass viele sich weiter-

hin gegen einen Stromwechsel entschei-

den, obwohl sie »eigentlich« dafür sind,
schon aus Gründen derVernunft? Bei vie-

len höre ich eine Haltung heraus, die einen

Stromwechsel als Augenwischerei abtut.

»Die Konzerne sind einfach zu mächtig, ich

als Einzelner kann ja nichts tun«. Und so

wird nichts getan. Und so ändert sich auch

nichts. Obwohl der Ausgang des Experi-
ments völlig offen ist, wird so getan, als

stünde das Ergebnis schon fest. Dies Ver-

halten hat Vorteile: Erstens: wir brauchen

uns nicht mehr zu verhalten, da die Wür—

fel ja schon gefallen sind! Das ist bequem.
Zweitens: Uns wird die Unsicherheit über

den Ausgang des Experiments genommen,

das, so paradox es in diesem Falle einer

Risikotechnologie ist, »beruhigt«, gibt Si-

cherheit. Drittens: wir nehmen uns als Op-
ferwahr, und Opfer sind immer die Armen,

Guten, Wehrlosen. Zusätzlich zur Zufrie-

denheit, dass das Ergebnis unser Hand-

lung genau unseren Taten entspricht (Die
Atomindustrie prosperiert), wird sich also

beklagt und der »Opfer- Bonus« gleich
auch noch mitgenommen. In der Linken

spielt die Solidarität mit Opfern eine be-

sondere Rolle. So wird sich dann in politi-
schen Zusammenhängen schließlich unter-
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einander die Bestätigung gegeben. Wir so-

lidarisieren uns in unserer »Opferrolle« der

Atomindustrie gegenüber, das erzeugt
dann Gemeinschaft. Opfer sein bringt Zu-

neigung.

Skeptische Fragen und praktische
Tipps

Nun drängen sich dem Wechselwilligen
auch immer wieder bestimmte Fragen auf,
die, bleiben sie unbeantwortet, garantiert
einen Stromwechsel verhindern! Die häu—

figste Frage ist: wird vielleicht der ohnehin

ökologisch erzeugte Strom jetzt nicht für

teurer an die Gutwilligen verkauft, wo er

vorher noch in das gesamte Netz mit ein—

gespeist wurde? Betrachten wir Angebot
und Nachfrage: Vor der Liberalisierung des

Strommarktes gab es zwar ein Angebot
und eine Nachfrage nach grünem Strom,
sie ließ sich aber nicht fassen, da sie vom

konventionellen Sektor nicht separiert wer—

den konnte. Strom 2.8. aus Wasserkraft

wurde einfach in das gesamte Stromnetz

gespeist und der Nutzer erhielt automa-

tisch einen geringen Prozentsatz an die-

sem Wasserkraft- erzeugten Strom in sei-

ne Steckdose. letzt lässt sich die ökologi-
sche Energieerzeugung separat betrachten

und die Frage, ob jetzt mehr ökologisch er-
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zeugter Strom und weniger Atomstrom

produziert wird, kann nur mitja beantwor-
tet werden, wenn die Nachfrage und da-

durch wiederum die Produktion grünen
Stroms das Maß an ökologischer Strom-

produktion übersteigt, das vor der Libera-

lisierung gegeben war.

Nun ist das Geschehen nicht statisch, son-

dern dynamisch. Die Nachfrage kann sich

verringern oder ansteigen, und das Ange-
bot wird ihr folgen. Das gilt für grünen
Strom genauso wie für den eklig-gelben
aus Atomkraft. Deswegen ist es eben nicht

ohne Bedeutung, wie wir uns verhalten,
denn wir bestimmen durch unser Geld,
welcher Sektor wachsen soll und welcher

nicht. Dieses Steuerungsinstrument ist erst

seit der Strommarktliberalisierung vorhan-

den. Es ist jetzt eine völlig neue Situation

gegeben, erstmals seit Beginn der Strom-

produktion überhaupt. Wir haben es in der

Hand: wenn sich die Nachfrage an ökolo-

gisch erzeugtem Strom erhöht, wird die

Atomkraft bald am Ende sein! Dies funk-

tioniert am besten, wenn wir uns bei der

Wahl des Stromerzeugers informieren und

einen wählen, der ausschließlich ökolo—

gisch erzeugten Strom produziert, keinen

Atomstrom hinzukauft und auch keine

Tochter eines Atomkonzerns ist. Natur-

schutzbünde und Greenpeace stellen ent-

sprechende Informationen zur Verfügung

und empfehlen bestimmte Stromerzeuger,
die diesen ökologischen Kriterien entspre-
chen.

Kommt der grüne Strom wirklich vom

Windrad? Prima! —

Langsam gehen wir

jetzt zum praktischen Teil des Atomaus-

stiegs über. Eine gewisse Skepsis ist immer

angebracht, wo wirja auch kritische Men—

schen sind. Aber im Ernst: der Stromerzeu-

ger sollte tatsächlich genauestens unter

die Lupe genommen werden! Selbst die

fettesten Atomkonzerne bieten »grünen«
Strom für Blöde an! Wer auf Nummer Si-

cher gehen will, nimmt einen von Green-

peace oder einer Naturschutz-Organisation
empfohlenen Erzeuger. Greenpeace hat ei-

ne vorbildliche Stromerzeugungs-Genos—
senschaft gegründet. Die Seiten der Na-

turschutzbünde listen die Namen und

Adressen der infrage kommenden Stro-

manbieter auf. Dies tun auch die Strom-

rechner-Seiten, bei denen auch noch alle

anderen Stromanbieter dabei sind. Wer al-

so gerne einen ökologischen Stromanbie-

ter möchte, kann sich auch selbst infor-

mieren: 2.8. Auf den Seiten des Stromer-

zeugers im Internet. Ist die Herkunft des

Stromes transparent, glaubwürdig und

deutlich dargestellt? Wenn nicht, ist zu-

mindest Vorsicht angebracht. Ein Anruf bei

der Hotline kann kritische Fragen beant—

worten — oder auch nicht Wird abgewie—



“Es gibt keine Sicherheit - Leben mit komplexen Systemen
von Markus Metz

Obwohl wir ständig mit kleinen und großen Fehlern konfrontiert sind, glauben wir Wis-

senschaftlern oder Politikern bereitwilligst, dass sie für uns alles unter Kontrolle haben.

Instinktiv wissen wir eigentlich sehr wohl, dass es nicht stimmt, aber wir wollen es nicht

wahr haben. Dabei sind wir selbst, die Welt und das Universum nichts anderes als ei-

ne Reihe von Experimenten. Mit offenem Ergebnis.
Mitte der 70er Jahre prägte der amerikanische Mathematiker James Yorke den Be-

griff »deterministisches Chaos«. Mit fraktaler Geometrie, selbstähnlichen Apfelmänn-
chen und Schmetterlingseffekt gab die Chaosforschung in den 80ern einen angenehm
gruseligen Medienhype. Dann kam der nächste Hype: das Internet. Das Chaos ver-

schwand aus den Medien, aber nicht aus dem Universum. Das Ganze ist mehr, als

die Summe seiner Teile: seit Mitte der 80er Jahre wird die Chaosforschung von der

wissenschaftlichen Gemeinde ernst genommen. Aber ein einvernehmlicher Begriff
für die jüngste wissenschaftliche Revolution muss sich erst noch herauskristallisieren:

die einen sprechen etwas salopp von »Chaos—Forschung«‚ andere abstra kter von »Nicht-

linearität« oder von der »Theorie komplexer Systeme«.
Die nichtlinearen Wechselwirkungen zwischen den Elementen eines komplexen Sy—
stems zeigen sich nicht nur als katastrophale Bedrohung, sondern auch als geradezu
kreatives Phänomen: in Form von dynamischen Rückkopplungen wirkt ein System auf

sich selbst und entwickelt sich weiter. Es kommt eine evolutionäre Selbstorganisation
in Gang. Zusammen mit natürlichen Auslese und Optimierungsprozessen könnte ei-

ne solche Selbstorganisation der Materie in der Frühzeit der Erde zum Entstehen von

Leben geführt haben. Die gleichen Wechselwirkungen, die ein System nicht bere-

chenbar machen, sind also auch Quelle für dessen Vielfalt an Entwicklungsmöglich—
keiten.

Vor gut 15 Jahren brachte der Soziologe Ulrich Beck das Lebensgefühl und die Le-

b-ensbedingungen der 8Öer Jahre mit dem Begriff »Risikogesellschaftrr auf den Punkt.

Verändert haben sich die Risikobedingungen nicht, in den 90er Jahren wollten wir aber
> nichts mehr wissen vom katastrophischen Potential der komplexen Systeme Technik

‘

und Mensch. Mag sein aus Überdruß, sicher spielte auch eine Rolie, dass nach dem Zu-

sammenbruch des Sozialismus die Konkurrenz der politischen Systeme wegfiel.
Eine phänomenale Verdrängungsleistung verbannte die Risikogesellschaft aus dem

Bewusstsein — trotz Gentechnik im Essen, schwindender Ozonschicht, geklonter Scha-

fe,— sogenannter »ethnischer Säuberungen« und derAussicht auf gekionte Embryos. Das

21. Jahrhundert hat mit dem Jahr-ZOOO-Problem und BSE gleich von Anfang an deut—

liche Hinweise parat gehabt, die fast jeden direkt betreffen, aber eher zur Folge haben,
dass sich Resignation breitmacht. Nicht nur wer im Kino »Outbreak«, »Die Hard«‚ »Fal-

ling Down«‚ »Universal Soldier«, »Tornorrow Never Dies« oder »Speed« angeschaut hat
- nein, jeder der sehenden Auges durch die Welt gegangen ist, hat gewusst, daß mit

allem zu rechnen ist. Auch vor dem ll. September.
Es gibt keine absolute Sicherheit. Die Theorie der komplexen Systeme hat uns neue, un-

bequeme Einsichten in die Möglichkeiten und Grenzen sicherer Vorhersagen und ob-

jektiver Erkenntnisse geliefert. Hinter der weitverbreiteten Bereitwilligkeit, den Si-

cherheits- und Berechenbarkeitsversprechen Glauben zu schenken, steckt vielleicht

eine Sehnsucht nach dem so wunderbar einfachen mechanistischen Weltbild des 19.

Jahrhunderts: vorne x rein, kommt hinten das exakt vorausberechenbare y raus. Kann ‘

sein, daß der menschliche Geist der Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnis etwas

hinterherhinkt. Einerseits schwingt sich dieser menschliche Geist zu immer höheren Lei-

stungen auf, andererseits fehlen ihm die Mittel, die Folgen seines Tuns zu überblicken,

geschweige denn zu kontrollieren. Was aber kein Grund sein sollte, in Apathie oder

Angststarre zu verfallen: die Experimente laufen — in Wissenschaft und Gesellschaft,
Wirtschaft und Politik.

Vielleicht könnte unserer überversicherten Gesellschaft ein Rückblick auf die unversi-

cherte Urgesellschaft unsererVorfahren nicht schaden, die sich die Risiken ihres Lebens

immer wieder bewusstmachen mussten, um nicht Gefahr zu laufen, dieses postwen-
dend auszuhauchen. »lch weiß, daß ich nichts weiß«, erkannte vor 2500 Jahren So—

krates, dessen Lehre darauf abzielte, Wissen und Handeln in Übereinstimmung zu brin-

gen. Je mehr wir seit Sokrates wissen, desto deutlicher wird, was wir alles nicht wis—

sen.

gelt oder ausweichend geantwortet? Aha!
— kein gutes Zeichen! Damit beim Öko-

strom nicht gemogelt wird, vergeben Fir-

men wie das Freiburger Öko-Institut und

der Verein »Grüner Strom« Zertifikate. Ge-

prüft wird, ob der Anbieter immer genug

Ökostrom produziert, und das nicht nur bei

Wind oder Sonnenschein, und ob die zu-

sätzlichen Einnahmen auch tatsächlich in

Anlagen für regenerative Energien fließen.

Vorsicht: der TÜV, dessen Zertifikat zum

Beispiel den »Aquapower«-Strom der Bay-
ernwerke ziert, prüft diesen wichtigen, letz-

ten Punkt nicht!

Kommt der grüne Strom denn auch

wirklich bei mir an? Nein, tut er nicht! Es

geht ausschließlich darum, die Nachfrage
wie oben erklärt zu steigern. Strom wird

über nationale Entfernungen im Höchst-

spannungsnetz bereitgestellt, im Hoch-

spannungsnetz weiträumig verteilt, in Mit-

telspannung bis zu Werksanschlüssen und

Straßenzügen geliefert und kommt mit

Niedrigspannung in die Häuser. Dabei

ließe sich im nachhinein nie beweisen, aus

welchem Kraftwerk der Strom gerade
kommt. Physikalisch fließen die Elektronen

immer den kürzest möglichen Weg. Ge-

naugenommen wird ein Kunde also im

freien Markt den Strom nie wirklich von

»seinem« Lieferanten bekommen. Entschei-

dend ist lediglich, daß der Lieferant (mög-
lichst gleichzeitig mit dem Verbrauch) ir-

gendwo im Verbundnetz die entsprechen—
de Strommenge einspeist.

Und jetzt die letzte Frage: Wird mit

grünem Strom mein Licht flackern, der

Computer abstürzen oder vielleicht ganz

das Licht ausgehen? Antwort: Nein!, nein!

nein!

Adressen

Die Stromseite — Anbieter,5trompreise‚ Gebührenrech—

ner: http://www.stromseite.de/
Stromtarife + Anbieter: http://www.stromta rife.de/

informationen über Uranförderung: http://www.nucle-
ar-free.com/

Greenpeace Online: http://www.greenpeace.de

Stromanbieter wechseln ist einfach:

man suche sich den neuen Anbieter und

nehme z.B. telefonisch Kontakt auf. Man

bekommt dann ein Anmeldeformular ge-

schickt. Man füllt es aus und schickt es

zurück. Alles andere, auch das Kündigen
des alten Vertrages, erledigt der Anbieter

für Dich. Stromwechseln kann wirklich je-
der, der eine Stromrechnung bezahlt. Das

können natürlich auch Leute, die zur Miete

wohnen, WG5, Büros, Firmen und Betriebe

machen. Kinderläden, Kneipen und Kinos.

Auf geht's!
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ls mir obiges »Pamphlet« eines schönen

Tages in die Mailbox flatterte, dachte ich

zunächst: schön, ein Artikel über Öko-

strom. Etwas spät vielleicht — aber warum

nicht. Ich wurde eines Besseren belehrt —

hier sollen also nicht Für und Wider ver-

schiedener Möglichkeiten des Ökostrom—

bezugs oder gar die Hintergründe des En—

ergiemarkts erläutert werden, sondern an—

hand des Beispiels Ökostrom soll das

angeblich gestörte Theorie—Praxisverhält—

nis all derjenigen Linken angegangen wer-

den, die sich bislang nicht entschlossen ha-

ben, ihren Stromvertrag zu ändern und

wahrscheinlich auch sonst nicht ideolo-

gisch korrekt konsumieren.

Dabei arbeitet der Autor mit Unter—

stellungen und Annahmen, die, wie sich

herausstellen wird, unzutreffend sind oder

sich nicht werden halten lassen.

Die erste Annahme — der Grund, war-

um ausgerechnet das Ökostromthema ge-
wählt wurde dass nämlich die Sache un—

strittig ist, weil wir uns gegen Atomkraft

ja schon immer einig waren, zeigt nur, dass

es mit der »Wohlfundiertheit« der oben ver—

tretenen Position so weit her nicht sein

kann. Einer wohlfundierten Position sollte

zumindest nicht entgehen, dass es um das

Thema innerhalb der Linken schon vorjetzt
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gut zwei Jahren eine entsprechende De—

battei gegeben hat, wobei sich — das ist

jetzt meine Überzeugung —

herausgestellt
hat, dass es eben nicht ausreicht, nach

mehr oder minder oberflächlicher Informa-

tion seinen Stromvertrag zu wechseln, um

sicher sein zu können, jetzt etwas für den

Ausstieg getan zu haben, sondern dass es

schlimmstenfalls, wie wir sehen werden,

sogar das Gegenteil bewirkt. Dieser Irrtum,
so denke ich, resultiert aber schon aus ei-

nem viel grundsätzlicheren Irrtum, nämlich

der Annahme, dass Konsumentenpolitik ei—

ne einfache Sache ist, sozusagen das Min—

deste was man tun kann, und wer nicht

seinen Stromvertrag wechselt, die kann

sich nach dieser Sicht der Dinge auch nicht

mehr ernst nehmen, wenn sie gegen den

Castor demonstriert. Die Politik fängt aber

nicht im Supermarkt an, sondern sie ist

dort zu Ende, wie ich zum Schluss versu—

chen werde zu zeigen. Aber bleiben wir

zunächst mal beim Strom.

Von Ökostrom und Binnenmarkt

Damit im »freien Europa« freie Waren —

und eine solche ist auch der Strom, wenn

man das so will — frei gehandelt werden

können, und damit alles seine Ordnung

hat, gibt es Binnenmarktrichtlinien. Die

nationale Umsetzung der europäischen
Binnenmarktrichtlinie Elektrizität ist das

deutsche Energiewirtschaftsgesetz aus

Kohl ”schen Zeiten: Ziel der EU-Richtlinie

ist unter anderem die »Stärkung der Ver—

sorgungssicherheit und der Wettbewerbs—

fähigkeit der europäischen Wirtschaft«.

Wie immer, wenn ein Standort gesichert
werden soll, wird ein weiterer Bereich der

Gesellschaft dem Markt unterworfen. Ab-

geschafft wurde dadurch ein leidlich funk-

tionierendes, bestens geschmiertes und re-

lativ teueres System monopolisierter kom-

munaler Energieversorger. Durch

Konkurrenz sollte Strom billiger werden.2

Nachdem die rot—grüne Bundesregie-
rung am Ruder war, wurde dieses Gesetz

nicht etwa geändert — schließlich war es

ja auch ein Vorhaben dieser Regierung, En—

ergie mittels Ökosteuer zu verteuern —

stattdessen wurde im Zuge der Umsetzung
dieses Gesetzes und wohl auch, um den so-

genannten Atomkonsens ein wenig
schmackhafter erscheinen zu lassen, vor

nunmehr ungefähr zwei Jahren(l) eine

Ökostromkampagne, u.a. in derTAZ mit ex-

tra Beilage usf. losgetreten?
Wer also für den Atomauststieg ist, der

muß fortan auch keinen Atomstrom mehr



kaufen, sondern der bekommt auf dem so—

genannten freien Markt »sauberen« Strom

aus der selben Steckdose — freilich etwas

teurer, aber so ist das eben, wenn man im

Ökoladen einkauft. Dafür darf mensch sich

mit der Stromrechnung auch ein wenig
darüber hinweg trösten, dass das mit dem

Atomausstieg im Konsens noch 30 Jahre

dauefi.

Die Möglichkeit, seinen Energieversor-
ger angeblich frei wählen zu dürfen, ist al—

so mitnichten ein von der Antiatombewe-

gung erkämpftes Privileg, um die Atomin—

dustrie angreifbar zu machen, sondern es

ist ein Effekt neoliberaler Energiepolitik,
deren erklärtes Ziel es ist, Energie billiger
zu machen. Wie mensch sich denken kann,
dürfte es abervor allem darum gehen, den

Konzernen einen direkten Zugriff auf den

Markt zu verschaffen. Herausgesprungen
ist dabei u.a. ein Posten als Superpresse-

sprecherin beim Atomkonzern Eon (ehem.
Veag) für Gunda Röstel, vormals Vor-

standsmitglied bei den Grünen.

Der Energiemarkt, das sei hier neben—

bei bemerkt, hat dabei Vorzüge, die sonst

fast nur die Trinkwasserversorgung bietet:

Es handelt sich um ein »natürliches Mono—

pol«, d.h. wer die Leitung hat, der macht

das Licht aus oder an (resp. den Hahn zu).
Und Strom ist in einer modernen Gesell—

schaft praktisch unverzichtbar.

Die deutschen Atomkonzerne, befreit

aus dem Korsett der alten Rechtslage
— mit

kommunalen Energie und Wasserversor—

gern
— konnten sich so, bestens vorberei—

tet und ausgestattet, mit den Kompeten—
zen der privatisierten und aufgekauften
ehemaligen kommunalen Versorgungsträ-
ger dem internationalen Wasser- (RWE),
Erdgas (Eon)4 und Stromgeschäft widmen.

Man kann in diesem Zusammenhang die

Ökostromkampagnen durchaus als eine

Art Befriedungstrategie sehen: Weil der

versprochene Atomausstieg trotz Grünen

an der Regierung ausblieb, wird nunmehr

jedem sein privater Ausstieg zum Kauf an-

geboten — für die Anti-AKW Bewegung
hätte es den Abschied von der Politik be—

deutet, sich darauf einzulassen.5 Wie

mensch da aufdie Idee kommt, angesichts
der gegenwärtigen Gesetzeslage gäbe es

für Anarchisten Grund zum jauchzen,
bleibt mir schleierhaft.

Einfache Rechnung

Nun, könnte man sagen, wenn es schon so-

weit ist, dann kann ich ja trotzdem, oder

vielleicht sogar gerade deswegen auf Öko-

strom umsteigen. Aber wenn man dabei

nicht aufpasst, erreicht man damit das Ge-

genteil des erwarteten Effekts. Der bun—

desdeutsche Strom-Mix enthält schon seit

einiger Zeit (neben dem Hauptanteil von

Braunkohle und Atom) auch etwa 4 % An—

teile aus alten Wasserkraftwerken, die im

Eigentum der großen Stromversorger ste-

hen, sowie einen zunehmenden Anteil (zur
Zeit etwa 2 %) aus privaten Wind-, Bio—

masse und Solaranlagen, die ins öffentli-

che Netz einspeisen. Bis zur Erfindung des

Ökostroms wurde dieser Strom-Mix ohne

Rücksicht auf seine Bestandteile verkauft.

Dabei wurde ein Mischpreis aus den Ge—

stehungskosten für Atomstrom, Braunkoh—

lestrom, Wasserkraftstrom und sonstigem
»Ökostrom« gebildet und in Rechnung ge—

stellt. Ökostromkunden wird nun verspro—

chen, sie würden zukünftig nur umwelt—

freundlichen Wasserkraftstrom oder ande-

ren Ökostrom erhalten, wenn sie dafür

freiwillig ein paar Pfennige Zuschlag zah-

len. Der Stromverkäufer kassiert sodann

von den Ökostromkunden einen höheren

Strompreis als den bisherigen Mischpreis.
Den übrigen Kunden (denen egal ist, wie

ihr Strom erzeugt wurde), kann der Strom-

verkäufer zum Ausgleich einen niedrigeren
Strompreis für ihren »Egalstrom« berech-

nen.

Erst wenn mehr Wasserkraftstrom

(oder Windstrom oder Solarstrom) verlangt
würde, als vorhanden ist, wäre der Strom-

händler gezwungen, sich um neue Wasser-

kraft-, Windkraft oder Solaranlagen ernst—

haft zu bemühen. Doch in diese »Gefahr«

gerät er nicht, weil nämlich der Anteil des

Ökostromes an der Gesamtstromprodukti-
on weit schneller anwächst als die Zahl der

Ökostromkunden. Bis zum Jahr 2010 soll

der Anteil an Ökostrom bereits auf 12%

am Strommix angewachsen sein, fordert

z.B. die Europäische Union. Soviel Men—

schen, die freiwillig mehr Geld für Öko—

strom ausgeben, wird es wohl kaum geben,
und so viele Unternehmen, die gegenüber
den Privatkunden zwei Drittel des Stroms

abnehmen, schon gar nicht.6 Dabei ist die

z.B. von Greenpeace proklamierte »Unab—

hängigkeit von Atom und Kohleindustrie«

ein Märchen. Um Ökostrom direkt an den

Konsumenten verkaufen können, muss ei-

ne Durchleitungsgebühr, die über die Hälf-

te des Preises ausmachen kann, an die

Netzbetreiber, und das sind meistens die

alten Atomkonzerne, bezahlt werden. Dar-

über hinaus gehen den Ökostromprodu-
zenten noch die Zuschüsse floten, die sie

nach dem Energieeinspeisungsgesetz be-

kommen würden. Denn der Strom darf

nicht zweimal verkauft werden (einmal an

den Netzbetreiber und einmal an den Öko-

stromkunden). Mit anderen Worten: Diese

Art Ökostrom befreit den Netzbetreiber —

und damit die allgemeinen Stromkundln-

nen (inkl. Industrie) —

von ihrem Beitrag
zum Ausbau der erneuerbaren Energie

Natürlich ist es allerdings Unfug, an—

zunehmen »Marktkräfte« würden hier mehr

ausrichten als die Politik, auch der gegen—

wärtige Boom der regenerativen Energien
ist i.W. den Subventionen zu verdanken

und dem Energieeinspeisungsgesetz, das

die Netzbetreiber dazu verpflichtet, Strom

aus ökologischer Produktion in ihr Netz

einzuspeisen
— auch Atomstrom wäre ohne

Subventionen schließlich nie konkurrenz-

fähig gewesen. Will man dem nachhelfen,

so macht es mit dem Ziel, eine flächen—

deckende Versorgung mit Strom aus rege-

nerativen Quellen zu erreichen vielleicht

Sinn, solche Anbieter zu unterstützen, die

mit dem Geld sonst nicht zu realisierende

Projekte im Grenzbereich der Wirtschaft-

lichkeit realisieren — z.B. Windkraftanlagen
an Standorten, an denen eigentlich nicht

wirklich genug Wind ist. Aber ich denke,

dass auf dem freien Markt Konzerne wre

Eon, Ean oder RWE das Sagen haben, die

die innovative Kraft solcher Prqekte dann

bei Gelegenheit abschöpfen können.

Ökostrom von unten

Einen anderen Weg geht hier die Kampa—

gne Ökostrom von unten. Hier vvrrd darauf

hingewiesen, das es eben nicht. nur darauf

ankommt, wie der Strom produzre% \..vrrd,

sondern auch wer ihn proda..;;mert Das

hieße, dass eine Organisierung ”vom

produzenten und Verbrauchenw=:: not-—

wendig wäre, dass von der r.; aus ;ft:

kontrollierende Strukturen zu: cs,ie/„r

sorgung erst noch geschaffen \‚verden müs—

sten — eine Entwicklung, die auf dem Erbe

ralisierten Strommarkt, wo die Macht der

Konzerne und damit deren Kontrolle über

die Strukturen zunimmt, eher in die andere

Richtung verläuft.8 Trotzdem ist das der

einzig sinnvolle Weg: den Versuch zu ma—

chen den Strommultis eine Organisierung
von unten entgegenzusetzen, die sich nicht

darauf beschränkt, nur seinen Stromver—

trag zu wechseln. Uber die Kampagne
kann bei der Projektwerkstatt ein Reader

bestellt werden, ansonsten ist es, wie man

hört, wieder ruhig darum geworden?

Vom Anarchismus zum Marken-

bewußtsein

Angesichts der einfachen Erkenntnis, dass

kein Atomunfall vor Wohnungen halt—

macht, die Ökostrom beziehen und ange—

sichts der oben geschilderten Zusammen—

hänge, stellt sich also eigentlich nicht die

Frage, warum so wenig Leute Ökostrom be

ziehen, sondern warum es überhaupt kriti—
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sche Linke, zumindest dem Anspruch nach

wohlinformierte, gibt, die bereit sind, einen

Aufpreis zu bezahlen oder die behaupten,
es bestimmt bald zu tun.

interessant ist auch, dass es eigentlich
jedem, der für Ökostrom bezahlt, klar sein

könnte, dass sein Beitrag zum Atomaus-

stieg bestenfalls ein symbolischer ist, aber

keineR das wissen will. Auch der Artikel

meines Freundes Janja oben dichtet sich so

gegen jede Form der Kritik ab: Wer gegen
Atomkraft ist, aber keinen Ökostrom be—

zieht, derverhalte sich paradox, ja, der ent—

scheide sich bewußt und freiwillig dafür,
dass mit seiner Zustimmung Atomstrom

produziert werde usf.. Argumente werden

überflüssig, denn was hier verlangt wird,
ist nicht wirklich, die >>bewußte Entschei-

dung« zu treffen, fortan sein Theorie-Pra-

xisverhältnis in Ordnung zu bringen —

es

geht vielmehr darum, ein Bekenntnis ab—

zulegen. Wer dieses Bekenntnis verweigert,
etwa, weil er sein Geld lieber für andere Sa—

chen ausgibt, dem wird Bewußtlosigkeit
oder Passivität vorgehalten, der wird in die

Verantwortung genommen dafür, dass die

AKWs weiterlaufen. Aber dieses Bekennt—

nis enthält natürlich noch mehr, und das

scheint dem Autor selbst entgangen sein:

Es ist gleichzeitig ein Bekenntnis zum

Markt, zum Liberalismus: »Ich denke aber,
eine Aktivität kann am ehesten von der ei-

genen Person erwartet werden. Wer soll

denn über unser Geschick und Schicksal

entscheiden, wir oder die Regierung?«. Wer

hier von »Aktivität« redet, der meint, denn

[52] SF 3/2002

darum geht es ja: Konsumverhalten auf

dem liberalisierten Strommarkt, und nicht

etwa die Teilnahme an einer Cast0rblock—

ade. Auf dem Markt wird mensch aber

nicht mehr als wie auch immer engagierter
oder empörter »Bürger« aktiv, sondern als

Kunde. Kundensouverenität soll in der Ii—

beralisierten Demokratie folgerichtig die

Bürgerrechte ersetzen. So passt es dann ins

Bild, das die FDP in ihrem Wahlprogramm

die Abschaffung des Energieeinspeisungs-
gesetzes fordert und völlig durch den Öko—
stromhandel ersetzen will“?

Den einzigen, denen dagegen Passi—

vität auf dem Markt zugebilligt wird, das

sind die Armen, >>ich spreche nicht von dem

Anteil der Bevölkerung, der sich eine Mehr-

ausgabe wirklich nicht leisten könnte«,
und abgesehen davon, dass auch arme

Leute gerne ihr Bier in der Kneipe trinken

und dazu selbstbezahlte Kippen rauchen,
frage ich mich, wie weit mensch sich denn

hier selbst stigmatisieren soll, um solcher—

art Absolution zu erhalten? Dafür ent—

spricht dann die Rollenverteilung genau
dem herrschenden Muster: aktiv sich ein—

setzen darf, wer es sich leisten kann, der

Rest bleibt passiv oder muss sich auf Block-

adeaktionen die Hände schmutzig ma-

chen. Und es ist auch gleich die richtige
Perspektive gewählt, wenn als Vergleich
ein >>Plantagenbesitzer in Südamerika, der

Sozialabgaben und Mindestlöhne für seine

Arbeiterlnnen zahlen soll« gewählt wird.

Na, da bleibe ich doch lieber aufder an—

deren Seite, und wenn ich schon mal dabei

bin: Die Lohnerhöhung nehmen wir ger—

ne, aber eigentlich wollten wir doch die

ganze Plantage —

resp. fordern wir immer

noch die Stilllegung der herrschenden

Klasse.

Wie schon gesagt, Konsumentlnnen-

politik ist nicht der Anfang aller Politik,
sondern das Ende, weil es ihr nicht mehr

um gesellschaftliches Handeln geht, son-

dern um individuelles. Eigentlich sollte das

gerade am Beispiel des Atomausstiegs
deutlich werden, gibt es doch nichts ab—

surderes als einen privaten Atomaustieg.

l
Ö—Punkte, Ausgabe Herbst 2000, Tazbeilage vom

29.07.00. und zahlreiche weitere in der links(libera—

len)en Tagespresse. lch beziehe mich im folgenden
im Wesentlichen auf die auf der Website der

Projektwerkstatt

httpr//www.projektwerkstattde/hoppetosse/in—
dex.html sowie

httpz‚//www.thur.de/phil0/uvu/uvu48html
dokumentierten Debatte.

2wohin es führen kann, wenn so ein korruptes System

privatisiert wrrd, kann man am Beispiel der

Enronpleite sehen, vergl. auch SF74

3
Tazbeilage vom 29.07.00

4
Wie die Konzerne das Geschäft unter sich aufterlen,

kann man gegenwärtig am Eon -

Ruhrgasgeschäft

sehen, wo für den RWE — Konzern die »Gelsenwas—

sen, die der Eon Konzern verkaufen musste, quasie
auf Weisung des Wirtschaftsmrnrsteriums als

»Stillhalteprämie« für den RWE-Konzern herausge—

sprungen ist, Vergl Frankfurter Rundschau vom

6.7.02
5

zum Zusammenhang zwischen Liberalisierung des

Strommarkts und Atomkonsens vergl. Fritz Storim in

anti atom aktuell Nr. H4 und weitere Beiträge im

selben Heft.

6vergl. Wolfvon Fabeck, Solar—Rundbrief 3/00

7<<EEG«-Modell (auch Aufpreismodell)
„Der Ökostromanbieter fördert mit dem Aufpreis neue

Anlagen, die über das Jahr gemittelt genauso viel

Strom erzeugen und ins Netz einspersen, wie der

Kunde verbraucht« (ebd.). Die entscheidenden

Vorteile sind hingegen: Es sind keine aufwendigen

Verhandlungen mit. Netzbetreibern notwendig und

es müssen auch keine teuren Durchlei—tungsge—
bühren bezahlt werden. Aufwendungen für ein bis

auf weiteres unnötiges Lastmanagement können

gespart werden. Und das entscheidende: Das

Erneuerbare-Energien—Gesetz (EEG) kann zu 100 %

in Anspruch genommen werden. Dh. aber, daß nicht

nur der Zuschuß (z.B. ca. 6 Pf/ kWh bei Naturstrom

AG und »Watt Ihr Volt«) für den Ausbau der EE zur

Verfügung steht, sondern Zuschuß plus gesetzlich

garantierte Einspeisevergütung (2.8. 1.78 Pf+ 6 Pf

bei Wind, 99 Pf + 6 Pf bei Photovoltaik). Im

Gegensatz zum Versorgermodell fließt hier bis zum

l0 fachen des Geldes in den Ausbau von EEl Nur

wenn dieser Effekt nicht berücksichtigt wird, man

also die >>nur« rnitierten Aufwendungen der

Allgemeinheit der Stromkundlnnen nicht hinzurech—

net, wie dies beispielsweise die Stiftung Warentest

getan hat, kommt man zu schlechten Noten für

dieses Modell. Anbieter nach diesem Modell sind

somit streng genommen keine Ökostromhändler,



sondern Ökostromförderer im Sinne eines Ausbaus

von sonst nicht realisierten EE—Anlagen. Aber auch

hier gilt: Mein vollständig verbrauchter Strom wird —

nicht zeitgleich, aber im Jahresmittel —

regenerativ

erzeugt.

Anbieter sind z.B.: Naturstrom AG, Elektrizitätswerke

Schönau (»Watt Ihr Volta), Ökostrom Handels AG.
_

Weitere gleichwertige Angebote nachdem EEG-
« Unser LE B E N |St der M 0 R D

Modell sind mir nicht bekannt. (Nach Michael durch H R B E IT-Wll‘ hängen
Bilhar2) 60Johre lang am STRICK und

vergl. Jörg Bergstedt, >>Ö—Punkte« Herbst 2000
zu eln fiber Wir werden uns

"i'u'r l2 Dl\/l(schätze mal 6 Euro tuns auch) bei der
PP .

Materialauswahl Umweltschutz, Postfach 1818, LOSSC H N E I D E N»

36228 Bad Hersfeld, info@maus—versandde zu [Georg BÜChHCF‚ 18351

bestellen.

"0
Wahlprogramm S.27

[ anar'gozzyndi'ka'lismus ]
ist ein Messer

PROB EHEFT

’ [ ‘ Direkte Aktion

Mühlgosse 13
. 60486 Frankfurt

DIREKTE “KTION

anorchosyndikolistische Zeitung dd@fflU‚0fg

Die Monatszeitung fiir Selbstorganisatiun

Agenda 21 zur Siehe

rung von. Macht- n. Herrschaftsverhältnis—

sen - NGOs als Akzentanzbeschafferinnen »

Mehr Atom und Gentechnik als Inhalte

der Agenda 21 . Aufruf zu Aktionen gegen
Rio—+ 10 Antiracist

action and discussion? CampO’2! [El
Alternative BildungsInitiative fördert Wan—

derstudium Vom Dienst sus-

pendierter Friedenspädagoge erhält Preis

für Zivilcourage DIREKTE DEMOKRATIE

Bürgerrechtler und Künstler rufen auf:

BUNTE SEITEN 2003+
Volksabstimmung wählen!_fiir
Neutralisierung von Eigentum zur Förde—

Alternative Projekte, Initiativen & Betriebe rungi'OIi-W’Ohn—8r-liebeflspr0iekten_
+ Mit Reader der AlternativMedien im Innenteil BUNTE SElTEN 2003+ die Adres%nvet*

. , , ‚

ze1chms der Altematrven Bewegungen. Mit
Das Adressenverze1chms liefen mit

ca 1% 500 Anschriften aus derBR1) CH A

13.509. Anschnften einen aktuellen Uber— und internationale Kontaktanschriften mit

blick uber die momentan exrst1erende al— Reader der AlternativMedien im innen—

ternative Projekte», 1nitiativenz und Be— teil. 1.200 Zeitschriften mit zahlreichen Be—
tnebelandschaft in der BRD= LH und A

_. schreibnngen, Video- & Filmgruppen sowie
nebst internationaler Kontaktadressen.

’

.

-

Freie Radios. 300 Seiten (DIN A4) für 13

Der Reader der Alternativliiedien enthält —_
EÜR zzgl 2 EUR Versandkosten.

ca. 1.200 linke & altemative Zeitschriften
"

mit vielen Informationen zu deren

Schwerpunktthemen, Ansprüche, Verbrek

tungsgra'd’ hf5Ch€lflüfig8W€l3€, seiten“ (Es endet automatisch und muß nicht gekündigt werden.
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_
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_ _
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alles andere ist Quatsch »

(alte, fast in Vergessen-
heit geratene Weisheit

der Anti—AKW-Bewe-

gung)

» hört aufzu jammern
Euch als Opfer zu fühlen

und Appel/e an die Möch-

tigen zu richten

Atomkraft ist böse

dagegen hilft nur Revoluti-

ir sind heute hierzusammengekem-_
„ Wmen, weil in der kommenden Woche

das Deutsche Atem-“forum ('DatF) und

die Kernteehnixhe Gesellschaft (KTC) hier

in Stuttgart ihre Jahrestagung Kerntechnik

2002 veranstalten welien.Beicles sind Ver-

einigungen mit dem Ziel, die technisch-

wissenschaftliche Entwicklung der Nut-

zung :der„Atornenergie zu fördern und

dafür in der Bevölkerung Konsens zu schaf-
fen. fir könnten das Treffen auch eis Idee

logie5chmiede einer kriminellen Vereini—

gung für Atomenergie bezeichnen. Das

wird schon daran deutiich, wenn wir uns

anschauen, wer an dem Deutschen ‚Atem—
ferum alles beteiligt ist. Da tummeln sich

[54] SF 3/2002
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z.B. deutsche eis auch ausländische Ken-

zerne und Firmen aus dem Bereich Atom-

techneiegie, Bet-reibergeselischaften von

Atomkraftwerken, Kraftwerksbauer, aber

auch Versicherungsgesellschaften, Ban—

ken, Beugeseilschaften, Rechtanwältlnn‚
Zeitung-en, usw.

Für die Jahrestagung selbst sind auch

Vertreterinnen aus der Politik angekün-
digt: wie der Bürgermeister der Stadt Stutt—

gart, Dieter Blessing, der Minister für Um-

welt und Verkehr des Landes Baden-Würt-

temberg, Ulrich Müller.

Um dieser Konferenz ein Gesicht zu ge-

ben, will ich hier einige Äußerungen aus

.

dem Kreis der Beteiligten vorstellen:

‚auf der Kundgebung gegen die Jahrestagung Kerntechnik 2002, am Sa., 11. 05.2002, in Stuttgart, vorgetragen.
Der Text wurde für die Redean erregenSteilen gekürzt.

Zu diesem Kreis gehört dieRWE. RWE ist:
- größter Stromerzeuger in der BRD,
- zweitgrößter Gesamtenergiekonzern
in der BRD,

— größter Stromerzeuger in England,
- europaweit im Stromgeschäft aurc

Platz drei hinter E.ON, und
_

— bei der Gesamtenergieversorgung auf

Platz zwei hinter Electricite de France,
— liegt zur Zeit im weltweiten Wasser-

geschäft auf Platz drei, will aber dem—

nächst auf Platz eins vorrücken.

Dr. Gert Maichel ist:
— Mitglied des Vorstandes der RWE AG,
— Vorsitzender des Vorstandes der RWE



Power AG. (zuständig für Kraftwerke,
außer Braunkohle),
- außerdem Präsident des Deutschen

Atomforums und er will die Tagung
nächste Woche eröffnen.

Aufschlußreich, wie Herr Maichel die

Atomenergie, unseren Widerstand dage-
gen und den Konsensvertrag kommentiert.

Dazu einige Äußerungen von ihm: »]...]
Rein ideologisch geprägte Auseinander-

setzungen, in denen bewußt Ängste ge-

schürt und Desinformationen gestreut
wurden, haben über Jahre einen großen
Schaden in unserem Land angerichtet. So-

wohl gesellschaftspolitisch als auch durch

die Verschwendung volkswirtschaftlicher

Ressourcen in unglaublicher Höhe. Kaum

ein anderer Industriezweig istjemals der-

art von einer Minderheit — damit sind wohl

wir gemeint —

zum Symbol einerverhaßten

technik und fortschrittsorientierten Ge-

sellschat hochstilisiert worden. [...] Die

Wunden, die die Kernenergiedebatte in

unserer Gesellschaft hinterläßt, sind tief.

Und dennoch haben wir nun nach langer
Zeit Voraussetzungen, die uns hoffen las—

sen, ideologisch fundamentalistische Po-

sitionen mit Unterstützung der rot-grünen
Bundesregierung wirkungsvoller entge-

gentreten zu können. [...] Wenn es uns ge-

lingt, die Vereinbarung (gemeint ist der

Konsens-Vertrag) umzusetzen, ist. und

bleibt die Kernenergie auf langer Sicht ei-

ne tragende Säule unserer Energieversor-
gung, und es entspricht meiner festen in-

neren Überzeugung, daß ich für die wei—

tere Nutzung der Kernenergie bin. [...]
Und um jedes Mißverständnis auszu-

schließen, wir haben nicht den Ausstieg
aus der Kernenergie vereinbart. Die Ver-

einbarung sichert den ungestörten Betrieb

und die Entsorgung unserer Kernkraftwer-

ke auf lange Zeit und beendet damit die

unkalkulierbaren und großen wirtschaftli-

chen Risiken. Es gibt derzeit keine Alter-

native, die für unsere Kraftwerke einen ver-

gleichbaren Schutz geboten hätte. [...]
Brennelementtransporte sind seit ge-

raumer Zeit die Achillesverse der Kernen—

ergiebetreiber. Das wissen auch die Geg-
ner sehr genau. Hier manifestiert sich die

protest und krawallbereite Widerstands-

bewegung. Und auch an dieser Stelle er—

kennen wir das ernsthafte Bemühen der

Bundesregierung an, sich dieser Bewegung
erstmals auch im parteiübergreifenden

Konsens entgegenzustellen und im Inter—

esse unserer Gesellschaft, (hier meint Herr

Maichel wohl die RWE-Aktiengesellschaft)
des betroffenen Begleitpersonals und al-

ler an den Transporten Beteiligten für ei-

ne Deeskalation zu sorgen. Insbesondere

die eindeutige Positionierung des Bunde-

sumweltministers Trittin im Hinblick auf ei-

ne Befriedung der in der Vergangenheit
chaotischen Auseinandersetzungen sei

hier hervorzuheben. Eine sicher positive
Folge der Veinbarung. [...]«

Und für die Zukunft prognostiziert
Herr Maichel: »Mit der baureifen Entwick-

lung des weltweit besten Reaktorkonzepts,
dem EPR, haben wir uns international aber

auch in Deutschland alle Optionen offen

gehalten. Und ein Blick über unsere Gren-

zen hinaus zeigt, daß die Kernenergie kei-

neswegs ein Auslaufmodell ist. Bisher hal-

ten alle Länder, die heute Kernenergie nut—

zen, an ihr fest. [...]«

Zu dem Kreis der Beteiligten gehört auch

E.ON. E.ON ist:
- führender privater Energiedienstlei-
ster Europas und
- entwickelt sich gerade zum zweit-

größten Energiedienstleister der Welt.

- Ist der größte deutsche Atomkraft-

konzern (ist an 12 AKWS in der BRD

beteiligt, bezieht

25% des Stromes aus eigenen Atom-

reaktoren).

Dr. Walter Hohlefelder ist:

- Vorstandsmitglied von E.ON.

- und Präsidiumsmitglied des Deut-

schen Atomforums.

Auch er bestätigt uns in unserer Einschät-

zung über die Rolle des Konsensvertrages
und bestätigt die Richtigkeit unserer Wi-

derstandsstrategie, wenn er sagt: » Da

mit der Errichtung von Standortlagern

Transporte zukünftig vermieden werden

können, liegen die Zwischenlager auch im

Interesse der Betreiber. Transporte sind die

Achillesferse der Kernkraftwerke.

Die bei einigen Kernkraftwerken dro-

hende »Verstopfung« konnte rechtzeitig —

wenn auch meist nur unter größten Mühen

und im letzten Moment — mit Unterstüt-
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zung der Bundesregierung verhindert wer- ten IH ist dieses Vorgehen für den Anla- * Schwedens Ausstiegsprogramm ist

den. Ich bin mir nicht sicher, ob dies auch genbetrieb unbedenklich und gehört somit vorerst auf Eis gelegt worden. DerAus-

ohne die Vereinbahrung (gemeint ist der zu den wirtschaftlichsten Vorgehenswei- stieg wurde vor über 19 Jahren be-

Konsensvertrag) gelungen wäre. Auch die sen der Instandhaltung. [...]' schlossen — kein einziges AKW wurde

jetzt kürzlich stattgefundenen Transporte Durch den Einsatz von Dienstleistern seitdem stillgelegt.
(einerseits die Tran5porte der Glaskokillen wird die Kostenreduktion im Wesentlichen * In Osteuropa und im asiatischen

von Frankreich nach Gorleben und ande- erreicht durch: Raum (z.B.: Indien, China) sind meh-
"

- geringeren Personaleinsatz rere AtomKraftwerke im Bau.
- keine Personalvorhaltung für Arbei- *

Bulgarien will ein neues AKW bauen.
- ten die nicht kontinuierlich anfallen * Siemens will ein zweites AKW (Angra

-keine Vorhaltung von eigenen Spe- Ill) in Brasilien bauen. Für die Absi—

zialisten, die selten zum Einsatz kom— cherung gegen wirtschaftliche und po-

men, deren Know How immer aufdem litische Risiken hat Siemens eine staat-

neusten Stand gehalten werden muß, liche Hermesbürgschaft bei der deut-

d n Einsatz von Spezialisten der schen Regierung beantragt.
* Das neue Energiekonzept der USA

setzt verstärkt auf Atomkraft. Es wird

dort von einer Renaissance der Atom-

kraft gesprochen. Es wird eine Verlän-

gerung der Betriebsgenehmigung der

alten Reaktoren von um 20 Jahre —

von 40 auf 60 Jahre diskutiert. Ne-

ben dem Bau neuer Rektoren nach 20-

ten eingesetzt werden-3
als eigene Vorhaltung, dr

‘ wird. [. .]«
rschlage die zurSenkung d

zeugerkostend' en und die Wirtschaf

Wiederin Betrieb genommen werden.
-

15'ffil'fiurf Bushs sieht eine

d|ev0pt|mie
'

’

h rl ich e n (l00 km nordhch

s Vegas) als zentrales Endlager

aten für Atommull

enStellen

nrederschlagt
' Wie sieht zur Zeit welt-= «eit die Atom

i‘iéii‘äéf.äi;fäiiäfl\/lilliarden Dollar für AtomwaffenFor

schung und Enrcklung eingeforde-rt.
i€%i?inmittelbar danach, am 14. ab die-

ses Jahres, wurde ein unterirdischer

""‘70000 MW brutto

.„enz steigend!
In

"""

Finnland ist Ende 2000 sub‘iintrscher Atomwaffentest unter

Mitw' kung von Großbnttamenin der

von Nevada durchgefuhrt (TAZ
. is.02.02).
0 und l. 60 MW beantragt wor- !eUSPräsideaa|ng: Bush hatknapp
Am 24. Mai ..oll darüber|m Par- ;;;a;.;.a—éfffzwei Monate nach seiner Klassifizie-.-
nt entschieden-werden. — ”run-g Nordkorea als Bestand:;ge‘frl der

[56] SF 3/2002



»Achse des Bösen« — eine weitere Ra—

te von 95 Millionen Dollarfür den Bau

zweier Leichtwasser-Reaktoren in

Nordkorea genehmigt, freilich mit ei-

nem Auftrag von 4,5 Milliarden Dollar

für westliche Atomfirmen.
* Nachdem schon länger eine Ver-

strahlung von Boden und Pflanzen ge-
messen wurde, stellt das UNO—Um-

weltprogramm mit einem neuem Ver-

fahren erstmals und auch heute noch

Staubpartikel mit abgereichertem
Uran in der Luft fest, als Folge des Ein—

satzes von Bomben und Raketenmuni-

tion mit abgereichertem Uran im Luft—

waffenkrieg der NATO gegen Jugosla-
wien.

Uran-Munition wurde auch schon im

Krieg gegen den Irak und wird jetzt
vermutlich auch im Krieg in Afgani-
stan eingesetzt.

Präsident Putin unterzeichnete im

mmer 2001 ein Gesetz, daß die Ein-

hr atomarer Abfälle aus aller Welt

h Rußland gestattet. Eine Rück-
'

rpflichtung ist nicht vorgese-
o wurden bereits 40 Tonnen ra-

dio t'veAbfälle aus Bulgarien in das

rasnojarsk gelagert. Insge—
ussland in den nächsten 10

* Die EU möchte....gdééen Pius 'nsreaktor

(Internationaler Thermonuklearer Ver-

suchsreaktor (Iter)) im französischen

Kernforschungszentrum Cadarache

bauen. Neben Euratom sind an dem

Projekt Kanada, Japan, Russland und

Kasachstan beteiligt. Im 6. For-

schungsrahmenprogramm der EU

(2003 — 2006) sind für die Fusionsfor-

schung rund 750 Millionen Euro vor-

gesehen, davon rund 450 Millionen

für Iter.
* Die BRD produziert weltweit hinter

den USA, Frankreich, Japan die viert-

größte Atomstrommenge.
* Trotz angeblichem Ausstieg sind 57

% der Energie von E.ON — dem größ-
ten deutschen Atomkonzern —

»grauer

Strom«‚ dessen Herkunft nicht ausge-

wiesen ist. Ein guterTeil davon stammt

vermutlich aus Ostreaktoren.

Weiter ist E.ON mit 9,3 % an einem

der größten Regionalversorger (Le-
nenergo) Russlands beteiligt. Dieser

bezieht 40% seines Stroms aus dem

Atomreaktor Sosnowi Bor.
* Das SPD-Landeskabinett von Nie-

dersachsen genehmigte endgültig letz-

ten Monat Schacht Konrad (am
30.04.) als Atomendlager für schwach-

und mittelaktiven Müll.

Diese Liste ließe sich lange fortsetzen. Was

will ich damit sagen? Ich will damit auf

zwei Gesichtspunkte hinweisen: l. Atom-

energie ist kein auslaufendes Modell, we-

der in der BRD und schon gar nicht welt—

weit. Es ist ein Trugschluß zu glauben
—

auch wenn uns das Trittin und Co. so ger-

ne weismachen wollen wir brauchen jetzt
nur noch abzuwarten, wir könne die Hän-

de in den Schoß legen, und die Probleme

lösen sich dann von selbst. 2. Atomenergie
ist schon lange kein regionales und auch

kein nationales Problem mehr. Die durch

die Liberalisierung, Privatisierung und ka-

pitalistische Globalisierung ermöglichten
Fusionierungen zu weltweiten Konzernen

haben zu bisher nicht dagewesenen
Machtkonzentrationen geführt. In der BRD

gibt es noch 4 große Energieversorgungs—
unternehmen (RWE, E.ON, EnBW, Vatten-

fall/HEW), die aber auch schon europa-

weit und weltweit eine wichtige Rolle spie-
len, auch in den Bereichen Gas, Wasser, Öl,
Abfall und Dienstleistung — »stell dir vor,

daß RWE alle Versorgung bieten kann — al-

les aus einer Hand«‚ wie die Fernsehwer-

bung der RWE propagiert.
Was heißt das für unseren Widerstand?

Zur Zeit wird die Welt wieder neu geordnet.
Das drückt sich aus in den Begriffen wie Li-

beralisierung, Privatisierung, Globalisie-

rung, und Deregulierung. Ein Projektdieser
Entwicklung ist der Krieg. Krieg ist jetzt
auch in der BRD anerkanntes und schein-

bar selbstverständliches Mittel zur Lösung
ökonomischer und politischer Interessen

und Konflikte geworden. Die BRD — jetzt
»Deutschland« — ist wieder wer in dieser

Welt und beteiligt sich offensiv an diesen

Kriegen. Die Anschläge gegen das World

Trade Center und das Pentagon am II.

Sept. 200l — sicher ohne wenn und aber
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als menschenverachtend zu verurteilen —

werden funktionalisiert, um diese Kriege
und auch den Ausbau von Repression und

Kontrolle nach Innen — das heißt dann In-

nere Sicherheit —-

zu legitimieren und dafür

Konsens zu schaffen. Es wird immer

schwieriger Kritik und Widerstand an den

herrschenden gesellschaftlichen Verhält-

nissen zu äußern ohne gleich in

die Terrorismus-Ecke gedrängt zu

werden. Das alles entwickelt sich

zur Zeit mit einer atemberauben-

den Geschwindigkeit.
Krieg hat immer auch mit po-

litischer und ökonomischer Vor-

machtstellung in der Welt zu tun.

Und der Zugriff auf Energie spielt
dabei eine nicht zu vernachlässi-

gende Rolle. Im Zuge der Libera-

lisierung und Globalisierung des

Energiemarktes werden nur eini-

ge wenige mächtige Energiekon-
zerne der großen lndustrienatio-

nen weltweit übrigbleiben. So

wurde der Konsensvertrag der

BRD »notwendig«, um die Atom-

energie fit zu machen für den li-

beralisierten Markt. Das steht nur

scheinbar im Widerspruch dazu,
daß auf diesem Markt zur Zeit die

Atomenergie ohne Subventionen (z.B.: Ver-

zicht auf genauere Auflagen in Sicher-

heitsfragen, Verzicht auf Nachweis von

schadloser Entsorgung, Verzicht auf reali—

stische Deckungsvorsorge für den Fall ei-

ner nuklearen Katastrophe, keine Besteue-

rung des Brennstoffs Uran und der milli-

ardenschweren Entsorgungsrücklagen) gar

nicht überlebensfähig wäre. Das alles hat

mit Ausstieg aus der Atomenergie nichts

zu tun — das Gerede vom Ausstieg ist erst

einmal reine Propaganda! Unter dem La-

bel »Ausstieg« wird versucht, Akzeptanz für

lange Jahre Weiterbetrieb der Reaktoren

zu schaffen.

Durch die Globalisierung und Liberali-

sierung des Energiemarktes hat der Staat

sich weitgehend aus der Verantwortung
für die Energiepolitik herausgezogen und

die Entscheidung darüber perspektivisch
an den Markt abgegeben. Praktisch heißt

das, an die großen Konzerne der reichen

lndustrienationen. Die Aufgabe des Staa-

tes verlagert sich verstärkt in Wahrneh-

mung von Herrschaftsfunktionen (militäri-
sche Interventionen, Ausbau des Repressi-
onsapparates) im Interesse des Kapitals.
Damit ist die Energiepolitik jeder demo—

kratischen Gestaltung und Kontrolle ent-

zogen. Und z.B. Bundestagswahlen werden

daran auch nichts mehr verändern. (Das
findet zur Zeit auch in anderen gesell—
schaftlichen Bereichen statt und hat zur
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Ökonomisierung auch des Sozialen und

Privaten geführt und bestimmt unser Le-

ben und unsere Kommunikationsformen

unmittelbar.)
Das Aktienstimmrecht löst das politi-

sche Stimmrecht ab. Der Begriff »Men-

schenwürde« definieret sich wieder ver-

stärkt über Besitz, Macht und ökonomi-

scher Nützlichkeit. Vor diesem Hintergrund
werden wir die Probleme, die wir mit der

Atomenergie haben, nicht regional oder

national lösen können. Dh. wir müssen

uns verstärkt als Teil der Kritik an Neoli—

beralismus und kapitalistischer Globalisie-

rung verstehen und uns dort auch einbrin-

gen, das heißt auch, uns um eine weltwei-

te Vernetzung des Widerstandes und um

eine weltweite Zusammenarbeit kümmern.

Und Vernetzung sollte in erster Linie nicht

Austausch von Information über Interne-

tadressen bedeuten, sondern Berührung,
Zusammenkommen, gemeinsame Ausein-

anderrsetzung, gemeinsame Aktion, ge-
meisame Entwicklung, gemeisame soziale

Orte weltweit.

Am 22. Sept. sollen die Wahlen zum

Bundestag stattfinden. Aber —

was haben

wir denn da noch zu wählen? Eine wichti-

ge Erkenntnis aus über 25 Jahren anti-

AKW—Bewegung sollte sein — und beson-

ders auch nach den Erfahrungen mit der

SPD—Grünen-Regierung aus letzter Zeit-

daß wir nicht aufdie Parlamente vertrauen

sollten, sondern hauptsächlich auf unsere

eigene Kraft. Den Ausstieg werden wir

nicht durch wissenschaftliche Gutachten,
durch bessere Argumente, durch Appelle,
durch Wahlen oder durch parlamentari—
sche Beteiligung erreichen, den müssen

wir selbst praktisch herbeiführen: das Han-

deln in die eigene Hand nehmen! Wir soll-

ten uns bei den anstehenden Wahlen kei-

ne Ilusionen machen über das sogenann-
te »kleinere Übel« — jetzt ist außerparla-
mentarische Opposition angesagt!

Blicken wir zurück zu den Anfängen
der anti-AKW-Bewegung: Filbinger, der da-

malige Ministerpräsident von Baden—Würt-

temberg, hatte das in den Auseinander-

setzungen gegen den geplanten Bau des

AKW Wyhl schon vor über 25 Jahren er—

kannt, als er sagte: »das Schlimmste bei

Wyhl war, daß die Bauern und Winzer ein

so verteufelt gutes Gewissen hatten, wenn

sie die geltenden Getze brachen«. Und das

gilt auch heute noch, d.h. es geht um einen

eigenen Begriffvon Recht und Legitimität,
von Gewalt und Widerstand. Und es geht
nicht nur um technische Fragen, wie den

Schutz vor radioaktiver Strahlung, sondern

besonders auch um die Machtstrukturen,
die dahinter stecken.

Wir spielen nicht in einem Sandka-

sten,es ist uns bitterer Ernst mit unserer

Forderung nach dem sofortigen Ausstieg,
wir haben uns die Konfrontation nicht aus-

gesucht und wir haben auch nicht beliebig
viel Zeit. Wir wollen ein anderes Leben, wir

wollen eine andere Welt!

Weshalb sollte es nicht möglich sein,
eine Gesellschaft zu entwickeln, in der der

Mensch im Mittelpunkt von Denken und

Handeln steht und nicht die ökonomische

Rationalität? Eine Gesellschaft, die aufder

Auseinandersetzung um Herrschaftsfrei-

heit, Solidarität, Kooperation, Gleichheit

und Verbesserung der Lebensbedingungen
für alle beruht? Auch darum geht es, wenn

wir uns gegen den Gipfel in Stuttgart quer-

stellen. Ich wünsche uns glückliche und

kämpferische Tage!
Anti-AKW, MAUS



Von Ulrike Röding

asser, das ist die Flüssigkeit, die wir

ständig brauchen — sei es um zu trin-

ken, sei es, um im Sommer rein zu-

springen oder es uns über die Köpfe laufen

zu lassen, die Flüssigkeit, mit der wir ko-

chen und waschen, die als Regen oder

Schnee vom Himmel fällt und die aus

Quellen aus der Erde sprudelt. Unsere Kör-

per und die Erdoberfläche bestehen zum

größten Teil aus Wasser. Alles Leben

braucht Wasser, um überhaupt existieren

zu können. Wasser ist durch nichts ersetz-

bar. Es ist Teil dieses Planeten, seit es ihn

gibt, so wie die Luft, die wir atmen. Trotz-

dem ist trinkbares Wasser auf der Erde

heutzutage Mangelware. Viele Regionen
und Menschen leiden wechselweise unter

Dünen oder katastrophalen Überschwem-

mungen. Gleichzeitig gehen die Grund-

wasservorräte der Erde drastisch zurück.

Die meisten Krankheiten (80%) in den ar-

men Regionen der Erde sind auf Wasser-

mangel oder verschmutztes Wasser zurück-

zuführen (Cholera, Typhus oder Parasiten—

befall der unterschiedlichsten Art zum

Beispiel).

Seit vielen Jahren diskutieren supranatio-
nale Institutionen, so zum Beispiel die

UNO, die Weltbank, der IWF und neuer-

dings auch die WTO, wie mit dem Wasser-

mangel umzugehen ist. Als Ursachen wer-

_

den ein

verschwande-

rischer Umgang mit

dem Trinkwasser und das

explosionsartige Ansteigen der Weltbevöl-

kerung angesehen. Für alle genannten ln—

stitutionen liegt die Lösung des Trinkwas—

serproblems auf der Hand: Wasser muß pri—
--v-v'vatisiert werden, denn die Gesetze des

Marktes, nämlich die Regelung der Kosten

des Wassers durch Angebot und Nachfra-

ge, würden der Übemutzung des Trinkwas-

sers schon einen Riegel vorschieben.

Wasser wird zur Ware

Die britische Premierministerin M.Thatcher

hat 1989 als erste das Wasser privatisiert,
das heißt, Wasser, Wasserleitungen und

Abwasser aus der staatlichen, bzw. regio-
nalen Verwaltung an Privatkonzerne ver-

kauft. Das führte in allerkürzester Zeit zu

heftigen Konflikten, vor allem mit kleinen

und mittleren Farmbetrieben in Wales. ln

Wales war der entsprechende Konzern

nämlich der Auffassung, daß zu dem Pa-

ket, das er gekauft hatte, auch das Regen-
wasser gehört. Daraus folgte, daß die Far-

mer Abgaben für das Regenwasser zahlen

mußten, das auf ihr Ackerland fiel. Das

führte zu unzähligen Bankrotten. Aber

nicht nur die Farmer wurden für das Re-

genwasser zur Kasse gebeten. Auch das

Auffangen
von Regen—
wasser an

sich wurde zu

Diebstahl er-

klärt (siehe
Tony Clark,
Coundl of

the Canadi-

ans, The Blue Planet Projekt, 1999). Ge-

richtlich wurde festgelegt, bis zu welcher

Höhe über bebautem Boden das Wasser

dem Konzern gehört. Wer es fertigbringt,
Regenwasser über dieser Höhe aufzufan-
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gen, darf es behalten (zum Beispiel, wenn

mensch mit einem Hubschrauber durch

den Regen fliegt und einen Kanister raus-

hält). Zusätzlich wurden tausende Haus-

halte von der Wasserversorgung ab-

gehängt, weil sie die sprunghaft angestie-
gene Wasserrechnung nicht mehr zahlen

konnten (allein im Jahr 1994 wurde

12500 Menschen das Wasser abgestellt).
Seit Mitte der neunziger Jahre steht

die Privatisierung von Wasser auf dem For-

derungskatalog der Strukturanpassungs-
maßnahmen des Internationalen Wäh-

rungsfonds (IWF) und der Weltbank, de-

ren Einhaltung die Bedingung für die

Vergabe von Krediten ist. Um diese Aufla—

ge durchzusetzen, wurde der Weltweite

Wasserrat von der UNO und der Weltbank

gegründet. Dieser Wasserrat besteht aus

Vertreterlnnen von Regierungen und Kon-

zernen und tagt in Den Haag. Im Jahre

2000 beschloß dieser Wasserrat nach

mehreren Diskussionsrunden, in denen

auch kontroverse Auffassungen diskutiert

wurden, daß Wasser kein Menschenrecht

Anfang des Jahres 2000 erfuhren die Be—

wohnerInnen der Region Cochabamba in

Bolivien, dass der Staat das Wasser der Re-

gion an den US-amerikanischen multina-

tionalen Baukonzern Bechtel verkaufen

wollte. Verbunden war dieser Verkauf mit

einer Preiserhöhung von circa 20%.

Außerdem sollte auch Quellwasser, das die

Kleinbauern oft kilometerweit transportie-
ren müssen, kostenpflichtig werden. Die

Menschen der Region begannen einen

Aufstand, der letztendlich dazu führte, daß

die Regierung den Verkauf rückgängig ma-

chen mußte.

Allerdings gab sich der Bechtelkonzern

damit nicht zufrieden. Er ließ die nieder-

ländische Regierung vor dem WTO-Gericht

gegen die bolivianische Regierung klagen
und bekam Recht: Bolivien, das ärmste

Land Lateinamerikas, muß dem Bechtel-

konzern für entgangene Profite zwölf Mil-

liarden US-Dollar zahlen. Im Mai diesen

Jahres ging erneut ein Hilferuf aus Bolivi-

en um die Welt, weil die Regierung eine

zweite Offensive zur Wasserprivatisieru ng

zusammengeschlossen hatten, wurde die

Privatisierung des Wassers scharf angegrif-
fen. Das Wasser in Durban war kurz vor-

her privatisiert worden. Die Folgen waren

verheerend: mehreren tausend Familien

wurden die Wasserleitungen gekappt, sie

müssen das Wasser in Flaschen kaufen,
was viele von ihnen nicht bezahlen kön-

nen. Also mußten Menschen das Wasser

aus den öffentlichen Toiletten trinken. 200

Fälle von Cholera und Typhus werden von

dem Netzwerk direkt auf diese Tatsache

zurückgeführt.
Mittlerweile ist auch das Wasser in Jo-

hannesburg privatisiert worden.Wieder

wurde 1800 Familien die Wasserleitung
gekappt, was zu Aufständen in den Ar-

menvierteln führte, es wurden Straßen-

blockaden errichtet und angezündet.
Ein Vater von acht Kindern wurde et—

was später als einer von mehreren Men-

schen in Johannesburg wegen Wasser-

diebstahls verurteilt. Er hatte die Wasser-

leitungen wieder zusammengebastelt. In

einer Erklärung sagte er vor Gericht: »ich

ist, sondern ein sogenanntes »Human

Need«, also etwas, das Menschen brau-

chen, nicht etwas, das ihnen sowieso zu-

steht. Diese Umdefinierung ist eine der

wichtigsten Voraussetzungen für die um-

fassende Privatisierung der Wasservorräte

der Erde. Wasser wurde zur Ware gemacht.
*
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starten Will.

Während der Antirassismuskonferenz

Anfang 2001 in Durban, Südafrika, kam es

zu großen Demonstrationen gegen die Pri-

vatisierung dort. In einem Flugblatt eines

Netzwerkes, in dem sich verschiedene

Stadtteilbasisgruppen außerhalb des ANC

habe nicht mehr mitansehen können, wie

meine Kinder auf der Straße um Wasser

betteln.«

Das sind nur drei Beispiele von vielen.

In fastjedem Land Südamerikas, in vielen

Regionen Asiens und in Afrika laufen die

Menschen Sturm gegen die Privatisierung,



in Papua Neuguinea hat die Weltbank di-

rekt die Regierungsgeschäfte übernom-

men, weil die Regierung die Privatisierung
nicht gegen die Bevölkerung durchsetzen

konnte. Da aber die Wasserprivatisierung
eine der sogenannten Strukturanpas-
sungsmaßnahmen des IWF sind, können

die Regierungen — selbst, wenn sie das

wollten — nichts oder nur wenig dagegen
unternehmen.

In der neuen Verhandlungsrunde der

World Trade Organisation (WTO) wird ein

Abkommen zur Privatisierung von Dienst-

leistungen verhandelt, das GATS. In die-

sem Abkommen soll auch die Privatisie-

rung von Wasser festgeschrieben werden.

Jeder Staat der WTO muß danach mit

Sanktionen rechnen, falls er sich der Pri-

vatisierung verweigert.
Auch in dem Freihandelsabkommen

für den amerikanischen Kontinent steht

die Privatisierung des Wassers mit an vor-

derster Stelle des Forderungskataloges der

transnationalen Konzerne.

Das würde zum Beispiel für Britisch-

Kolumbien in Kanada, das mit den größ—
ten Wasservorkommen des Kontinents ge-

segnet ist, bedeuten, daß es sich dem Zu-

griff des kalifornischen Wasserkonzerns

SunBelt nicht mehr entziehen darf. Dieser

Konzern hat schon jetzt angekündigt, Was-

ser in Britisch Kolumbien aufkaufen zu

wollen und es nach Kalifornien zu trans-

portieren. Dort sind nämlich so gut wie al-

le Grundwasservorräte aufgebraucht oder

kontaminiert, hauptsächlich durch den ex-

zessiven Anbau wasserintensiver Früchte

und die Mikrochipproduktion, die reinstes

Wasser aus den tiefsten Grundwasser-

schichten braucht (und die sind tausende

von Jahren alt und nicht wieder zu erset-

zen).
Für die Natur in Britisch Kolumbien

hätte das unvorhersehbare verheerende

Auswirkungen.

Das Geschäft

»Wasser ist im wahrsten Sinne des Wortes

ein knappes Gut. Und bei wachsender

Weltbevölkerung ergeben sich daraus ganz

zwangsläufig sehr attraktive Marktchan-

cen.« Richerd R.Klein, Vorstandsvorsitzen-

der der RWE Umwelt AG.

Das geschätzte Volumen des weltwei-

ten Wassermarktes beträgt 500 Milliarden

US—Dollar. Führend in der Branche ist der

französische Konzern Suez Lyonaisse des

Eaux, dessen Wassersparte jetzt Ondeo

heißt, gefolgt von Vivendi (wobei Vivendi

vor kurzem seine Wasseraktien der Deut-

schen Bank verpfändet hat, weil der Kon-

zern aufgrund von Bilanzfälschungen in

Schwierigkeiten geraten ist). An dritter

Stelle rangiert RWE. Durch den Kauf von

Thames Water kam RWE in den Besitz der

Wasserversorgung von 43 Millionen Men—

schen in USA, China, derTürkei, Australien,

Ägypten, Thailand und Singapur.
Das Geschäft mit dem Wasser macht

4% des Umsatzes von RWE aus, aber es

steuerte ein Viertel des Gewinns des Ge-

samtunternehmens bei.

Aber auch die Gelsenwasser AG, eine

Tochter von E.ON, expandiert fleißig auf

dem Weltmarkt. Bisher gehört Gelsenwas-

ser die Versorgung in Regionen Ungarns
und des Kosovo. Aquamundo, eine Toch-

ter von Bilfinger & Berger, ABB und den

Mannheimer Versorgungs— und Verkehrs-

betrieben ist weltweit präsent in Peru, Bo-

livien, Mazedonien und Montenegro.
Berlinwasser International, eine Toch—

ter von RWE und Vivendi, expandiert vor

allem nach Osteuropa.
Häufig wird bei Privatisierungen das

Argument eingebracht, daß die Preise sich

durch die Konkurrenz verbilligen. Das al-

lerdings trifft auf das Wasser überhaupt
nicht zu. Denn üblicherweise gibt es nur ei-

nen Käufer pro Region.
Nach den negativen Erfahrungen mit

der Wasserprivatisierung in Groß-Britanni-

en hat man sich nun ein zusätzliches Bon-

bon für die Konzerne ausgedacht. Zuerst

werden die Wasserbetriebe entflochten,
die profitablen Teile werden zum Verkauf

bereit gemacht — schließlich kann man kei-

nem Konzern zumuten, etwas Unprofita-
bles zu kaufen — dann werden die Leitun—

gen in Ordnung gebracht und schließlich

alles in gutem Zustand verkauft. Das

Ganze läuft unter dem Namen PPP (Public
Private Partnership) und ist die neueste

zündende Idee des WeltWasserRates.

Manchmal wird die Wasserversorgung
auch geleast, wie derzeit in Tansania.

[O1]Der Bock wird zum Gärtner

Nicht nur die supranationalen Institutio-

nen konstatieren einen ständig steigenden
besorgniserregenden Wassermangel. Aber

anders als sie führen Umweltorganisatio-
nen und die meisten Wissenschaftlerlnnen

diesen Mangel nicht oder nicht nur auf

Verschwendung privater Haushalte oder

die Überbevölkerung zurück. Seit Jahr-

zehnten wird ein aus heutiger Sicht unfaß-

barer Raubbau mit dieser so lebenswichti-

gen Ressource betrieben.

Da sind einmal die ökologisch und so-

zial absolut nicht vertretbaren Riesenstau-

dammprojekte. Weltberühmt ist das größ-
te Staudammprojekt der Erde, der Drei—Rie-

sen—Staudamm im Jangtse in China. Ende

Juli 2003 soll er in Betrieb genommen wer—

den. In ihm werden Dutzende Städte und

tausende kulturelle Schätze, die durch

nichts ersetzbar sind, untergehen. Millio-

nen Menschen haben Angst davor, daß

dieser Damm brechen könnte und Millio-

nen von Menschen flußabwärts in den Tod

reißen könnte. Diese Furcht ist nicht un-

begründet, wurden doch 1999 Risse im

Damm entdeckt, die sich vervielfacht und

verbreitert haben. Schon jetzt hat der Bau

des Staudammes zu Bergrutschen geführt
und dabei eine Stadt in die Tiefe gerissen,
die für diejenigen Menschen, die ihre alten

Häuser im Bereich des Staudammes ver—

lassen müssen, gerade erst neu gebaut
worden war. Ingenieure befürchten, dass

das erst der Anfang war.

Das gleiche geschieht in Indien durch

den Bau des Narmada Staudammes, in

Kurdistan durch die zehn Staudämme des

GAP—Projektes und in Spanien durch den

Itoiz Staudamm. Das sind nur wenige von

ungezählten Beispielen.
Diese Staudämme verändern irreversi-

bel die Natur an den Ufern der Stauseen

und an den Flüssen unterhalb der Dämme.

Sie sind verantwortlich für die Vertreibung
von Millionen von Menschen. In Indien ist

das Gebiet des Narmada-Dammes das ur-
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sprüngliche Siedlungsgebiet diverser indi-

gener Völker. Sie weigern sich zu gehen
und werden eher ertrinken, als sich vertrei-

ben zu lassen. Der einzige Sinn der Dämme

ist die Stromproduktion für die umliegen-
den Metropolen, die teilweise hunderte

von Kilometern entfernt sind und der Pro-

fit, den sie für die Baufirmen und die

Stromproduzenten abwerfen.

Offiziell wird immer behauptet, Stau-

dämme seien auch dazu da, die jährlichen
Überschwemmungen der Flüsse zu verhin-

dern. Stimmt, das tun sie. Nur hat sich spä-
testens seit dem Bau des Assuan-Stau—

dammes in Ägypten herausgestellt, daß

diese Überschwemmungen notwendig
sind für den Boden und die Menschen, die

an den Ufern der Flüsse vom Ackerbau le-

ben. Bleiben die Überschwemmungen aus,

kann sich der Boden nicht erneuern, die

Verwüstung ganzer Regionen nimmt zu,

und Ackerbau ist nur noch mit massiver

Düngung möglich. Als Folge davon versal-

zen die Böden und selbstverständlich auch

das Grundwasser.

Außerdem haben die großen Stauseen

ein völlig anderes Verdunstungsverhalten
als Flüsse. Auch hier werden in der Folge
die Böden versalzt, das Salz sickert ab ins

Grundwasser, und Millionen Liter dringend
benötigtes Grundwasser sind kontaminiert

und müssten in sehr aufwendigen und teu-

ren Prozeduren gereinigt werden. Generell

Iäßt sich sagen, daß sämtliche Grundwas-

servorkommen um die großen Staudamm-

projekte herum versalzt und nicht mehr be-

nutzbar sind, weder für die Brunnen der

Bauern zum Wässern noch für die Bevöl-

kerung zum Trinken.

Nutznießer sind vor allem die Konzer-

ne, die diese Projekte bauen und die

Stromproduzenten[02]. Stellvertretend für

viele seien hier nur die Namen Bechtel, Sie-

mens und RWE genannt. Und wie das Le-

ben so spielt, finden wir Bechtel und RWE

wieder bei den transnationalen Konzernen,
die dabei sind, das Wasser der Erde aufzu-

kaufen.
‘

Eine zweite wichtige Ursache für den

Mangel an sauberem Trinkwasser ist die in-

dustrielle Landwirtschaft, In vielen Regio-
nen der Erde werden sogenannte crash

crops angebaut, das heißt schnell wach-

sende Pflanzen, die in einem intensiven

Anbau mehrmals jährlich geerntet werden

können und nach ein paarlahren den Bo—

den versalzt und unfruchtbar hinterlassen.

Das geschieht in vielen asiatischen und

südamerikanischen Gegenden. Zum ande-

ren werden in vielen heißen und wasser-

armen Regionen z.B. Zitrusfrüchte ange-

baut, die sehr viel Wasser brauchen, und

die auch mehrmals jährlich geerntet wer—

den. In Spanien und in Israel zum Beispiel
hat das zu einer kompletten Kontaminie-

rung des Grundwassers geführt. In Israel

führte die viel zu starke Grundwasserent-

nahme dazu, daß der Grundwasserspiegel
rapide absinkt und die Grundwasser-

becken mit Meerwasser zulaufen. Damit ist

das dort ohnehin schon sehr rare Wasser

nicht mehr als Trinkwasser zu gebrauchen.
Israel hat nun Verträge mit derTürkei über

den Kauf von Trinkwasser aus den Stau-

seen des GAP—Projektes an Euphrat und Ti-

gris geschlossen. Insgesamt haben beide

Flüsse mehr als ein Drittel weniger an Was-

servolumen, was für Syrien und den Irak,
die direkt davon abhängen, existenzielle

Konsequenzen hat. Grundsätzlich ist der

Nahe Osten eines der wasserärmsten Ge-

biete der Erde. Trotzdem wird mit dem

Wasser zugunsten eines kurzfristigen Profi—

tes für die Landwirtschaftskonzerne

äußerst verschwenderisch und verantwor-

tungslos umgegangen.

[O3]Der spanische Staat baut im Nor—

den einen Stausee nach dem anderen, um

dem Trinkwassermangel und den kommer-

ziellen Bedürfnissen der Agrarkonzerne
Rechnung zu tragen. Der Preis dafür ist,
daß die Gebirge im Norden austrocknen

werden und eine weitere Verwüstung ab-

sehbar ist.
‘

[O4]Die Weltbank hat die Direktive

ausgegeben, dass bis zum Jahre 2015 die

Anzahl der Menschen, die keinen Zugang
zu sauberem Trinkwasser haben, halbiert

werden soll. Es stellt sich die Frage, wie das

bei diesen Voraussetzungen möglich sein

kann, außer indem schlicht die Anzahl der

Menschen reduziert wird, die Wasser brau-

chen. Die Tendenz dahin ist schon sichtbar.

Auch in Deutschland nimmt das Tem-

po des Verkaufs der Wasserwerke rapide
zu. Wöchentlich gehen ein bis zwei der re-

gionalen Wasserwerke in den Besitz von

Konzernen über.



ie viele Jahre in Guatemala lebende

und auch aus ihrer Soli-Arbeit vor Ort

zahlreiche Diskussionspartnerlnnen
kennende Mary Kreutzer reiste zusammen

,

mit Thomas Schmidinger einige Monate
9

durch die beiden Staaten Mittelamerikas.

Aus den Gesprächen und Analysen ent-

stand ein Reisebuch, das detaillierte Ein-

blicke in politische Topographien vermit-

telt; »Camoch's« karikierende Figuren er-

gänzen den Bogen der Perspektiven. Aus

den Strukturen des Erzählbandes bilden

sich genaue Kenntnisse der spezifischen
Situation linker Politik in postkolonialen
Gesellschaften ab, selbst Zufallsbegeg-
nungen passen in ein Mosaik ideologi-
scherVerortung.

Auf der Ebene parteiförmiger Reprä-
sentation wird der Zustand der URNG

Unidad Revolucionaria Nacional Guate-

mala ,
einst Zusammenschluss revolu-

tionärer Guerillas und nunmehr Parla-

mentsfraktion, wiederholt Gegenstand der

Auseinandersetzung. Die Frage der Trans-

formation bewaffneter Gruppierungen, die

nach einem 36 jährigen Bürgerkrieg Frie-

densverträge unterzeichneten, deren man-

gelnde Realisierung ihre Kämpferlnnen
und Sympathisantlnnen enttäuscht, droht

die Linke in Splittergruppen zu marginali-
sieren. Zugleich erscheint der Leserin die

Kurzlebigkeit politischer Zusammenschlüs-

se in der Perspektive traditioneller Flügel-
prägungen in Massenparteien ungewöhn-
lich kompromisslos und allein darin an-

sprechend. Hintergrundinformationen zu

einer Menge an erwähnten Orten, Spra-
chen und Organisationen bieten die an

den entsprechenden Stellen platzierten,

prägnanten Erläuterungen, die vom Fließ-

text getrennt wurden. Die AutorInnen pro-
blematisieren die einigende Funktion des

Antiamerikanismus, der in seiner Imperia—
lismuskritik bis zu offener Sympathie mit

den Anschlägen des II. September und So-

lidarität mit der Al-Aqsa-Intifada reicht. Ei-

ne Großdemonstration anlässlich der gua-

temaltekischen Oktoberrevolution, zum

Jahrestag des Sturzes Jorge Ubico's, Lang-
zeitdiktator und Hitlerbewunderer, am 20.

Oktober wird so unter dem Titel Coman-

dante Che Bin Laden gefasst.
Die Basis der Linken bestand auch in

den schlimmsten Zeiten der Militärdikta-

turen nicht nur aus den verschiedenen

Guerillas, sondern auch aus einer Reihe

von Bauern—, Verschwundenen-‚ Witwen-,
Kinder- und Indlgena Organisationen. Vie-

le Besuche und Diskussionen mit Vertre-

terlnnen dieser Gruppierungen kreisen um

einen weiteren Imperialismushorizont, der

Frage von Landreform und einer Klassen-

konfrontation, die aus der Eingliederung
Guatemalas in das spanische Kolonialreich

resultiert. Die Bedeutung der Religionen,
der katholischen Befreiungstheologie — de-

ren Opfer etwa in der Gestalt der ermor-

deten Erzbischofs Romero besonders in El

Salvador gegenwärtig sind — Maya—Riten
und der steigende Einfluss evangelikaler
Kirchen, deren Jenseitsorientierung der

Bekampfung von Armut und Klassenherr-

schaft widersetzt, bilden einen weiteren

Komplex der nahernden Betrachtungen.
Zahlreiche Lynchmorde, die von Polizeiein-

heiten nicht verhindert werden, gelten vie-

len als Indiz für ein Ineinandergreifen mi-

litärischer Strukturen, gezielter Desinfor-

mation und Machterhaltungsmechanis-
men herrschender Eliten.

Das Vernetzungs- und auch Zerstreu-

ungspotential heterogener linker Aktivi-

stlnnen, ihre Verortung an der Universität,
in Bauern- und Indlgenaorganisationen
unter den Bedingungen von Armut, un-

mittelbarer Ausbeutung und Bedrohung

wird in den Erzählungen und Analysen
deutlich. Ein Reisebuch, das mikropoliti-
sche Interventionen und herkömmliche Or-

ganisationsstruktu ren beachtet und zu ge-

nauer Beobachtung und regem Austausch

animiert.

Heide Hammer-

Niederlagen des Friedens

Gespräche und Begegnungen in Guatemala und

El Salvador
'

von Mary Kreutzer und Thomas Schmidinger
Illustriert mit Karikaturen von Camoch

edition wahler, September 2002

ISBN: 3—9808498-0—5, 15 Euro
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Nachdem ich Georg Elser der überlieferten

Bedeutungslosigkeit entrissen hatte (»Den
Hit/erjag’ ich in die Luft«. Der Attentäter Georg
Elser. Eine Biographie), blieb bei mir Unzu-

friedenheit zurück. Wieder einmal bekom-

men die Altvorderen Recht, die seit über

hundertlahren herunterleiern: ln Deutsch—

land kommen Auflehnung, Widerstand,

Rebellion, Aufstand nie zum Erfolg. »Eine

verspätete Nation«, so jammerte man in

den Fünfzigerjahren. Und in diesem

Ton wurden wir politisch erzogen. Diesem

Erbe kollektiver Depression wollte ich ab-

helfen. Womit? Natürlich mit einem Erfolg.
Wo aber kam ein Attentat zum Ziel, in der

neueren Zeit und gegen einen deutschen

Gewaltmenschen auf höchster Ebene? Mit

Hitler — da war es ja wohl nichts. 42 Fehl-

schläge zählt die Historiographie, ein

wenig flüchtig, wo ich jetzt schon bald

ein halbes Dutzend weitere Versuche

kenne. Aber die Fehlschläge will ich nicht

pflegen. Meine historische Fantasie durch-

streifte meine schmalen Kenntnisse. Da —

ja da war doch was. Nur wo? Wo traf es ei-

nen ganz hohen Nazi? Aha. Ich teste

meinen Freundes- und Bekanntenkreis.

Lauter helle Köpfe, aber nur ungefähr
die Hälfte kam auf Prag und Heydrich und

traf so einigermaßen das Jahr 1942.

Nun, das ist wie für mich geschaffen. 1942

— das Jahr meiner Geburt. Ein Jahr später
blieb der großdeutsche Ausflug im rus—

sischen Winter stecken. Während in

Deutschland die meisten sich besoffen

über Deutschlands Macht und Ausdeh-

nung freuten und kaum etwas taten, um

die Kriegsmaschinerie zu verlangsamen,
fuhr Reinhard Heydrich seelenruhig in eine

Prager Haarnadelkurve. Dort standen zur

rechten Zeit zwei Fallschirmjäger. Aber wie

heißen denn die beiden bloß? Bei meinen

Tests kannte niemand einen Namen.

Da wollte ich es genauer wissen. Erstaun-

lich: es gibt keine Darstellung des Atten-

tats von einem deutscher Autor (samt der

weiblichen Sprachform/ln). Nur ein Buch

eines englischen Professors, der vor allem

die Funksprüche der tschechischen Wider-

standskämpfer mit ihrem Exilgeheimdienst
in London auswertete (Col/um MacDonald:

Heydrich —Anatomie eines Attentats, 7990).
Völlig anders ein tschechischer Autor,

eigentlich Dvorak-Verehrer, der Vater in

Ma uthausen ermordet (Miroslav Ivanov: Der

Henker von Prag, 7993). Ivanov war ein Pra-

ger Schlitzohr bester Sorte. Haha, der alte

Schwejk hat sein Volk nicht umsonst Sub-

verion gelehrt. Es lebe der alte Anarchist

Jaroslav Hasek, jawohl. Wer Gespür hat für

den Wind, der einen während des Ausgra-
bens verschütteter Geschichte wohltuend

streift, der halte geschwind ein und pro-
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ste dem alten, nun leider toten Ivanov zu.

Hat er verdient.

Es geht weiter. 1961 begann Ivanov,
noch zu den besten Zeiten des Spätstali—
nismus an der Moldau, verbotenerweise

die alten Unterstützer der 1942 unterge-
tauchten tschechischen Fallschirmjäger zu

besuchen. Unter geradezu konspirativen
Vorsichtsmaßnahmen löste er ihre gelähm-

te,n Zungen. Was er erfuhr, musste er

tarnen. Bei der Veröffentlichung ließ er

Namen, Orte, Adressen, nähere Umstände

der da geheimnisvoll Redenden weg. Die

Staatssicherheit las ja immer mit — sofern

sie lesen konnte. Das Werk tarnte er nach

Zusammenstößen mit der Parteizensur

durch ein Klassikerzitat des Langweilers
Gottwald. Ivanovs Buch kam 1965 heraus.

Leider bekam derAutor vom Leben nicht

mehr die Chance, nach 1990 die Ver-

schlüsselung der Personen und mancher

Sachverhalte in einer revidierten Fassung
aufzulösen. So liegt heute eine rätselhafte

Zeugensammlung vor, die man erst nach

monatelanger Rekonstruktion des verlo-

ren gegangenen Schlüssels versteht.

Als ich die meisten Zeugen identifiziert

hatte, wurde mir das Buch zu einem wah—

ren Schatzkästchen des Prager Widerstan—

des. Den beiden Fallschirmjägern Jozef

Gabcik und Jan Kubis — die Namen muss

man sich endlich merken, verdammt

nochmal — ging es wie Elser: Die DDR hat

das Ereignis völlig ausgeklammert. Der

»Rote Vatikan« ist immer für einen makab—

ren Witz gut, aber der Westen war nicht

viel besser. Als Hitlers Armeen zerschlagen
waren, bekannte sich die neue Tschecho-

slowakei zu ihren Partisanen, die in der

Krypta der orthodoxen Kirche St. Cyrillus
und Methodius eine Erinnerungsstätte ein-

richten wollten. Denn dort hatten bald

nach dem Attentat vom 27. Mai 1942

dann am 18. Juni sieben eingeschlossene
Fallschirmjäger sieben Stunden lang 800

SS-Leuten Widerstand geleistet. Es kam al-

les anders.

Die KPC riss 1948 die Macht an sich,
schaltete das politische Leben gleich und

entfernte die Andersdenken aus allen

Positionen. Nun drohte den Westemigran—
ten das Sterbeglöckchen, den Soldaten, die

nach England ausgewandert waren. Im

Zuge des stalinistischen Schauprozesses
gab es eine Hetzjagd auch auf die West-

exilierten in der eigenen Partei. 1952 hin-

gen an den Galgen im Innenhof des Pank-

rac-Gefängnisses elf exilierte Kommunis-

ten, die meisten übrigens jüdischer Ab-

stammung. Einst hatten die Nazis hier pa-

triotische Tschechen gehenkt. Die letzten

Fallschirmjäger taten gut daran, so rasch

als möglich erneut abzuhauen. Kaum einer

ist zurückgekommen. Was die Stalinisten

an Überlieferung übrig ließen, interessier-

te im Westen nur wenige, abgesehen von

dem Staatskult, der mit dem zerstörten

Dorf Lidice und dem Blutbad zelebriert

wurde Auch hier wie so oft bei Staatsver-

ehrungen ein ungutes Gefühl: Schon für

das nächste ähnlich verwüstete Dorf Le-

zaky interessierte sich »das Weltgewissen«
einen feuchten Dreck. Solche Lidices gab
es in der Sowjetunion zu Dutzenden, die

Namen sind untergegangen. Ähnlich in

Griechenland, Jugoslawien usw. Gegen die

Aufarbeitung der deutschen Terrorge-
schichte an der Moldau wehren sich als

dritte Strömung die Sudetendeutschen,
wobei man nicht mehr weiß, wer das ei-

gentlich ist und wer sie zum immer neuen

Ritten gen Osten legitimiert hat. Aus die-

sem vielseitig verminten Prag wollte ich

weg, in den Untergrund der kleinen Leu-

te, der selbstlosen Unterstützer der tsche-

choslowakischen Fallschirmjäger. Bei allem

Versteckspiel mit der Staatssicherheit

spricht aus den Stimmen der Prager Un-

terstützer für Gabcik, Kubis und die ande—

ren ein eigentümliches Geschichtsbewus-

stsein, wie man es immer wieder bei un-

terdrückten Völkern findet, die sich ihr

Freiheitsbewusstsein nicht abkaufen las-

sen.

Die Familien, die die Fallschirmjäger
bei sich versteckten, lebten in einem ge-

meinsamen alten oppositionellen, autono-

men Staatsbewusstsein derTschechen, das

historische Romanautoren wie Jirasek

überaus populär gemacht hatten. An die

Konsequenzen dachte man nicht, man

wusste ja aus der Geschichte der Hussiten,
wie lange diese Volksbewegung aufs

schwerste verfolgt worden war und am En-

de doch gesiegt hatte. In diesem Sinne leb-

te beim besten Teil des Prager Untergrun-
des ein hussitische Tradition, die zu einem

wichtigen psychischen Faktor im Wider-

stand wurde. Das hat selbst die Gestapo

gespürt und daraus den richtigen Schluss

gezogen, dass sie diese Leute doch niemals

für den großgermanischen Rassismus ge-



winnen werde. Als ein zweiter roter Faden

durch die Attentatsgeschichte fiel mir ei-

ne Menge von Slapsticks auf. Was da al-

les schief ging. Viel Schwejk, auch ein we-

nig ein Prager Karl Valentin. Das Ganze

hätte Charlie Chaplin jauchzen lassen.

Sein »Großer Diktator« Fortsetzung mit

dem »Henker im verwegenen Prag« finden

können Die burlesken Zugaben des Atten-

tatsgeschens hat man nicht sehen wollen.

War das peinlich, angesichts des massen-

haften Todes einfach zu lachen. Aber die

Ereignisse sprechen nun mal die souveräne

Sprache des Galgenhumors. Als die SS

Schläuche der Prager Feuerwehr in die

Krypta einführen ließ, um die Partisanen

zu ersäufen, gelang es den Partisanen

mehrmals, mit einer langen Leiter die

Schläuche hinauszudrücken. Und es war

Jozef Gabcik, der als erster ein herrliches

Gelächter anstimmte. Es gehörte eine

ziemliche Portion Mut dazu, bei der Gesta-

po sich für verhaftete Unterstützer einzu-

setzen. Als nach dem Attentat eine Familie

im Gestapohaus einsaß, nahm nach einer

Woche eine der Nachbarinnen ihren Mut

zusammen. Sie betrat das ängstlich ge-

miedene Haus und fragte einen wachha-

benden Gestapomann, wie es denn ihren

Nachbarn ginge und ob die nicht etwas

bräuchten. Der Schurke schrie die Frau an:

Denen gehe es ausgezeichnet, warum sie

sich denn darum kümmere, ob sie nicht

auch hierher wolle. Die Pragerin ließ sich

nicht aus dem Gleichgewicht bringen: Es

gehe ihr nur darum, dass in der Küche die-

ser Nachbarn Nudeln seien und die Nu-

deln verfaulten und der Gestank ziehe

durch das ganze Haus, da wolle man halt

wissen, wann diese Leute wieder zurück-

kommen. Es wäre eine schöne Tat, vor dem

einstigen Gestapogebäude in Prag ein

Denkmal aufzustellen für diese tapfere
Frau und die Nudeln Slapsticks haben sich

von Anfang an des Attentats bemächtigt.
Als Heydrich, eingelullt durch seine Einbü-

dung, alle Tschechen liebten, in die Haar-

nadelkurve einbiegt, springt ihm Jozef

Gabcik entgegen, mit einer englischen
Maschinenpistole. Drückt ab. — Nichts,
kein Schuss löst sich. Mit den 32 Projekti-
len des Magazins wäre Heydrich sofort ein

Fall für den Friedhof gewesen, nicht erst

nach einer Woche. Heydrich, ein gänzen-
der Säbelfechter und vorzüglicher Pisto—

lenschütze, sieht die Chance seines Lebens

gekommen, als heroischer Einzelkämpfer
in die Geschichte einzugehen. Er befiehlt

dem Fahrer anzuhalten, er will sich den

Kerl da am Straßenrand schon kaufen.

Heydrich greift in die Autotür, wo eine Pi-

stole steckt, und springt hoch. Im gleichen
Augenblick treffen ihn Autoteile, die die

Spezialgranate des zweiten Attentäters

Kubis losgerissen hat. Heydrich zielt — aber

auch bei ihm geht kein Schuss los. Nun

rennt Heydrichs Schofför raus und jagt
dem davonlaufenden Gabcik hinterher

und zielt mit seiner Walther—Pistole — auch

dieses Ding geht nicht los. Zum Kaputt-
lachen: die SS-Leute verstehen nicht mal,
ihre Waffen in Ordnung zu halten. Gabcik

springt von Deckung zu Deckung und — ja
wenigstens seine Pistole funktioniert, er

schießt zurück, trifft aber niemanden.

Nach langer Jagd erwartet der SS-Mann

den Gabcik, wie er aus dem Versteck in ei-

ner Metzgerei herauskommt. Der Attentä-

ter schießt dem SS-Mann, der ihn mit

bloßen Händen ergreifen Wlll, nur in die

Beine, lässt ihn liegen und entkommt über

die Brücke nach Prag hinüber. Inzwischen

hat der andere, der eigentlich entschei-

dende Attentäter Kubis sein Radl ge-

schnappt und fährt seelenruhig in den Vor-

ort Liben. Heydrich, das Ziel des ganzen

Unternehmens, liegt derweil verletzt und

erschöpft auf dem Autokühler. Übrigens
eine große Mercedes Limousine. Schutzlos,
die beiden Attentäter hätten ihn in aller

Ruhe nach Walhalla schicken können.

Aber nichts geschieht. Später, nach dem

Krieg, als die Teilnahme an dieser größten
Aktion des europäischen Widerstands bil-

liger zu haben war, behauptete der

Schwätzer Vanek, damals hätte rund ein

Dutzend weiterer Widerstandskämpfer an

der Kurve gewartet. Ein Traum mit vollem

Bauch auf dem Sofa am Sonntagnachmit-
tag. Es wäre leicht gewesen, das nur halb

gelungene Attentat zu vollenden.

Ja aber, so werde ich allenthalben ge-

fragt, so steht es auch in den gescheiten
Büchern: War das Attentat überhaupt sinn-

voll? Nun ja, das ist ja immer die gleiche
Frage, ob durch eine Tat etwas verhindert

oder ein schlimmer Zustand nicht erst

recht verstärkt wird. Hier wenigstens, im

Prag von 1942, lässt sich sagen, dass Hey-
drichs Tod der erste empfindliche Schlag
gegen die Herrenrasse in Europa war. Da-

bei traf es noch einen Blonden mit Garde-

maß, neben den vielen schwarzhaarigen
Nazis ein echtes Rassemuster. Hitler, der

bei jeder Gelegenheit sein Maul stunden-

lag aufzureißen und im Großdeutschen

Rundfunk in die Seelen der braven Deut—

schen einzudringen pflegte — Hitler ver-

schlug es bei der Trauerfeier in Berlin die

Sprache. Am Sarg in der Reichskanzlei kam

er über drei Sätze nicht hinaus. Ans Grab

traute er sich schon nicht mehr. Von da an

war Hitlers Begabung als Trommler in bier-

geschwängerten Männerversammlungen
wie weggeblasen.

Ja aber die schrecklichen Repressalien
nach Heydrichs Tod? Lidice? Die Terrorpe—
riode, die die Tschechen »die Heydrichi-
ade« nennen? Diese Bedenken stellen un-

ter uns einen letzten Ausläufer der Nazi—

propaganda dar. Wie wenn ohne

Widerstand auch nur ein einzigerTscheche
mehr überlebt hätte. Heydrich hatte, fei-

gerweise in zwei Geheimreden auf dem

Hradschin, angekündigt, die Hälfte der

Tschechen müssten »an die Wand gestellt«
werden. Und die tschechischen Juden, wer

hat von denen Heydrich auch nur ein Här—

chen gekrümmt? Dennoch fuhren jede Wo-

che einige tausend in den Tod. Noch mehr

Todestransporte waren nur deshalb nicht

möglich, weil die Nazis nicht mehr Eisen-

bahnmaterial besaßen.

Durch das Attentat änderte sich nur

die Propaganda, der Todesfeldzug war

schon lange im Gange. Wer mal wieder

nach Prag kommt, sollte die Haarnadel-

kurve suchen. Ein Kunststück mit einem

guten Stadtplan. Zeit sollte man sich las-

sen für einen Besuch in der Todeskrypta,
mit einer anschaulichen Ausstellung über

das Attentat und die letzte Schlacht in der

Kirche. Oben eine geschmackvolle ortho-

doxe Kirche, die selbst für einen Freidenker

etwas Versöhnliches hat, wenn man an ei-

nem Sonntagmorgen stehend den Gottes-

dienst verfolgt. Eine ästhetisch anspre-

chende Performance, mit angenehmen Zu-

taten für den Geruchsinn, einer schönen

Bilderwand, viel Licht im Raum, zwei große
Diakone, die mit gelben Gewändern wie

Erzengel aus der Ikonostase herauskom—

men. Und diese Kirche steht unge-

schmälert zu den Freiheitskämpfern, die

hier starben. Der Geist des in Deutschland,
in Konstanz verbrannten Jan Hus erweist

sich auch hier noch als eine Geschichts—

macht.
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